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VWarum Daseinsvorsorge
auch der Wirtschaft hilft

Wenn angesichts sinkender Einnahmen nur noch von Sparen die Rede ist, muss aus kommunaler Sicht Folgen-
des festgehalten werden: Die Leistungen der Stadte im Bereich der ,Daseinsvorsorge”, also die Versorgung
durch Dienstleistungen wie Wasserversorgung, MUll, Energie, dffentlicher Nahverkehr, aber auch Kinderbetreu-
ung oder Pflege, sind Investitionen in die heimische Wirtschaft, vor allem Klein- und Mittelunternehmen profitie-
ren als Auftragnehmer von Investitionen in die Infrastruktur. Mit zwei Milliarden Euro (Wien ausgenommen) sind
Osterreichs Stadte und Gemeinden nach wie vor der gréBte heimische Investor. Osterreich spirt die Folgen der
internationalen Wirtschaftskrise auch deshalb relativ wenig, weil die kommunale Struktur mit all inren Dienstlei-
stungen auch im sozialen Bereich diese Auswirkungen stark dampft — das war Tenor einer hochkarétigen Veran-
staltung zum Thema ,Daseinsvorsorge” gemeinsam mit dem OGB/der GOD am 23. September in Wien.

So gesehen sind Investitionen in die sogenannte Daseinsvorsorge auch Investitionen in die soziale Balance

in unseren Stadten. Die Umverteilung, die durch einen gesunden Sozialstaat geschieht, dient dem sozialen
Frieden und tragt letztlich zur Erholung der heimischen Wirtschaft bei.

Und daher bin ich der Meinung: Osterreich braucht starke Stédte, Europa braucht starke Stadte!

-

Dr. Thomas Weninger
Generalsekretér des Osterreichischen Stédtebundes

OGZ 11/2010


Verwendete Acrobat Distiller 8.0/8.1 Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v4.0.0" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 8.0/8.1 kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Postyellow-PDF
PDF 1.4 + Transparency
Colour spaces remain as used
Printing resolution for commercial printing up to 2540 dpi
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 2400 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Nein
Papierformat:
     Breite: 240.002 Höhe: 327.002 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

Die "Distiller Secrets" Startup-Datei ist eine Entwicklung der

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de


%mﬁ

Osterreichischer
Stiadtebund

PRASIDENT

£

)
£

G
x
=]
4

=
)
=
=]
P
2z

Offentliche Aufgaben muissen
auch in offentlicher Hanad blellben

Osterreichs Stadte und Gemeinden stellen inren Bewohnern tagtéglich eine hervorragende kommunale Infrastruktur
zur VerfUgung. Immer wieder kommt der Ruf nach Privatisierungen dieser Leistungen. Wohin das fUhren kann, sieht
man beispielsweise in London: Dort profitieren von der Privatisierung der Wasserversorgung nur die Manager der
beauftragten Firma — fUr alle Endverbraucher hingegen ist das \Wasser teurer geworden. Nicht umsonst entscheiden
viele Kommunen, wieder zu rekommunalisieren.

Es ist wichtig, dass 6ffentliche Aufgaben auch in &ffentlicher Hand bleiben. Nur so ist garantiert, dass die Service-
leistungen auf hohem Niveau zu sozial vertraglichen Preisen bestehen bleiben und damit auch benachteiligte Bevol-
kerungsgruppen versorgt sind. Kommunale Leistungen sichern aber auch Arbeitspléatze und stéarken die Wirtschatt.
2,2 Mrd. Euro haben Osterreichs Kommunen 2008 investiert und damit unsere Wirtschaft gestiitzt, Wir missen aus
der Krise heraus investieren und durfen uns nicht in die n&chste hinein sparen!

BUrgermeister Dr. Michael Haupl

Président des Osterreichischen Stédtebundes
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STADTEBUND UNTERZEICHNET
EUROPAISCHE CHARTA FUR
VERKEHRSSICHERHEIT

Die ,Nationale Charta-Tour® der Europdischen
Charta fiir Verkehrssicherheit machte am 23.
September 2010 in Wien Station. In Anwesenheit
von Verkehrsministerin Doris Bures, von Walter
Nissler, Fachreferent der Generaldirektion Mo-
bilitat und Verkehr der Europdischen Kommission
und dem Leiter der Vertretung der Europiischen
Kommission in Osterreich, Richard Kiihnel,
unterzeichnete Generalsekretir Dr. Thomas We-
ninger am 23. September die Selbstverpflich-
tungserklirung des Stidtebundes zur Durch-
fithrung von Verkehrssicherheitsmaf§nahmen im
eigenen Bereich. Damit tritt der Stidtebund der
Europiischen Charta fiir Verkehrssicherheit bei,
die mittlerweile von mehr als 1.900 Institutionen
unterzeichnet wurde. Der Mehrwert der Charta
besteht darin, Informationen, Erfahrungen und
gute Praxis auszutauschen und im eigenen Bereich
Schwerpunkte zum Thema Verkehrssicherheit
zu setzen. Verkehrsministerin Bures dankte allen !
Unterzeichnern fiir ihr Engagement und ihren Beitrag zur Erh6hung der Sicherheit auf Osterreichs Straflen. ,,Verkehrssicherheit ist ein
Thema, das Breite braucht. So wie ¢in riicksichtsvoller Autofahrer die Verkehrssicherheit nicht im Alleingang signifikant erhéhen kann,
kann das auch nicht der Gesetzgeber allein. Es braucht die Zusammenarbeit, das Engagement von vielen, den Wettbewerb der Ideen. Ge-
neralsekretir Dr. Thomas Weninger wies zu diesem Anlass auf die Geschwindigkeitsiiberwachung durch Gemeinden hin — ein Thema fiir
das sich der Stidtebund schon seit geraumer Zeit stark macht: ,Jedes Konzept, sogar jedes Gesetz sind nur so gut, wie die Kontrolle der
Einhaltung vor Ort. In diesem Sinne hoffen wir auf eine entsprechende Gesetzesinitiative der Frau Bundesministerin, welche den Stidten
und Gemeinden die Radariiberwachung wieder erméglicht. Denn die Geschwindigkeiten im Ortsgebiet sind, seit die Stidte nicht mehr
tiberwachen diirfen — wie vom Kuratorium fiir Verkehrssicherheit nachgewiesen —, bedenklich gestiegen.“
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STADTEBUND BEIM BUSINESS RUN 2010

Der grofSte Firmenlauf Osterreichs, der 10. Wien
Energie Business Run 2010, ist Geschichte. Der
Eventplatz vor dem Ernst-Happel-Stadion bot
am 23. September allen SportlerInnen eine tolle
Biithne fiir ihren Lauf und die Party danach. Die
Schnellsten waren nach 12 Minuten im Ziel.
Stars aus Sport und Wirtschaft feierten mit Kol-
leglnnen und ihren Chefs ein wunderschones
Lauf-Fest. Die 4,2 km lange Strecke durch den
Prater genossen bei sommerlichen Abendtempe-
raturen rund 17.000 LiuferInnen und Walker-
Innen. Den Startschuss gaben Anja Richter,
Stadtrat Christian Oxonitsch und Wien Ener-
gie-Geschiftsfithrer Robert Griineis. Tausende
Fans feuerten ihre KollegInnen entlang der Strecke
und vor allem im Zielbereich an. Mit dabei
beim Jubiliums-Business Run 2010: Stidtebund-
GS Thomas Weninger und die beiden Referent-
Innen Christina Aigner und Johannes Schmid.
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Osterreichischer
Stiadtebund

STADTEBUND UND OGB LUDEN
ZU ,,DASEINSVORSORGE IN
ZEITEN DER KRISE*

,Osterreichs Stidte und Gemeinden stellen ihren
Bewohnerlnnen tagtiglich eine hervorragende
kommunale Infrastrukeur zur Verfligung. Diese
offendichen Aufgaben miissen auch in 6ffentlicher
Hand bleiben®, sagte Stadtebund-Prisident Mi-
chael Hiupl bei der Veranstaltung ,,Daseinsvor-
sorge in Zeiten der Krise“ von Stadtebund und
OGB am 23. September 2010 in Wien. Stidte
und Gemeinden sind nach wie vor der wichtigste
offentliche Investor: Sie investieren jihrlich rund
2 Milliarden Euro in die lokale Wirtschaft und
schaffen damit Arbeitsplitze. Doch wihrend
die Investitionen 1999 noch bei 1,2 Prozent des
BIP lagen, betrugen sie 2008 nur mehr 0,74
Prozent des BIP. Grund dafiir ist, dass einerseits
die Einnahmen sinken, gleichzeitig aber die
Aufgaben fiir Stidte und Gemeinden immer
grofler werden — Stichwort Kinderbetreuung,
Gesundheit, Pflege. Dabei zeigt sich gerade jetzt,
dass die Folgen der weltweiten Wirtschaftskrise
in Osterreich aufgrund der kommunalen Struk-
turen verhiltnismiflig gut abgefedert werden
konnten — die kommunale Daseinsvorsorge ist
also auch eine wichtige Maf§nahme gegen Armut
und soziale Ausgrenzung. Die Beibehaltung
dieser Leistungen trigt letztlich auch zur sozialen
Balance in unserem Land bei.

435 STADTE UND
GEMEINDEN BEI
MOBILITATSWOCHE 2010

An der europiischen Mobili-
titswoche, die bereits zum 11.
Mal von Klimabiindnis mit Un-
terstiitzung des Lebensministe-
riums organisiert wurde, nahmen
heuer 435 6sterreichische Stidte
und Gemeinden teil. ,Nachhal-
tige Mobilitit ist gerade in Bal-
lungszentren eines der wichtig-
sten Zukunftsthemen. Der Stid-
tebund unterstiitzt die Mobilititswoche ausdriicklich, weil eine verstirkte
Nutzung von 6ffentlichem Nahverkehr, Fahrrad, zu Fuff gehen oder Car-
Sharing nicht nur die Luftqualitit und CO,-Bilanz verbessert, sondern auch
insgesamt zur Lebensqualitit in Stidten beitrigt®, erklirte Thomas Weninger,
Generalsekretir des Osterreichischen Stadtebundes.

Zwischen 16. und 22. September 2010 standen Osterreichs Stidte ganz im
Zeichen der sanften Mobilitit: Zahlreiche Aktionen zeigten klimafreundliche
Alternativen zum Auto. Beispielsweise fanden in zahlreichen Stidten (z.B.
Graz, St. Polten, Wels) ,,Mobilititswochen-Championships“ statt: Auto,
offentlicher Verkehr und Fahrrad standen sich bei einer Wettfahrt gegentiber.
»Unsere Stidte investieren in den nichsten Jahren viel Geld in den weiteren
Ausbau und die Attrakeivititssteigerung des 6ffentlichen Verkehrs — allerdings
oftmals ohne zu wissen, ob und welchen Teil der Kosten Bund bzw. Land iiber-
nehmen werden. Daher fordern wir mehr Geld fiir den 6ffentlichen Verkehr,
langfristige Finanzierungszusagen und vor allem transparente Forderkriterien.
Der Stiddtebund ist gerne bereit, hier Vorschlige einzubringen®, so Generalsekretir
Dr. Thomas Weninger abschliefSend.

»SENIORENFREUNDLICHSTE GEMEINDE“ AUSGEZEICHNET

Sozialminister Rudolf Hundstorfer hat gemeinsam mit
Pensionistenverband und Volkshilfe die finf Siegergemeinden
der ,,Seniorenfreundlichen Gemeinde Osterreichs® gekiirt,
die von einer Expertlnnenjury, der auch der Stidtebund
angehdrte, ausgewihlt wurden. Die Siegergemeinden sind
Aschach an der Donau (2.346 Einwohnerlnnen), St.
Kanzian am Klopeiner See (4.411 Einwohnerlnnen), St.
Valentin in NO (9.144 EinwohnerInnen), Leonding
(27.192 EinwohnerInnen) sowie Kapfenberg (21.900 Ein-
wohnerInnen).

Stiadtebund-Generalsekretir Weninger hob besonders den
Spezialpreis fiir Innovation hervor, der heuer zum ersten
Mal vergeben wurde. Sieger ist die obersteirische Stadt
Kapfenberg: ,Kapfenberg hat mit seinen Angeboten an
Senioren Enormes geleistet — in einer der von Abwanderung
am stirksten betroffenen Gegenden hat eine Stadt ein be-

achtliches Programm auf die Beine gestellt, das sich hauptsichlich ~ wurde heuer zum 4. Mal vergeben und soll einen Beitrag dazu
der Vermittlung zwischen den Generationen verschrieben hat®, so  leisten, die positiven Aspekte des Alterns hervorzuheben und inter-
Weninger. Die Auszeichnung ,Seniorenfreundliche Gemeinde®  essante Projekte in den Blickpunkt der Offentlichkeit zu stellen.

www.staedtebund.gv.at



KOMMUNALNEWS

WIEN ALS NACHHALTIGSTE 55
STADT DER WELT
AUSGEZEICHNET

GANZ WIEN

BLEIBT CLEAN

Haochste Auszeichnung fiir die Stadt Wien
im Oktober in New York: Erstmals wird
Wien der Preis ,, World City closest to su-
stainable Waste Management® verlichen.
Die Auszeichnung honoriert die heraus-
ragenden Bemiihungen zur Stirkung des
Umweltschutzes und der Nachhaltigkeit
im Bereich der Abfallwirtschaft. ,,Ich freue
mich extrem tiber diese hohe Auszeichnung.
Wir haben uns gegen Stidte wie Kopen-
hagen, Berlin, Malmé, Miinchen, Singapur,
Vancouver und Ziirich durchgesetzt und
der Preis ist einmal mehr ein Beweis dafiir,
dass die tigliche Arbeit fiir Umweltschutz
und Lebensqualitit in Wien nicht nur
von den Wienerlnnen positiv bewertet
wird, sondern auch international Beachtung
findet®, freut sich die Wiener Umwelt-
staderdtin Ulli Sima. Vergeben wird die
Auszeichnung von den internationalen
Abfallwirtschafts-Organisationen WTERT
und SUR. Eine hochkaritige Jury, bestehend
aus 20 internationalen Experten im Bereich
der Abfallwirtschaft — WissenschaftlerInnen,
Ingenieure aus dem Beirat von WTERT
und der University of Columbia, New
York —, evaluierte die Bestrebungen der
einzelnen Stidte, den Gedanken der Nach-
haltigkeit besonders wirkungsvoll zu trans-
portieren bzw. die Abfallwirtschaft danach
effektiv auszurichten. Der Preis richtete
sich weltweit an alle Metropolen mit mehr
als 250.000 EinwohnerInnen.

o

KARNTEN: VERDOPPELUNG DER ABSTIMMUNGSSPENDE DURCH
DAS LAND GEFORDERT

Eine Aufstockung der vom Bund gewihrten Abstimmungsspende anlisslich des Jubiliums
90 Jahre Kirntner Volksabstimmung durch das Land fordert der Prisident des Sozialdemo-
kratischen Gemeindevertreterlnnenverbandes Bgm. Arnold Marbek. ,Es war in der Ver-
gangenheit immer eine alte Gepflogenheit und moralische Verpflichtung, dass die Mittel
des Bundes durch das Land entsprechend aufgestockt wurden, um in den Abstimmungsge-
meinden Projekte voranzutreiben und schneller finanzieren zu konnen®, so die Begriindung
Marbeks. Groflen Wert wird seitens des Gemeindevertreterlnnenverbandes aber auch
darauf gelegt, dass die betroffenen Gemeinden den Verwendungszweck mitbestimmen
konnen und das Geld auch rasch und unbiirokratisch seinen Zweck erfiillt. Im gleichen
Zusammenhang verweist der Gemeindevertreterverband auch auf die positive Entwicklung
der Ertragsanteile und verlangt ein ,,kommunales Kraftpaket* fiir Abgangsgemeinden. ,Mit
diesen finanziellen Mitteln konnten in diesen Gemeinden wichtige Infrastrukturprojekte
wie Straflensanierungen nach Katastrophenschiden, Kleinkindbetreuungseinrichtungen
etc. in Angriff genommen werden®, ist Marbek tiberzeugt.

E5 IN BREGENZ: EIN PROGRAMM ZUR ZUKUNFTSGESTALTUNG

Die Landeshauptstadt Bregenz ist seit Mai 2008 eine von aktuell 30 Vorarlberger Stidten
und Gemeinden, die am e5—Programm teilnehmen. Das e5-Programm ist ein Projekt zur
Qualifizierung und zur Auszeichnung von Kommunen, die sich im Bereich Energieeffizienz,
Klimaschutz und dem Einsatz erneuerbarer Energietriger engagieren. Den Kern einer
jeden e5-Gemeinde bildet das Energjeteam, das sich aus Politik, stidtischen MitarbeiterInnen
und weiteren Vertreterlnnen von wichtigen Institutionen zusammensetzt. Das Team in
Bregenz wird von Biirgermeister DI Markus Linhart geleitet. Im Rahmen des e5-Programmes
fand am 17. September ein Workshop zur ,,Energiestrategie Bregenz® statt. Eine der ersten
Mafinahmen im e5-Programm war die Weiterentwicklung des Bregenzer Umweltleitbildes
zum Energie- und Umweldleitbild. Die darin enthaltenen Leitziele der Stadt Bregenz im
Energiebereich beinhalten, dass sich die Landeshauptstadt zu einer nachhaltigen und zu-
kunftsfihigen Entwicklung bekennt. Umweltbewusstsein, Energieeinsparung, Energieeffizienz
und Klimaschutz haben dabei oberste Prioritit.

KAV: FUR TOLERANZ
UND GEGEN GEWALT
Am 10. September 2010 be-
teiligten sich Krankenhduser
und Geriatriezentren sowie
die Generaldirektion und die
Direktion der Teilunterneh-
mung Geriatriezentren und
Pflegewohnhiuser des KAV
an einer ungewdhnlichen
aber wichtigen Aktion: Ge-
walt am Arbeitsplatz und
Machtmissbrauch werden im KAV nicht akzeptlert Die MitarbeiterInnen des KAV bezogen
im wahrsten Sinne des Wortes einen klaren Standpunkt gegen Gewalt, in dem Sie mit
beiden Beinen auf dem Boden und im Schulterschluss klar stellten, was das Grundsatzpapier
des Managements des KAV im Mai 2006 gegen Gewalt und Machtmissbrauch bereits
eindeutig bekannte. Sexueller Belistigung am Arbeitsplatz, korperlicher Gewaltanwendung,
Mobbing sowie Diskriminierung wegen Geschlecht, ethnischer Herkunft, Religion, Welt-
anschauung und sexueller Ausrichtung sowie Korruption wird im KAV weiterhin der
Kampf angesagt.

OGZ 11/2010



RENEXPO

AUSTRIA

Internationale Kongressmesse fiir Emeuerbare Energien

& Energieeffizientes Bauen und Sanieren

-

Osterreichs Biirgermeister treffen sich in Salzburg

Vom 25. - 27.11.2010 findet zum zwei-
ten Mal die RENEXPO® Austria im Messe-
zentrum Salzburg statt. Sie ist nicht nur
Salzhurgs Landesenergiemesse, sondern
ist auf dem besten Weg, Osterreichs Leit-
messe fir regenerative Energien und
Energieeffizienz zu werden.

Am  Ertfnungstag, dem 25. November,
kommen im Anschluss an die Erffnung
durch Herrn Bundesminister Niki Berlakovich
und dem Salzburger Landesrat Sepp Eisl auf
dem ,1. Osterreichischen Birgermeistertag”
Kommunalvertreter aus ganz Osterreich und
aus Bayern zusammen, um sich Gber Trends
der kommunalen Energieversorgung zu in-
formieren.

Energieberatung pur

Auf dem ,2. Osterreichischen Energiebera-
tertag”, dem zentralen Forum der Bran-
che in der Alpenrepublik, treffen sich Ener-
gieberater aus ganz Osterreich und Bayem
zum Informations- und Erfahrungsaustausch

25. - 27.11.2010
Messezentrum Salzburg

www.renexpo-austria.af

-
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in Politik und Praxis. Aut der Energiebera-
ter Insel bieten Experten kostenlose Bera-
tungen zu Energieeinsparung, Energieaus-
weispflicht, Finanzierung und Férderung an.

Hochwertige Fachkongresse

Im Rohmen der RENEXPO” Austria finden
verschiedene weitere Fachtagungen, u. 0. zu
den Themen Passivhaus, Holzbau, regene-
rative Nahwéirme- und Mikro-Netze, Green
Jobs, Alternative Mobilitt, Kleinwasserkraft
sowie Warmepumpe, statt.

Wasserkraft setzt Trends

Die ,Infemationale Wasserkraft-Fachaus-
stellung” der RENEXPO" Austria entwickelt
sich bereits in ihrem zweiten Jahr zur wich-
tigsten europdiischen Plattform fir Wasser-
kraft. Uber 40 Aussteller sind dieses Jahr in
diesem Bereich vertreten. Parallel zur Aus-
stellung findet die ,2. Internationale Klein-
wasserkraftkonferenz: Neubau, Sanierung
und Revitalisierung” statt.

REECO

100.000 neue Green Jobs

Bis 2020 sollen in Osterreich rund 100.000
neue Green Jobs geschaffen werden. Wie
soll dieses Ziel erreicht werden? Antworten
auf diese Frage liefert der Green Jobs Kon-
gress ,Griiner Arbeitsmarkt”. Veranstaltet
wird der Kongress von ACT - Austrian Clean
Technology mit Unterstiitzung des Lebens-
ministeriums.

Iahlreiche Unterstiitzer

Unterstitzt wird die Messe durch starke
Netzwerkpartner, die den Erfolg und die
Qualitiit der Messe garantieren. Heuer sind
mehr als 50 Verbinde mit dabei, v.a.: Oster-
reichischer Biomasse-Verband, Energie aktiv
Klima:aktiv, proHolz, eMobility, Intematio-
nal Solar Energy Society, Kleinwasserkraft
Osterreich, Bundesverband WéirmePumpe
Austria sowie mehr als 50 weitere nationale
und infernationale Fachorganisationen.

Kostenlose Vortriige

Im Rahmen der Messe kannen Besucher sich
in den kostenlosen Vortragsreihen Gber die
gesamte Themenbandbereite der emeuver-
baren Energien und der Energieeffizienz
bei Bau & Sanierung informieren. Weiter-
hin werden kostenlos gefiihrte Messerund-
giinge angeboten.

Wasserkraft
Fachausstellung -

a‘& Kongress
‘e

Osterreich: Biirgermeistertag
» Termin: Donnerstag, 25. November 2010
» Erdffnung: Bundesminister Niki Berlakovich
» Information: zukiinftige Méglichkeiten

der Energieversorgung
» Tiel: Impulse aufnehmen und

Kontakte kniipfen

Messe: Wachstum schaffen

» 130 Aussteller (Sonderschau E-Mobilitiit)
» 4000 Besucher

» 500 Kongressteilnehmer

» Partnerland Bayern

Kongress: Zukunft gestalten
» 2. OSTERREICHISCHER ENERGIEBERATERTAG
» Intemnationales Passivhaus Holzbau Forum
» 2. Osterreichisches Warmepumpen Forum
» 2. Innovationskongress:

Alternative Mobilitit
» 2. Fachtagung regenerative

Nohwiirme- und Mikro-Netze
» EU-Energieausweis in Salzburg
» 2. Internationale Kleinwasserkraftkonferenz

Termine: vormerken

Messezentrum Salzburg

Do. 25. - Sa. 27. November 2010
Donnerstag und Freitag von 9.00 18.00 Uhr
Samstag bis 17.00 Uhr gedffnet.

www.renexpo-austria.at

Gutschein fiir eine Freikarte!

Bei Abgabe dieses Gutscheins an der Kasse erhalten Sie eine Freikarte fiir

den kostenlosen Messebesuch.

(061)

>$



MOKRATI

Brietwah! —
eine Erfolgsgeschichte in Etappen

Warum die Briefwahl in naher und ferner Zukunft aus dem
Osterreichischen Wahlrecht nicht mehr wegzudenken ist.
Robert Stein, stellvertretender Bundeswahlleiter

Jahrzehnte hat es gedauert, bis tiber die
Einfithrung der Briefwahl unter den poli-
tischen Lagern Einigung erzielt worden
ist. Schon drei Jahre nach der Einfithrung
kann gesagt werden, dass viele Menschen
von der Méglichkeit der Briefwahl gerne
Gebrauch machen. Nach der Einfithrung
der Briefwahl im Jahr 2007 konnten in
zwei Etappen rechtliche Klarstellungen und
Verbesserungen fiir BiirgerInnen wie fiir
Gemeinden erzielt werden.

10

Historischer Ruickblick

Bereits Ende der 1950er-Jahre war der
Wunsch nach Einfilhrung der Briefwahl
Zankapfel zwischen den beiden grofien po-
litischen Lagern. Nach der Judikatur des
Verfassungsgerichtshofes war die Einfithrung
der Briefwahl auf einfach-gesetzlicher Basis
nicht zulissig, weil in der Einfithrung einer
solchen Méglichkeit eine Verletzung des ge-
heimen und des personlichen Wahlrechts
geschen worden ist. Es war unbestritten,

dass die Einfithrung der Moglichkeit der
Briefwahl eine Neudefinition der in Art. 26
B-VG verankerten Grundsitze des Wahlrechts
voraussetzen wiirde. Wihrenddessen es auf
der Ebene der Gebietskdrperschaften in
Osterreich — unumstritten — unzulissig war,
Briefwahl in Osterreich einzufiihren, wurde
die Briefwahl auf dem Gebiet der Interes-
senvertretungen seit langer Zeit erfolgreich
eingesetzt, ohne dass in diesem Fall verfas-
sungsrechtliche Bedenken bestanden hitten.

OGZ 11/2010


Verwendete Acrobat Distiller 8.0/8.1 Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v4.0.0" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 8.0/8.1 kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Postyellow-PDF
PDF 1.4 + Transparency
Colour spaces remain as used
Printing resolution for commercial printing up to 2540 dpi
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 2400 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Nein
Papierformat:
     Breite: 240.002 Höhe: 327.002 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

Die "Distiller Secrets" Startup-Datei ist eine Entwicklung der

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de
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Christopher Klettermayer

Die Briefwahl ist in naher und auch in
ferner Zukunft nicht mehr wegzudenken
aus dem &sterreichischen Wahlrecht.

So wird insbesondere bei der Bundesperso-
nalvertretungswahl seit Langem die Mog-
lichkeit der Briefwahl angeboten.

1990: ,,Quasi-Briefwahl” fir

die Stimmabgabe im Ausland
Ausléser einer Verfassungs- und Gesetzesin-
derung war der Umstand, dass ein Aus-
landsosterreicher seinen ,,Ausschluss vom
Wahlrecht® im Jahr 1987 erfolgereicht beim
Verfassungsgerichtshof bekiampft hat. Auf-
grund des diesbeziiglichen Erkenntnisses
wurde — allerdings in einem lingeren Wil-
lensbildungsprozess — ein Modell geschaffen,
das es sowohl AuslandsosterreicherInnen als
auch Personen mit Hauptwohnsitz im Inland,

www.staedtebund.gv.at

die sich am Wahltag im Ausland aufhalten,
ermoglicht hat, die Stimme ohne Anwesenheit
einer Osterreichischen Wahlbehorde abzu-
geben. Zur Wahrung der Wahlrechtsgrund-
sitze musste selbst dieses Modell verfas-
sungsrechtlich abgesichert werden, zunichst
in der Nationalrats-Wahlordnung 1971 durch
Erhebung des damaligen § 62 in den Ver-
fassungsrang, spiter (1992) durch entspre-
chende Anpassung des Art. 26 B-VG. Das
Modell der Stimmabgabe im Ausland — der
Begriff ,Briefwahl“ wurde in der Legistik
damals tunlich vermieden — wurde an das
bestehende Wahlkartensystem angedockt.
War die Wahlkarte seit Jahrzehnten tatsichlich
eine Karte, so mutierte sie nun zu einem
Kuvert, auf dem zwei Zeuginnen oder
Zeugen zu bestitigen hatten, dass der Wah-
ler/die Wihlerin das Wahlkuvert, das er/sie
vorher, nach Hineinlegen des unbeobachtet
ausgefiillten Stimmzettels, zugeklebt hatte,
in die Wahlkarte schob. Die Zeuginnen
und Zeugen mussten Daten giiltiger Reise-
pisse angeben, die von den Landeswahlbe-
hérden jedoch kaum tberpriift werden
konnten. Das System wurde insbesondere
von den die AuslandsésterreicherInnen ver-
tretenden Vereinen als Schikane empfunden.
Uberdies hat sich gezeigt, dass bei den ersten
Wahlen, bei denen die Stimmabgabe aus
dem Ausland méglich war, wegen Formal-
fehlern mehr als 20 Prozent der Wahlkarten
nicht in die Ergebnisermittlung miteinbe-
zogen werden konnten. Nahezu bei jeder
Wahl wurde das Layout der Wahlkarte re-
formiert oder wurden neue Ausfiillhilfen
angeboten. Spiter wurde die Zahl der er-
forderlichen Zeuglnnen auf eine Person re-
duziert. Bei Europawahlen musste diese Per-
son zuletzt nicht notwendigerweise ein Oster-
reichischer Staatsbiirger/eine osterreichische
Staatsbiirgerin sein, sondern es konnte jeder
Unionsbiirger/jede Unionsbiirgerin diesen
Vorgang wahrnehmen.

Der lange Weg zur

»echten Briefwahl“

Ein Initiativantrag der damaligen Regie-
rungsparteien OVP und FPO (das sogenannte
,Demokratiepaket®) enthielt im Jahr 2000
ein umfangreiches Briefwahlmodell. Mangels
der erforderlichen Zwei-Drittel-Mehrheit
fiir die Umsetzung dieses Gesetzes wurde es
jedoch nicht realisiert. Aufgrund eines Re-

gierungsiibereinkommens der Koalitions-
parteien SPO und OVP wurde im Jahr
2007 ziemlich rasch die Moglichkeit der
Stimmabgabe mittels Briefwahl auf Ebenen
aller Gebietskorperschaften in die Verfassung
und in die Bundesgesetzgebung implemen-
tiert, wobei der Gesetzgeber im Wesentlichen
auf das aus dem Jahr 2000 stammende
Modell des ,Demokratiepakets® zuriickge-
griffen hat. Das Modell der Briefwahl lehnt
sich in groben Ziigen an das Modell der
Bundesrepublik Deutschland an. In Deutsch-
land wie in Osterreich muss der Wihler/die
Waihlerin eine eidesstattliche Erklirung ab-
geben, in der er/sie bestitigt, dass er/sie die
Stimmabgabe unbeeinflusst und unbeobachtet
durchgefiihrt hat. Wie seit 1990 muss die
Wahlkarte am achten Tag bei der Wahlbe-
hérde einlangen. Aus logistischen Griinden
werden die Briefwahlstimmen bei bundes-
weiten Wahlereignissen aber nicht mehr von
den Landeswahlbehérden ausgezihlt, sondern
wird die Auszihlung von den 117 Bezirks-
wahlbehérden (die fiir 121 Stimmbezirke
titig werden) durchgefiihrt. In rascher Folge
sind die Linder ihrem durch die Bundes-
verfassung gegebenem Auftrag nachgekom-
men und haben die Briefwahl auch in ihren
Wahlrechtskodifikationen verankert. We-
sentlich erschien dem Gesetzgeber, dass die
neue Wahlkarte nicht nur fiir die Briefwahl,
sondern auch fiir die gewohnte Stimmabgabe
vor einer Wahlbehorde eingesetzt werden
kann. Die Beibehaltung ist insbesondere fiir
Personen mit besonderen Bediirfnissen re-
levant. Menschen, die nicht in der Lage
sind, eine Unterschrift zu leisten, sind nimlich
de facto von einer Stimmabgabe mittels
Briefwahl ausgeschlossen, weil einer Unter-
schrift durch eine Hilfsperson aus gutem
Grund nicht vorgesehen ist. Fiir die Wahl-
behoérden recht iiberraschend fand die erste
Wahl mit der Moglichkeit der Briefwahl
auf Bundesebene bereits mit der National-
ratswahl 2008 statt. Was den Zulauf betrifft,
war die Briefwahl schon bei dieser Wahl ein
grofler Erfolg, rund 375.000 Personen haben
von der Moglichkeit der Briefwahl Gebrauch
gemacht. Gingen der Gesetzgeber sowie die
Behérden davon aus, dass wesentlich weniger
mit Nichtigkeit behaftete Wahlkarten zu
verzeichnen sein werden als beim friiheren,
nur fiir die Stimmabgabe im Ausland vor-
geschenen Modell, so ist dieser Erfolg zwar
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eingetreten, jedoch hat das Modell einige
Mingel aufgewiesen. Vor allem das Erfor-
dernis, dass die Wahlkarte in jedem Fall mit
einem Datum versehen sein musste, selbst
dann, wenn die Wahlkarte offenkundig
rechtzeitig bei der Wahlbehorde eingelangt
ist, hat wiederum zu relativ vielen ,,nicht
mit einzubeziehenden® Wahlkarten geftihrt.
Aus logischer Konsequenz daraus, hat der
Gesetzgeber mit dem Wahlrechtsinderungs-
gesetz 2009 — zunichst aber nur fiir die Eu-
ropawahlen — das Layout der Wahlkarte da-
hingehend angepasst, dass nunmehr aus-
schliefflich die Unterschrift fiir eine rechts-
giiltige Stimmabgabe mittels Briefwahl er-
forderlich war. Auflerdem wurde die Pro-
blematik der Nichtigkeitsgriinde ,astrein®
bereinigt und auf das Erfordernis der Fran-
kierung der Wahlkarte verzichtet. Mit dem
Wahlrechtsinderungsgesetz 2010 wurden
die beschriebenen Anderungen dann auf
alle bundesweiten Wahlereignisse tibertragen.
Gleichzeitig wurde einem Anliegen des Da-
tenschutzrates Rechnung getragen, die Daten
der WihlerInnen, insbesondere die Unter-
schrift, auf der Wahlkarte unsichtbar zu
machen, wiewohl ein Missbrauch denkbar
unwahrscheinlich gewesen ist, weil die Daten
ausschliefSlich durch Organe von Postver-
waltungen hitten gesehen werden kénnen.
Mit der ,Laschenlosung® ist es méglich, die
Daten der Wihlerinnen und Wihler bei
Einlangen zu erfassen, den Anonymisie-
rungsvorgang jedoch zu dem Zeitpunkte
durchzufiihren, zu dem die Bezirkswahlbe-
horde, eine aus ParteienvertreterInnen zu-
sammengesetzte Kommission, in beschluss-
fahiger Form zusammengetreten ist. Die
Losung ist technisch nicht unaufwindig,
hat sich aber bei der Bundesprisidentenwahl
2010 gut bewihrt.

Kritik am bestehenden Modell

Seit der Nationalratswahl 2008 wird immer
wieder kritisiert, dass es unbeschadet der ei-
desstattlichen Erklirung moglich ist, die
Stimme — rechtswidrig — auch nach Schlie-
Bung des letzten Wahllokals abzugeben.

Die Briefwahl weist noch immer einige
Sicherheitsltcken auf, die dem
Missbrauch Tur und Tor &ffnen.

12

Dass dies zumindest theoretisch méglich
wire, ist nicht von der Hand zu weisen.
Der Kiitik ist jedoch zunichst entgegenzu-
halten, dass diese oft als ,,taktisches Wahlen®
bezeichnete Handlung bereits seit 1990
moglich gewesen ist, da die Wahlbehorden
weder in der Lage waren zu tiberpriifen, ob
die Daten und die Unterschrift der Zeugen
echt® waren, noch festzustellen, ob die
Stimmabgabe tatsichlich im Ausland erfolgt
ist, da es zulissig war, die Wahlkarte auch
im Inland aufzugeben. Zur Frage des ,tak-
tischen Wihlens® ist weiters entgegenzuhalten,
dass im Zeitalter des ,Web 2.0 es denkbar
einfach ist, {iber z.B. Facebook oder Twitter
an Hochrechnungs- oder Teilergebnisdaten
heranzukommen, sodass ein ,,taktisches Wih-
len® schon jetzt auch ohne Wahlkarte und
ohne Begehen einer strafbaren Handlung
innerhalb der Zeit, in der die Wahllokale
geofnet sind, moglich wire. Ein Verlegen
der Frist wiirde wiederum das Auftreten an-
derer Probleme nach sich zichen. Vollig
gleichgiiltig wiire es dabei, ob die Frist, zu
der die Wahlkarte bei der Wahlbehérde ein-
langen muss, einen Tag, drei Tage oder acht
Tage betrigt, wenn hundertprozentig si-
chergestellt wird, dass ein rechtswidriges
ytaktisches Wihlen® ausgeschlossen werden
soll. Die Vorgabe, dass eine Wahlkarte am
Wahltag bei der Wahlbehorde, sei es bei der
tibergeordneten Bezirkswahlbehorde, sei es
bei der ortlichen Wahlbehorde, einlangen
muss, wie dies insbesondere in Niederdster-
reich und Oberdsterreich bei den Kodifika-
tionen auf Landesebene vorgesehen ist, bringt
das Problem mit sich, dass ein relativ grofSer
Prozentsatz an Wahlkarten am Montag oder
Dienstag nach der Wahl in den Reifdwolf
gegeben werden miisste, obwohl mit hoher

Meilensteine zur Briefwahl

® 1990: Stimmabgabe vom Ausland aus vor
zwei Zeugen oder vor einer dsterreichischen
Vertretungsbehorde

e 2007: ,Echte Briefwahl* vom Inland und vom
Ausland aus, fir alle Gebietskdrperschaften

e 2009: Verbessertes Layout (keine Datums-
angabe mehr erforderlich), Wegfall des
Erfordernisses einer Frankierung

e 2010: Mit Einfiihrung der ,Lasche” konnten
auch datenschutzrechtliche Bedenken endgliltig
ausgerdumt werden.

Wahrscheinlichkeit die Stimmabgabe recht-
zeitig erfolgt ist. Verankert man die Stimm-
auszihlung zur 6rtlichen Wahlbehorde, so
kommt noch die Problematik des Wahrung
des Wahlgeheimnisses hinzu, sollte eine
Person das Wahlkuvert, das dann wohl ein-
heitlich ungummiert sein miisste, mit Kleb-
stoff zugeklebt haben. Es hat sich tibrigens
gezeigt, dass auch das Zuriickgreifen auf
einen Poststempel kein taugliches Mittel ist,
weil Wahlkarten sehr hiufig — sowohl im
Inland als auch im Ausland — nicht mit
einem lesbaren Poststempel versehen werden.
Sofern man bei Wahlen auf Bundesebene
die Fristen fur die Einbringung der Wahl-
vorschlige nicht 1 : 1° nach vorne verlegen
wiirde, wire tiberdies ein ordnungsgemif3er
Vollzug der Stimmabgabe im Ausland, ins-
besondere durch AuslandsésterreicherInnen,
nicht mehr moglich. Auslandsésterreicher-
Innen beklagen sich — nicht zu Unrecht —,
dass die rechtsgiiltige Stimmabgabe schon
jetzt oft nur mit groflem, nicht zuletzt fi-
nanziellem Aufwand (Porto) méglich ist.

Ausblick

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass
die Briefwahl bei den rund zehn Wahlgingen,
bei denen sie auf Bundes- oder Landesebene
zum Einsatz gekommen ist, sich problemlos
bewihrt hat, auch wenn sich die Linder
unterschiedlicher Modelle mit unterschied-
lichen Fristen bedienen. Es lisst sich zum
gegenwirtigen Zeitpunkt schwer vorhersagen,
ob und in welche Richtung es zu Anderungen
des Briefwahlmodells kommt. Die Wahlen,
sowie insbesondere die Wiener Volksbefragung
aus dem Februar 2010 haben aber gezeigt,
dass die Briefwahl in naher und ferner Zu-
kunft aus dem 6sterreichischen Wahlrecht
nicht mehr wegzudenken ist. |

OGZ 11/2010
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E-Voting — ein neuer Trend

oder nur ein kurzes Strohfeuer”?

Welche Auswirkungen kann diese Form der Beteiligung am
demokratischen Prozess fiir die kommunale Ebene haben?
Manuel Kripp, www.e-voting.cc

Die moderne Gesellschaft unterliegt einem
tiefgreifenden Wandel. Mobilitit und Fle-
xibilitit gehoren zu den Leitwortern der
heutigen Zeit. Sind dadurch traditionelle
Formen der Abstimmung und politischen
Partizipation obsolet? Ist E-Voting, also die
Stimmabgabe tiber das Internet, die konse-
quente Folge? Gesellschaft und Demokratie
unterliegen einer kontinuierlichen und dy-
namischen Weiterentwicklung. Die erste
Phase der Demokratie hat ihren Ursprung
507 vor Chr. in der Versammlungsgesell-
schaft, die in Streitfillen mit Hilfe von
Tonscherben zu einer Entscheidung ge-
kommen ist. Die zweite Stufe der Demo-
kratie spiegelt sich in der territorialen Ge-
sellschaft wider, deren demokratische Ab-
stimmungen durch Stimmzettel sowie ge-
heime Abstimmung charakterisiert sind.
Der Ubergang zur dritten Phase wird durch

www.staedtebund.gv.at

die stetig steigende Zahl der Verbreitung
der Briefwahl verdeutlicht. Die Demokratie
globalisiert sich und durch die Ausbreitung
des Internet sowie einer einhergehenden
stark anwachsenden Mobilitit der Wihler-
Innen steht sie vor zwei signifikanten Pro-
blemstellungen: (1) Abnahme der Wahlbe-
teiligung, und (2) erhohte Distanz zwischen
Reprisentantlnnen und BiirgerInnen.

E-Voting bedeutet Technologie-
einsatz im Wahlprozess

Aus dieser Entwicklung lassen sich zwei
Schlussfolgerungen ziehen: (1) die Distanz
zur Entscheidung bzw. am Entscheidungstag
vom Entscheidungsort ist ein prigendes
Kennzeichen der globalisierten Demokratie,
und (2) der Anteil von Technologie im
Wahlprozess steigt signifikant an — begin-
nend mit den ersten Tonscherben bis hin
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zu Internetwahlsystemen. Internetwahlsy-
steme sind jedoch nicht die einzige Aus-
prigung von E-Voting. Von E-Voting bzw.
elektronischer Wahl ist zu sprechen, wenn
zumindest fiir die Durchfiihrung eines der
drei Prozesse der (i) Wihleridentifizierung,
(ii) Stimmabgabe und bzw. oder (iii) Stimm-
auszihlung elektronische Hilfsmittel benutzt
werden (Krimmer 2002: 11). Aus dieser
Entwicklung der Abstimmungsformen
lassen sich exemplarisch zwei Dimensionen
der Einteilung ableiten: (1) das Medium,
und (2) der Ort. Jede dieser Dimensionen
besitzt zwei Subkategorien: das Abstim-
mungsmedium kann zwischen papierbasiert
und elektronisch unterschieden werden,
sowie der Ort nach kontrollierter und un-
kontrollierter Umwelt. Daraus ergibt sich
folgende Vier-Felder-Grafik (Volkamer,
Krimmer 2006):
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Kontrolliert
(Wahllokal)

MEDIUM

Papier

Elektronisch

Auswirkungen

Der Begriff E-Voting umfasst folglich nicht
nur den Einsatz von elektronischen Wahl-
maschinen und die Stimmabgabe tiber das
Internet, sondern auch den Einsatz von
optischen Scannern zur Stimmenzihlung
oder eine IKT-gestiitzte Wahladministration
auf Seiten der Wahlkommission. Die Ein-
fiihrung neuer Technologien und damit
einhergehende Verinderungen haben un-
terschiedliche Auswirkungen. Positive Fak-
toren von E-Voting sind die Einbindung
von durch die Distanz benachteiligten
WihlerInnen, die signifikante Erleichterung
der Stimmabgabe fiir behinderte Wihler-
Innen, eine allgemeine bessere Erreichbarkeit
der Stimmabgabe durch das Angebot meh-
rerer Wahlkanile und eine schnellere Er-
gebnisgenerierung. Demgegeniiber stehen
einige gro@e Herausforderungen wie zum

Wabhllokal

Wahlmaschine Internetwahl

Unkontrolliert
(Zu Hause)

Briefwahl

scheidender Erfolgsfaktor fiir die Umsetzung
von E-Voting. Dieser Verinderungsprozess
erfordert Zeit und sollte an den Bediirfnissen
sowie Interessen der drei Zielgruppen der
Verinderung (dem/der Wihler/in, der Ver-
waltung und den PolitikerInnen) ausge-
richtet sein. Der Wihler/die Wihlerin
muss die Verinderung annehmen und be-
nutzen, damit sich die Einfiithrung der
elektronischen Stimmabgabe rechtfertigt,
die Verwaltung betreibt das System und
ist fiir die Integritit und Funktionalicit
hauptverantwortlich und die Politik bereitet
den rechtlichen Rahmen fiir die Umsetzung
durch die Verabschiedung von Gesetzen
und Wahlrechtsreformen und kann durch
das Inklusionspotenzial neue Wahlerschich-
ten erschliefSen.

Der Erfolg von E-Voting ist von diesen
drei Gruppen abhingig. So war das E-Vo-

Wabhlerin Verwaltung Politik

Erhohung der
Wahlerlnnenmobilitat

Unterstltzung bei
der Stimmabgabe

Verbesserung der
Stimmabgabe fiir be-
hinderte Wéhlerlnnen

Beispiel Transparenz und Vertrauen in un-
bekannte und neue Technologien, oder
die Auswirkungen der Digitalen Spaltung,
da die Verwendung von E-Voting Vor-
kenntnisse im Umgang mit IKT bei Wih-
lerInnen voraussetzt. AufSerdem steigt durch
den Einsatz von Technologie die Komple-
xitit des Verfahrens. Die Diskussion dieser
neuen Probleme durch den Einsatz von
Technologie im Wahlprozess ist ein ent-
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Schnelle und zuverldssige
Stimmauszéhlung

\{erbesserung Qes A
Wahlerinnenregisters

Auf Dauer
Kostenreduktion

Inklusion

Verdnderung in der
Wahlerinnenschaft (+/-)

ting bei den Wahlen zur Osterreichischen
Hochschiilerschaft technologisch erfolg-
reich, konnte aber aufgrund des fehlenden
Riickhalts bei den hochschulpolitischen
Gruppen sein Potenzial nicht vollstindig
ausschopfen.

E-Voting auf kommunaler Ebene
Das Potenzial der elektronischen Wahl
liegt vor allem in der Inklusion neuer

Wihlergruppen und der Unterstiitzung
der Arbeit der Wahlkommissionen. Ent-
sprechend ist auch der Einsatz im kom-
munalen Kontext zu bewerten. Im Rah-
men der Wahladministration erméglicht
E-Voting, dass die Ergebnisse von den
Wahllokalen elektronisch an eine zentrale
Stelle {ibermittelt werden, dass die Wih-
lerverzeichnisse digital einsehbar sind
und am Wahltag den Kommissionen im
Wahllokal zur Verfiigung stehen. Ebenso
konnte ein Einsatz von optischen Scannern
zur Stimmverarbeitung und die Verwen-
dung von elektronischen Wahlmaschinen
Maglichkeiten zum Einsatz von E-Voting

Der Einsatz von Technologie im Wahlpro-
zess wirft eine Reihe von Problemen auf.

darstellen. Aufgrund des hohen Vertrauens
der WihlerInnen in die Wahlkommission
in Osterreich und den bisher meist rei-
bungslosen Ablauf beim Auszihlen ist
dieser Technologieeinsatz nicht zu er-
warten.

Internetwéhlen ist ein
langanhaltender Trend

Die anspruchsvollste Umsetzung von E-
Voting ist die Stimmabgabe tiber das In-
ternet. Hierbei stehen nicht nur die klas-
sischen Wahlen im Vordergrund, sondern
auch der Einsatz bei Volksbegehren ist
iberlegenswert. Vor allem die bessere
Einbindung im Ausland lebender oder

OGZ 11/2010
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beruflich verhinderter WihlerInnen wirkt
sich auf kommunaler Ebene stirker aus.
Die Bindung an die eigene Gemeinde
bleibt erhalten und es besteht eine orts-
unabhingige Mitbestimmung bei regio-
nalpolitischen Themen. Ein zweiter wich-
tiger Baustein ist die Teilnahme behin-
derter WihlerInnen am Wahlprozess. Die
Internetwahl erméglicht die sichere und
unabhingige Stimmabgabe fiir sechbehin-
derte und fir mobilititseingeschrinkee
WihlerInnen.

Der Einsatz von E-Voting, vor allem die
Stimmabgabe iiber das Internet, weist
sehr grofles Potenzial auch auf der kom-

www.staedtebund.gv.at

munalen Ebene auf. Dies liegt unter an-
derem darin begriindet, dass demokrati-
sche Reformprozesse zumeist auf kom-
munalen und regionalen Ebenen zuerst
greifen. Diese tiefgreifenden Verinde-
rungen sollten aber in einem kontinu-
ierlichen und offen gefithrten Prozess
etabliert werden, der durch die Einbe-
ziehung simtlicher Zielgruppen gekenn-
zeichnet ist. AbschliefSend ist festzuhalten,
dass E-Voting kein kurzfristiges Strohfeuer,
sondern ein langanhaltender Trend zur
Demokratiereform ist, der durch die stei-
gende Anwendung im weltweiten Ver-
gleich untermauert wird. [ |

untermauert wird.

Links:

Map of Modern Democracy

(Ubersicht iber die weltweite

Verbreitung von E-Voting):
www.e-voting.cc/files/e-voting-map-2010

Toolkit of Modern Democracy:

(Ubersicht der E-Demokratie-Instrumente

und ihre Verbindung sowie Implementationsphase):
www.e-voting.cc/files/tools

Krimmer, R. (2002): e-Voting.at: Elektronische Demokratie
am Beispiel der isterreichischen Hochschiilerschafiswahlen.
Diploma Thesis at Vienna University of Economics and Business
Administration, 92p.

Volkamer, M., Krimmer, R. (2006): Die Online-Wahl auf dem
Weg zum Durchbruch. Informatik Spektrum 29 (2), p.98-113.

E-Voting ist kein kurzfristiges Strohfeuer, son-
dern ein langanhaltender Trend, der durch die
steigende Anwendung im weltweiten Vergleich



,Zentrale Wahlerlnnenevidenz neu” —
dringend notwendig oder UberflUssig?

Vor- und Nachteile einer neuen Zentralen Wahlerlnnenevidenz flr die
Gebietskorperschaften sowie fir die Burgerlnnen. Eine Analyse.
Robert Stein, stellvertretender Bundeswahlleiter

Seit vielen Jahren wird eine neue zentrale
Datenbank der wahlberechtigten Osterrei-
cherlnnen  gefordert. Durch den
De-facto-Wegfall der sog. Zuzugsmitteilung
nach Andockung der 6rtlichen WihlerIn-
nenevidenzen an das ZMR ist der Wunsch
nach einer ,ZWE-neu“ etwas in den Hin-
tergrund geraten. Dies dndert nichts daran,
dass eine solche Datenbank grofie Vorteile
fur alle Gebietskorperschaften wie auch fiir
die Biirgerlnnen mit sich bringen wiirde.
Im Falle der Einfithrung von E-Voting wiire
eine ,ZWE-neu® sogar unabdingbar.

Historischer Ruickblick

Eine elektronisch gefiihrte Zentrale Wah-
lerevidenz hat der Gesetzgeber mit Novel-
lierung des Wihlerevidenzgesetzes 1973
erstmals im Jahre 1987 in der Rechtsordnung
verankert. AusschliefSlicher Zweck dieser
Zentralen Wihlerevidenz war eine Versorgung
der im Parlament vertretenen Parteien mit
den Daten der Wahlberechtigten. Bei der
technischen Losung, die damals getroffen
wurde und die im Wesentlichen heute un-

verindert fortbesteht, handelt es sich um
eine Grofrechner-Losung. Bei der heute
als antiquiert zu betrachtenden Applikation

Picturedesk

werden die Daten der Wahlberechtigten
von den Gemeinden in einem bestimmten
Datenbank-Format dem Rechenzentrum
des Bundesministeriums fiir Inneres {iber-
mittelt. Die Ubermittlung erfolgt zu zwei
Stichtagen (10. Februar und 10. August).
Obwohl die Daten vielerorts nicht von den
Gemeinden direkt iibermittelt werden, son-
dern dies von Providern durchgefiihrt wird,
die fiir mehrere Gemeinden titig sind, lasst
die Datenqualitit stets zu wiinschen {ibrig.
Auch gelingt es bei keinem Ubermittlungs-
stichtag alle Daten vollstindig zu erhalten.
Fehlen Daten aus dem Ubermittlungsbe-
stand, so wird seitens des Bundesministeriums
fur Inneres einerseits urgiert, andererseits
erhalten die Parteien beziiglich dieser Ge-
meinden Daten von fritheren Ubermitt-
lungsstichtagen. Aufgrund der Software-
Konfiguration, die streng konform mit da-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen im-
plementiert wurde, ist es dem Bundesmi-
nisterium fiir Inneres nicht moglich, ein
Datenclearing durchzuftihren. Fehler werden
daher — wenn tberhaupt — erst im Nach-
hinein durch ein Rechenzentrum der Parteien
bemerkt und kénnen in der Folge erst zum
nichsten Stichtag beseitigt werden.

Anforderungen an eine ,,ZWE-neu“

Die bestehende Zentrale Wihlerevidenz
eignet sich zwar auch weiterhin fiir den
Zweck der Versorgung der Parteien, sie
kann jedoch nicht als moderne Zentrale
Wihlerevidenz betrachtet werden, wie sie
in vielen Staaten der Welt bereits imple-
mentiert ist. Deshalb wurde bereits vor
etwa zehn Jahren immer wieder die For-
derung nach einer neuen Zentralen Wih-

Seit mehr als zehn Jahren wird die
Forderung nach einer neuen Zentralen
Wahlerevidenz immer wieder laut.

lerInnenevidenz (in der Folge ,ZWE-neu®
genannt) laut. Auch im Regierungsiiber-
einkommen der im Amt befindlichen Ko-
alitionsregierung ist die Schaffung einer
solchen Evidenz vorgesehen, wobei fiir
die Administration von Anfang an unklar
war, was mit der Formulierung ,Fiir
Zwecke einer Optimierung der Einsichts-
zeiten in die WihlerInnenevidenz ist eine
zentrale WihlerInnenevidenz umzusetzen
gemeint gewesen sein konnte. Seit der
Einfihrung des Zentralen Melderegisters
(ZMR) ist die jeweilige 6rtliche Wihlere-
videnz eng mit dem elektronisch erfassten
Meldebestand einer Gemeinde verkniipft.
Der Gesetzgeber hat diesem Umstand in-
sofern bereits Rechnung getragen, als er
im Zug der Verabschiedung des Wahl-
rechtsinderungsgesetzes 2007 das Wihle-
rInnenevidenzgesetz und das Europa-Wah-
lerInnenevidenzgesetz dahingehend durch-
forstet hat, dass ein eigenstindiges Titig-
werden der Gemeinde nach dem Wihle-
rInnenevidenzgesetz 1973 zur Prifung
der Frage, ob eine Person in einer Gemeinde
einen Hauptwohnsitz hat oder nichg, in
der Praxis nicht mehr stattfindet. Auch
die als grof3e Fehlerquelle zu bezeichnende
Zuzugsmitteilungs-Regelung, bei der die
Streichung eines Wahlberechtigten aus
einer ortlichen WihlerInnenevidenz immer
dann erfolgt, wenn die Zuzugsmitteilung
aus einer neuen Gemeinde eintrifft, ist de
facto durch die Zentrale WihlerInnene-
videnz obsolet geworden. Der Gesetzgeber
hat diesem Umstand insofern Rechnung
getragen, als er positiv einen technischen
Vorgang in der ZWE als Zuzugsmitteilung
anerkannt hat. Durch das ,Andocken®
der ortlichen WihlerInnenevidenzen an
das ZMR ist allem Anschein nach die
Datenqualitit in den Waihlerevidenzen
auch ohne die Schaffung einer ,ZWE-

neu” gestiegen, findet doch ein Clearing,
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bei dem doppelte Wahlberechtigungen
und mdglicherweise doppelte Stimmab-
gaben vermieden werden sollen, de facto
im ZMR statt. Eine ,ZWE-neu“ wiirde
mit hoher Wahrscheinlichkeit eine rela-
tionale Datenbank darstellen, die mit dem
ZMR in enger Verbindung steht. Allerdings
wiirden einerseits mehrere Datenbank-
Felder hinzukommen, die im ZMR derzeit
nicht enthalten sind. Hierbei handelt es
sich insbesondere um ein Feld, in dem
WahlausschlieSungsgriinde vermerkt wer-
den kénnen, sowie entsprechende Felder
fur die sogenannten Sperrvermerke, bei
denen Unterstiitzungen des/der Wahlbe-
rechtigten fiir eine Partei, einen Bundes-
prisidentenkandidaten/eine Bundesprisi-
dentenkandidatin oder fiir ein Volksbe-
gehren festgehalten werden. Auch die Zahl
der Records (Zeilen) in der in Rede ste-
henden Datenbank wire von der ZWE-
Datenbank abweichend. Als wesentliche
zusitzliche Masse zu den in der ZWE
nicht gespeicherten Datensitzen sind die
AuslandsosterreicherInnen anzufiihren.
Mit entsprechenden Datenbank-Feldern
wire iiberdies zu steuern, ob ein in Oster-
reich lebender Unionsbiirger/eine Uni-
onsbiirgerin aufgrund eines entsprechenden
Antrags zur Europawahl wahlberechtigt
ist oder nicht. Es ist kaum vorstellbar,
dass nach Schaffung eciner ,ZWE-neu®
weiterhin eine parallele ,Zentrale Euro-
pawihlerInnenevidenz® besteht. Vielmehr
miisste die ,ZWE-neu“ auch die durch
die Richtlinie 93/109/EG gegebenen Ver-
pflichtungen fiir Bund, Linder und Ge-
meinden — Niheres siehe unten — abdecken.
Allenfalls wire auch eine Terminologie-
dnderung (z.B. ,Zentrales WihlerInnen-
register”) angezeigt, um sich von den
derzeit bestehenden Evidenzen abzugrenzen.
Ohne Zweifel ist fir die Schaffung einer
LZWE-neu“ zumindest eine Anderung
des WihlerInnenevidenzgesetzes 1973
sowie des Europa-WihlerInnenevidenzge-
setzes erforderlich. Allem Anschein nach
wiirde sich die Einfithrung einer ,ZWE-
neu“ aber auch auf andere Wahlgesetze,
sowie auch auf Wahlrechtskodifikationen
aufgrund von Landesrecht durchschlagen.
Unklar ist, ob die Einfithrung eines
LZWE-neu® auch eine Anderung des Art.
26 Abs. 7 B-VG (,,Die WihlerInnenver-

www.staedtebund.gv.at

zeichnisse werden von den Gemeinden
im tibertragenen Wirkungsbereich ange-
legt®) voraussetzen wiirde, weil mit den
WihlerInnenverzeichnissen des B-VG des
Jahres 1920 wohl die erst spiter in der
Rechtsordnung verankerten WihlerInne-
nevidenzen gemeint sind. Eine Prizisierung
wiirde jedenfalls zur Rechtssicherheit bei-
tragen.

Wie musste eine ,,ZWE-neu“
beschaffen sein, damit sie
zufriedenstellend funktioniert?

Es ist mit Sicherheit davon auszugehen,
dass eine ,,ZWE-neu® technisch und or-
ganisatorisch eine in der Nihe des ZMR
angesiedelte Applikation sein sollte, der
sich die Gemeinden tiber das gleiche Portal
wie beim ZMR zu bedienen hitten. Global
betrachtet wiirde das ,ZWE-neu“ alle
Aufgaben erfiillen, die derzeit, zumindest
in grofleren Gemeinden, von den Providern
in Bezug auf die Wihlerevidenz durchge-
fithrt werden. Da die Daten der Wihler-
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FUr die Schaffung einer ,ZWE-neu" ist
zumindest eine Anderung des Wahlerevi-
denzgesetzes 1973 sowie des Europa-
Wahlerevidenzgesetzes erforderlich.

Innen bei einer ,ZWE-neu® auf einer zen-
tralen Datenbank gelagert wiren, wire
der wesentlichste Vorteil, dass ein liicken-
loses Clearing von doppelt eingetragenen
Personen maoglich wire. Die Gemeinden
wiirden sich bei diesem System die zweimal
jahrlich erforderlichen Ubermittlungen
an das Bundesministerium fiir Inneres er-
sparen, da die Daten im Bundesministerium
fir Inneres tagesaktuell verfigbar wiren.
Mit der Schaffung einer ,,ZWE-neu wire
vor allem die Barriere iiberwunden, dass
die Biirgerin/der Biirger in einer Angele-
genheit der WihlerInnenevidenz die Haupt-
wohnsitzgemeinde aufsuchen miisste. Rein
theoretisch wire es moglich, jede Anfrage
oder jeden Vorgang (z.B. Unterstiitzungs-
erklirung) in jeder Gemeinde des Bun-
desgebietes durchzufiihren. Auch die Ver-

17



DEMOKRATIE

waltung der Auslandsosterreicherlnnen
mit den zahlreichen bei den Gemeinden
hierdurch anfallenden Verstindigungen
sowie die Verwaltung der Unionsbiirger-
Innen im Inland wiirde mit Unterstiitzung
der in Rede stehenden Applikation erfolgen.
Entsprechende Antrige auf Eintragung in
die WihlerInnenevidenz wiirden ebenfalls
unter Heranziehung der in Rede stehenden
Applikation stattfinden. Jene Vorteile, die
die Gemeinden und die BiirgerInnen
durch eine ,,ZWE-neu® lukrieren kénnten,
wiirden in gleicher Weise auch dem Bun-
desministerium fiir Inneres zugute kom-
men. Das aufwindige Prozedere des Kom-
pilierens der Daten der nach geltender
Rechtslage bestechenden Zentralen Wih-
lerevidenz wiirde wegfallen, weil die Da-
tenbank auf Knopfdruck zu jedem Zeit-
punkt an die berechtigten Parteien tiber-
sendet werden konnte. Auch die nach der
Richtlinie 93/109/EG vorgesehene und
international betrachtet nur suboptimal
funktionierende Weiterleitung von Daten
von nicht-6sterreichischen Unionsbiirger-
Innen mit Hauptwohnsitz in Osterreich
wiirde durch eine ,ZWE-neu® erheblich
erleichtert. Fiir diesen Vorgang sollte es
jederzeit moglich sein, Datensitze so ge-
filtert zu generieren, dass sie an die jewei-
ligen Mitgliedstaaten gesendet werden
koénnten.

Kosten und Risken von ,,ZWE-neu“
Laut Schitzungen, die bereits einige Jahre
alt sind, wiirde die Schaffung der Appli-
kation ,ZWE-neu® einmalig etwa 800.000
Euro kosten. Der Datenbankbetrieb wiirde
mit laufenden Kosten im Ausmafl von
etwa 100.000 Euro jihrlich zu veranschlagen
sein. Die Gemeinden wiirden sich im Ge-
genzug Kosten fir die Provider oder den
Betrieb ihrer Rechenzentren ersparen. Es
erscheint jedoch fraglich, ob es dem Bund
moglich sein wird, diese Kosten ,,1 : 1 im
Weg einer Herabsetzung der Pauschalver-
glitung, die pro Wahlberechtigten/Wahl-
berechtigter im Jahr zu zahlen ist, herein-
zubringen. Ein besonderes Problem stellt
der Umstand dar, dass es mehr als nahe-
liegend wire, dass die ,ZWE-neu auch
fiir Belange von Landtagswahlen und/oder
Gemeinderatswahlen gentitzt werden kénn-
te, wiewohl derzeit einzelne Linder eigene
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‘WihlerInnenevidenzen betreiben, die auch
beziiglich der Datensitze gewisse rechtliche
Unterschiede aufweisen. Es wird nicht ein-
fach sein, dass sich Bund, Linder und Ge-
meinden tiber eine gerechte Verteilung der
Kosten fiir eine gemeinsam genutzte ,,Z\WE-
neu“ einigen wiirden. Ein weiteres, wenn
auch — zumindest theoretisch — sicher 16s-
bares Problem, stellt der Umstand dar,
dass auf einem zentralen Server des Bundes
die aus Unterstiitzungserklirungen her-
rithrenden Sperrvermerke fir simtliche
Wahlereignisse sowie fiir Volksbegehren
verspeichert wiren. Obwohl es zweifelsfrei
moglich ist, eine solche Datenbank be-
zliglich eines Missbrauches hundertprozentig
sicher auszugestalten, ist beziiglich dieser
Fragen mit einem Misstrauen aus der Be-
volkerung zu rechnen.

ZWE und E-Voting

Derzeit hegt der Gesetzgeber keine Ab-
sichten, E-Voting in der Rechtsordnung
zu verankern. Auch im Regierungsiiber-
einkommen der amtierenden Bundesre-
gierung ist keine dahingehende Absichts-
erklirung enthalten. Selbst die Floskel
,Priifung von E-Voting® der letzten Le-
gislaturperiode wurde in die aktuelle Le-
gislaturperiode nicht mehr mitgenommen.
In fast allen bestehenden E-Voting-Mo-
dellen ist eine zentrale Datenbank we-
sentliches Element. In Osterreich wire
das Vorhandensein einer solchen Daten-
bank bei Einfiihrung von E-Voting wohl
ebenfalls unabdingbar, ist doch davon aus-
zugehen, dass eine digitale Wahlkarte wohl

Laut Schatzungen, die bereits

einige Jahre alt sind, wlrde die
Schaffung der Applikation ,ZWE-neu”
einmalig etwa 800.000 Euro kosten.

einer digitalen Signatur bediirfte und die
Stimmabgabe wohl zentral verspeichert
sein miisste. Eine ,,ZWE-neu® wire somit
die Voraussetzung fir die Einfiihrung von
E-Voting.

Ausblick

Die Einfiihrung einer ,Z\WE-neu® brichte
viele Vorteile fiir alle Gebietskorperschaften
mit sich. Allerdings ist das derzeitige
System aufgrund der Andockung der Wih-
lerevidenzen an das ZMR schon jetzt als
ziemlich sicher zu betrachten. Der Um-
stand, dass trotz eines funktionierenden
Systems Geld in die Hand genommen
werden misste und dass die Frage einer
gerechten Belastung der Gebietskdrper-
schaften schwierig zu lésen sein wird,
bremst den Gesetzgeber derzeit — vor
allem im Lichte eines Sparbudgets —, eine
solche Mafinahme umzusetzen. Spitestens
zum Zeitpunkt, zu dem E-Voting einge-
fithrt werden sollte, wire die Schaffung

der Applikation jedoch unabdingbar. M

Vorteile einer ,,ZWE-neu“ auf einen Blick

e Gemeinden ersparen sich eigene
EDV-Lésungen und finden die Daten der
Wahlberechtigten in einer Applikation
tagesaktuell vor, und zwar fiir Wahlen auf allen
Ebenen.

o Alle Vorgénge in der értlichen Wahlerevidenz,
inshesondere Sperrvermerke aufgrund von
Unterstiitzungserklarungen, werden in der
ZWE-Applikation durchgefihrt.

e (Jbermittlungen von Daten der Wihlerevidenz
und der Europa-Wahlerevidenz an das BM.|
erfolgen automatisch.

e \lerstidndigungen von Auslandsésterreicherinnen
erfolgen automatisiert.

e Biirgerinnen kdnnten — wenn vom Gesetzgeber
so gewollt — in Angelegenheiten der Wahler-
evidenz, inshesondere zum Unterschreiben von
Unterstiitzungserklarungen, jede Gemeinde im
Bundesgebiet aufsuchen.

e Die ,ZWE-neu" ermdglicht ein hundertprozent-
iges Clearing der Daten der Wahlberechtigten

im In- und im Ausland.
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Nichtwahlerlnnen auf

Stadtebene —

Mehrheit?

neue

Typologie der Nichtwahlerlnnen, und warum sie nicht zur Urne gehen.
Werner Pleschberger, Politikwissenschafter am Institut
fur Wald-, Umwelt- und Ressourcenpolitik der BOKU Wien

Die Wahlbeteiligung in vielen westlichen
Demokratien ist seit langer Zeit riickliufig.
Trotz der uneinheitlichen Tendenz wird ein
Phinomen sehr deutlich: In den mittleren
und grofleren Stddten ist die Beteiligung
der WihlerInnen noch signifikant geringer
als auf der nationalen oder regionalen Ebene
des Staates. Osterreich ist hier ein illustratives
Beispiel. Nationale Wahlen mobilisieren in
Osterreich deutlich mehr WihlerInnen als
regionale oder Wahlen zum Gemeinderat,
was der hohe Anteil von NichtwihlerInnen
in den grofSeren Stidten des Landes zeigt
(jeweils letzte Wahlen, gerundet): Wien: 39
Prozent, Linz: 33 Prozent (Wahlen allerdings
zeitgleich mit den Landtagswahlen), Graz:
42 Prozent, Salzburg: 43 Prozent. In Inns-
bruck blieben — ein ,,Ausreifler — 58 Prozent
der WihlerInnen der Urne fern, also eine
deutliche absolute Mehrheit der Wahlbe-
rechtigten! Vor dieser Wahl (2006) betrug
der NichtwihlerInnenanteil noch 42 Prozent

(2002).

Wiener Worst-Case-Szenario der Wahlbe-
teiligung am 10. Oktober 2010 (Wahlen
zum Gemeinderat und Landtag): Mehr als
40 Prozent der Wahlberechtigten nehmen
nicht an der Wahl teil. Best-Case-Szenario:

20

Die Wahlbeteiligung nimmt zu. In beiden
Fillen bleiben jedoch viele Wahlberechtigte
der kommunalen Urne fern, mehr als jede
wahlwerbende Partei erreicht.

Szenario zum Wahlabend: Einig sind sich
Journalistlnnen und PolitikerInnen, dass
ihre Abstinenz bedenklich sei, sei es doch
die Funktion von demokratischen Wahlen,
die politischen Reprisentanten so stark wie
moglich zu legitimieren. Zwei Tage nach
dem Whahlabend sind die ,NichtwihlerInnen®
vergessen, bis zur nichsten Wahl in fiinf
Jahren ...

Nun hat die schlichte Zahl der Nichtwihle-
rInnen keinen Einfluss auf die Gesamtzahl
der zu verteilenden Mandate (die 6konomisch
gesprochen knappe Ressourcen sind). Es
werden ,,nur® weniger Stimmen abgegeben,
nicht weniger Mandate verteilt. Nach einem
populiren Vorschlag soll die Zahl der an die
Parteien zu vergebenden Mandate um den
Prozentsatz der NichtwihlerInnen reduziert
werden, was einer differenzierten Betrachtung
nicht standhilt. Allein eine geringe (wie
umgekehrt eine hohe) Wahlbeteiligung sagt
wenig liber die Demokratiequalitit eines
Landes aus. Es gibt Linder mit geringer
Wahlbeteiligung und hoher demokratischer
Stabilitdt (Beispiele: USA, Schweiz).

Nichtwahlerlnnen - (k)eine Partei!

Gelegentlich werden die NichtwihlerInnen
zur ,,Partei” erklirt, was fiir den deutschen
Wahlforscher Eilforth eine lediglich ober-
fliachliche rhetorische Figur ist: ,Der so
eingingige Begriff von der ,Partei der
Nichtwihler® ist schlicht unsinnig, weil er
eine Homogenitit vorgaukelt, die es nicht
gibt. Das Einzige, was Nichtwihler ver-
bindet, ist die Tatsache, dass sie nicht wih-
len. NichtwihlerInnen sind nicht mehr
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als ein Sammelbecken mit von Wahl zu
Wahl unterschiedlicher Zusammensetzung,
Es gibt Nichtwihlernnen, die gar nicht
existieren, Gleichgiiltige, Kranke, Verreiste,
Einsame, Verdrossene und viele mehr.
Nimmt man grundsitzliche Nichtwihle-
rInnen wie die Zeugen Jehovas, Fehler in
WihlerInnenverzeichnissen, kurzfristig Er-
krankte und Verreiste sowie zu langsame
BriefwihlerInnen einmal aus, wire in der
Bundesrepublik — wie tibrigens tatsichlich
im Ergebnis in Lindern mit gesetzlicher
Wahlpflicht — ohnehin maximal eine Wahl-
beteiligung von 95 Prozent erreichbar®
(Eilforth 2001).
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»,Die/den”“ Nichtwahlerln gibt’s nicht!

Die/den NichtwihlerIn gibt es nicht. Die

Forschung unterscheidet zur Ordnung der

NichtwihlerInnenlandschaft mehrere (ideale)

Typen:

e Technische NichtwihlerInnen (unechte
NichtwihlerInnen) bleiben aufgrund von
technischen Faktoren oder Fehlern (wie
die Nichteintragung ins WihlerInnenre-
gister, falsche Angaben auf dem Stimm-
zettel, kurzfristige Abwesenheit vom Wohn-
ort, Langsamkeit etc.) einer Wahl fern.

e Die/der konjunkturelle NichtwihlerIn ist
mit dem aktuellen ,,Angebot” der Parteien
unzufrieden und bleibt — meistens nur

www.staedtebund.gv.at

ein Mal — einer Wahl fern.

Grundsitzliche (auch ,bekennende®)
NichtwihlerInnen nehmen willentlich
und dauerhaft nicht an Wahlen teil. Es
gibt Gruppierungen, die das Wihlen aus
religivsen Griinden ablehnen oder aus
Griinden der politischen Entfremdung
(,ProtestwihlerInnen). Die Stichworte:
Parteien- und Politikverdrossenheit, vor
allem PolitikerInnenverdrossenheit, Un-
zufriedenheit mit dem politischen System,
abnehmende Parteienidentifikation, soziale
und wirtschaftliche Unzufriedenheit prigen
die/den politisch entfremdeten WihlerIn.
Traditionelle Normen erodieren, was die

Nationale Wahlen mobilisieren in Osterreich
deutlich mehr Wahlerinnen als regionale
Wahlen, was auch der hohe Antell von
Nichtwahlerlnnen in den Stadten zeigt.

innere ,Pflicht®, wihlen zu gehen,
schwicht. WihlerInnen, bei denen sich
diese Einstellungen verdichten, verharren
gegeniiber dem politischen System in
einer klaren Anti-Einstellung oder dufSern
ein diffuses ,Genorgel®, was sie freilich
motiviert, einer Wahl fernzubleiben. Doch
ist die/der ,,protestierende NichtwihlerIn
— ein ,richtiges* Angebot vorausgesetzt —
durchaus bereit, an einer Wahl teilzuneh-
men (Stichwort: ,,Protestpartei®).
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¢ Die/der rationale NichtwihlerIn trifft
nach dem 6konomischen Modell zumin-
dest eine rationale Wahlentscheidung.
Sie/er wiegt die Kosten ihrer/seiner Wahl-
handlung (Informationssuche etc.) mit
dem Nutzen ab. Teil des Nutzenkalkiils
ist, dass ihr/seine Stimme etwas ausmacht,
sie also entscheidungsrelevant wird. Insofern
ist die/der rationale WihlerIn ein/-e stra-
tegische/-r oder taktische/-r WahlerIn.
Sie/er zieht die kompetitive Situation, in
der eine Wahl vonstattengeht, in ihr/sein
Kalkiil mit ein. Wenn sie/er vermutet,
dass ihre/seine Stimme ,verschwendet
ist, bleibt sie/er der Urne fern. Selbst
geringe Informationskosten werden sie/ihn
davon nicht abhalten kénnen.
In empirischer Sicht mit Blick auf soziode-
mografische Merkmale beschreibt der deut-
sche Wahlforscher Probst! (mit Blick auf
Deutschland) die/den typische/-n Nicht-
wihlerln als frustrierte/-n und politisch des-
interessierte/-n WihlerIn: Es sind junge
Leute zwischen 20 und 30 aus dem grof3-
stidtischen Milieu. Sie sind arbeitslos, kon-
fessionslos und verfligen tiber eine niedrige
Bildung. Auch nach US-amerikanischen
oder kanadischen Untersuchungen sind viele
NichtwihlerInnen tiberproportional jung,
gering ausgebildet — und gehéren einer eth-
nischen Minoritit an. Dies deutet vage
daraufhin, dass die Lebenssituation typischer
NichtwihlerInnen sich deutlich von der
Mehrheit der Bevolkerung unterscheidet
und ein Wahlrecht fiir Minorititen auf
kommunaler Ebene nicht zwingend mobili-
sierend wirken muss (wie manche Stimmen
behaupten). Wie sich die NichtwihlerIn-
nentypen auf die gesamte Nichtwihlern-
nenschaft verteilen, ist weithin unbekannt
und kann bestenfalls grob geschitzt werden.

Wahlbeteiligung in Wien

im Vergleich

Die Abbildung zeigt die Wahlbeteiligung
bei Gemeinderats-/Landtagswahlen in Wien
im Vergleich mit den Nationalratswahlen
(8sterreichweit und in Wien) von 1945 bis
2010. Die Wahlbeteiligung sinkt — abgesehen
von kleinen Ausschligen. Sie sinkt bei den
lokalen Wahlen stirker als bei den nationalen
Wahlen. Der ,,Peak” 1983 ist auf die zeitliche
Koppelung der Wiener Wahl mit den Na-
tionalratswahlen zuriickzuftihren. Das zeigt,

wie mit einer relativ einfachen technischen
Verinderung die Hohe der Wahlbeteiligung
beeinflusst werden kann (was sich nicht mit
etwaigen parteipolitischen Kalkiilen decken
muss). Der leichte Peak der Wahlbeteiligung
in Wien im Oktober 2010 weicht von der
generellen Tendenz etwas ab. Er ist cher ein
AusreifSer denn eine wirkliche Umkehr der
fallenden Wahlbeteiligung. Hauptursache
ist die stirkere WihlerInnenmobilisierung
auf Seiten der FPO (Kompensation des Ein-
bruches von 2005).

Selektive parteipolitische Effekte
Es ist eine interessante Frage, wie sich eine
sinkende Wahlbeteiligung auf die wahlwer-
benden Parteien auswirkt. Gibt es Gewin-
nerInnen und Verlierer? Dazu wird die Kurve
der Wahlbeteiligung mit den Stimmenpro-
zenten der Parteien vergli-

tionale Regierungspartei gewihlt haben, sind
bei den nichsten Kommunalwahlen eher
motiviert, der Urne fernzubleiben — oft nur
um ihrer Partei eine Warnung in einer
szweitrangigen® Wahl zu geben. Auch feh-
lende politische Themen oder wenig attraktiv
scheinende KandidatInnen tragen zur Wahl-
absenz bei (Stoker 2004). [ |

Twww. tagesschau.de vom 23. 9. 2009
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chen, die in den Gemein-
derat einzogen. Die SPO
bewegt sich im betrachteten
Zeitintervall mit einer deut- =i
lichen Abweichung (1996) ™
in einem gespreizten In-
tervall zwischen rund 60
und rund 40 Prozent, die
OVP zwischen 35 und 18 s
Prozent. Die Partei Die
Griinen und vor allem die
FPO legen an Stimmen-
anteilen deutlich zu. Dem-

nach wirkt sich die sin-
kende Wahlbeteiligung fiir
die Wiener OVP am nach-

Wahlbeteiligung in Wien [GR-Wahlen und NR-Wahlen)
und in Osterreich (NR-Wahlen gesamt] von 1945-2010
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teiligsten aus (etwas weniger

fiir die SPO). Statistische
Schitzungen zeigen, dass
hohere NichtwihlerInnen- | 1=
anteile sich eher zugunsten
der kleinen Parteien aus-
wirken bzw. es schneiden
die (national) regierenden

Wahlbeteiligung und Stimmenprozente der Parteien bei
Gemendematvwahlen in Wien 1945-2010
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Parteien schlechter ab als P W

die (kleineren) Oppositi- '
onsparteien. Unter der
Randbedingung, dass der
Abstand zwischen beiden
Parteitypen nicht sehr grof§
ist, gehen die WihlerInnen
der kleineren Parteien eher
zur Wahl. Die WihlerIn-

nen, die zuletzt eine na-
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Geschlechterdemokratie —

FUhrungspositionen in Politik
und Wirtschaft sind extrem
mannerdominiert. Frauen
bilden eine verschwindende
Minderhett.

zwischen Anspruch und Realitat

Grinde fUr die Unterreprasentanz von Frauen in der (Kommunal)-Politik und Lésungsansétze.

Der Begriff Geschlechterdemokratie the-
matisiert einerseits die ungleichen Rollen
von Frauen und Minnern in der liberalen
Demokratie: Es gibt strukturelle Un-
gleichheiten in der gesamtgesellschaftlichen
Arbeitsteilung zwischen Erwerbsarbeit
und Familien- und Betreuungsarbeit und
in den Méglichkeiten an politischer Ge-
staltung und Partizipation. Geschlech-
terdemokratie zielt andererseits auf eine
gleichberechtigte Partizipation und Re-
priasentation beider Geschlechter in de-
mokratischen Gesellschaften hin. Das
bedeutet, dass Frauen und Minner mit

www.staedtebund.gv.at

denselben Chancen an Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft teilhaben sollen. (Vgl.
Rosenberger/Sauer, Politikwissenschaft

und Geschlecht, 2004)

Ménnerdominanz

in der Demokratie

Politik und Staat basieren auf dem Ge-
schlechterverhiltnis, produzieren und re-
produzieren dieses. Anders formuliert:
Das demokratische politische System wi-
derspiegelt die strukturelle Ungleichheit
im Geschlechterverhiltnis und trigt dazu
bei, diese zu festigen. Es kommt zu einer

Petra Mayrhofer, Demokratiezentrum Wien

Ungleichverteilung von Macht, die auf
zwei Ebenen stattfindet: Auf Ebene der
Reprisentation gibt es in den politischen
Funktionen immer noch ein Ungleich-
gewicht. Vor allem in den Top-Positionen
finden sich mehr Minner als Frauen.
Auf inhaltlicher Ebene folgt politische
Gestaltung eher den Bediirfnissen einer
minnlichen erwerbszentrierten Biographie,
die als geschlechtsneutraler Lebensentwurf
dargestellt wird. Gleichzeitig werden be-
stimmte Politikfelder wie beispielsweise
Familienpolitik als ,weiblich kodiert.
(Vgl. Rosenberger/Sauer 2004, S.27)
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Der Geschlechtersubtext in der
reprasentativen Demokratie

Das Wort Demokratie bedeutet Volks-
herrschaft. Eine wichtige Eigenschaft der
westeuropdischen Demokratien ist die
Reprisentationsidee, also die Widerspie-
gelung der Anliegen des Staatsvolks im
politischen System. Minner hatten in
der Demokratie kraft ihres Geschlechts
einen Vorsprung, ihre Interessen zu for-
mulieren: Weltweit erhielten Frauen spiter
das Wahlrecht als Minner. Die Politologin
Sieglinde Rosenberger sieht fiir diese ,,de-
mokratische Verspitung von Frauen in
politischen Institutionen® als charakteri-
stisch, ,, ...dass sich die ,Spitkommenden’
den bereits existierenden Gegebenheiten
anzupassen haben® (Rosenberger, Das
halbierte Leben, die verspitete Demo-
kratie, die doppelte Arbeit, 1999, S.9).
Staatliche Institutionen und die Biirokratie
in der demokratischen Staatsform sind
ebenfalls entlang von Geschlechterhier-
archien organisiert: Zum einen weisen
Staatsapparate einen viel hoheren Anteil

an Minnern auf. In den Institutionen ist
eine geschlechtsspezifische Arbeitsteilung
festzustellen, wobei die unteren Ebenen
zumeist von Frauen, die hoheren Posi-
tionen zumeist von Minnern besetzt wur-
den. Zum zweiten werden auf inhaltlicher
Ebene in der Politik unterschiedliche ge-
schlechtsspezifische Interessen ungleich
stark thematisiert (,Policy-Geschlecht-
lichkeit®, Rosenberger/Sauer, 2004). Drit-
tens sind die Regeln, Werte und Struk-
turen innerhalb der staatlichen Institu-
tionen vom minnlichen Blickwinkel ge-

pragt.

Schwarzer Anzug, korrekt
gebundene Krawatte

Bilder von Menschen in politischen Am-
tern zeigen zumeist Minner. Frauen sind
in politischen Amtern zahlenmifig immer
noch weniger stark vertreten. Struktur,
Institutionen und Rituale des politischen
Lebens in den liberalen Demokratien
sind fiir den Verlauf traditioneller Le-
bensentwiirfe konzipiert: Dies bedeutet,

Bilder von Menschen in politischen Amtern
zeigen zumeist Méanner. Frauen sind in
politischen Amtern zahlenméBig immer

noch weniger stark vertreten.

dass Politiker in der Regel einen durch-
gingigen Verlauf und Aufstieg der poli-
tischen Karriere vorzuweisen haben und
die familiire Betreuungsarbeit den Ehe-
frauen iiberlassen. Im Gegensatz dazu
sind Spitzenpolitikerinnen oft kinderlos
oder starten erst die politische Karriere,
wenn die Kinder bereits ilter sind. Die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie wird
als Herausforderung fiir Politikerinnen
gesehen, nicht aber fiir Politiker. Als
2006 erstmals eine Ministerin (die da-
malige Justizministerin Karin Gastinger,
BZO) in ihrer Amtszeit ein Kind zur
Welt brachte, fehlten beispielsweise dies-
beziigliche Mutterschutzregelungen. Die
Anforderungen an das Amt waren und
sind fiir eine minnliche Biographie mit
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durchgehender politischer Laufbahn vor-
gesehen.

Frauen als ,integrierte
AuBenseiterinnen“

Bis dato weisen reprisentative Demokra-
tien keine gleiche Teilhabe von Frauen
und Minnern in den Parteien, Parla-
menten, Regierungen oder Interessens-
vertretungen auf. Frauen im politischen
System sind quasi als ,integrierte Au-
Renseiterinnen® (,,outsiders within“, Har-
ding, 1994) zu sehen. In unkonventio-
nellen Bereichen politischer Partizipation
wie etwa bei sozialen Bewegungen, Biir-
gerlnneninitiativen etc. ist hingegen die
Beteiligung in etwa gleich verteilt (Vgl.
Rosenberger/ Sauer, 2004).

Die unterschiedlichen Partizipationsmég-
lichkeiten der Geschlechter sind allerdings
nicht auf die einzelnen nationalen west-
lichen Demokratien beschrinkt: Die Po-
litologin Birgit Sauer skizziert am Beispiel
der Europiischen Union, dass die Ge-
schlechtszugehorigkeit auch auf supra-
nationaler Ebene eine wesentliche Rolle
spielt.

Sauer schildert die ungleiche Reprisen-
tation der Geschlechter in den europii-
schen Institutionen und zeigt, dass die
Zielsetzungen der Union lange Zeit keine
Instrumente zur Uberwindung einer struk-
turellen Geschlechterungleichheit vorsa-
hen: Bis in die 1980er-Jahre war eine ak-
tive Gleichstellungspolitik auf EU-Ebene
kein Thema.

Das Konzept Gender Mainstreaming wur-
de erst im Jahre 1997 im Vertrag von
Amsterdam auf EU-Ebene verankert (Vgl.
Sauer, Birgit, Vom Nationalstaat zum
Europiischen Reich? Staat und Geschlecht
in der Europiischen Union. In: Femini-
stische Studien, Heft 1/2001, S.8-20).
Zum Weltfrauentag 2010 hat die EU-
Kommission einen EU-Aktionsplan zur
Gleichstellung der Geschlechter und Teil-
habe von Frauen in der Entwicklungs-
zusammenarbeit fiir den Zeitraum 2010-
2015 lanciert.

Offentliche Sphare -
Private Sphare
Ein weiteres Merkmal strukturell unglei-

cher Teilhabe der Geschlechter an der

www.staedtebund.gv.at

Demokratie zeigt sich in einer Art von
Teilung zwischen einer Sphire des ver-
meintlich unpolitischen Privaten, Familalen
und einer Sphire der politischen Offent-
lichkeit, der Bedeutsamkeit und Entschei-
dungsmacht zugeschrieben werden. Die
Politologin Nancy Fraser sicht zwischen
dieser Trennung von ,6ffentlicher und
sprivater Sphire und dem Widerspiegeln
spezifisch weiblicher und spezifisch minn-
licher Interessen im politischen System
einen direkten Zusammenhang: Sachpo-
litische Anliegen und Interessen werden
in der Demokratie einem der beiden Zu-
standigkeitsbereiche zugewiesen: Sie wer-
den entweder mit der ,,6ffentlichen® oder
der ,privaten® Sphire in Verbindung ge-
setzt.

Anliegen von Frauen laufen eher Gefahr,
als ,, Privatsache® aus der politischen Ver-
antwortung herauszufallen, ein Beispiel
dafiir ist die Frage der Kinderbetreuung
(Vgl. Fraser, Nancy, Widerspenstige Prak-
tiken. Macht, Diskurs, Geschlecht, Frank-
furt 2003). Von Seiten der Frauenbewe-
gung wird deshalb seit Jahrzehnten in
den politischen Diskurs eingebracht, dass
(auch) das vermeintlich Private politisch
ist.

Der Wohlfahrtsstaat

als Beispiel ungleicher
Geschlechterverhéltnisse

Politische Maf$nahmen schaffen fiir Mann
und Frau unterschiedliche Rahmenbe-
dingungen: Ein Beispiel dafiir ist die un-
gleiche Rollenverteilung im Sozialstaat:
Dieses in westlichen liberalen Demokratien
nach 1945 entwickelte Modell der sozialen
Absicherung weist in sich patriarchale
Merkmale auf: Das Konzept geht davon
aus, dass die Menschen durchgehend Voll-
zeit erwerbstitig sind. Sozialleistungen
werden grofiteils an diese Erwerbstitigkeit
gekoppelt. Frauen weisen aber oft keine
durchgingige Erwerbsbiographie auf, zu-
gunsten der Kinderbetreuung arbeiten
wesentlich mehr Frauen als Minner Teilzeit
oder gehen in Karenz. Daher werden die
Familienmitglieder vom (minnlichen) Fa-
milienernihrer abhingig, die (weibliche)
Kinderbetreuungsarbeit wird vom Sozi-
alstaat mit Beihilfen bedacht (Vgl. Ro-
senberger/Sauer 2004, S.116).

Fazit

Im Langzeitvergleich ist festzustellen, dass
die Geschlechterdemokratisierung in der
Politik nur langsam (und immer wieder
mit Riickschritten) voranschreitet. Maf-
nahmen in Richtung einer gleichen Teil-
habe beider Geschlechter im demokrati-
schen politischen System sind beispielsweise
parteiinterne Frauenquoten. Die Strategie
des Gender Mainstreaming sieht eine
Uberpriifung staatlichen Handelns auf
allen Ebenen und in allen Bereichen im
Hinblick auf geschlechtsspezifische Aus-
wirkungen vor. Dieses Konzept ist seit
dem Vertrag von Amsterdam 1997 ver-
bindlich fiir alle EU-Mitgliedsstaaten
(Vgl. Rosenberger, Sieglinde, Gender
Mainstreaming und Gleichstellungspolitik,
2000), die reale Situation zeigt jedoch,
dass auch heute noch in punkto Ge-
schlechterdemokratie ein grofler Hand-

lungsbedarf besteht. [ |

Rosenberger, Sieglinde K. / Sauer, Birgit (Hg.),
Politikwissenschaft und Geschlecht. Konzepte —
Verkniipfungen — Perspektiven, Wien 2004;

Fraser, Nancy, Widerspenstige Praktiken. Macht, Diskurs,
Geschlecht, Frankfurt 2003.

Info

Dieser Artikel ist Teil des multimedialen

Online-Themenmoduls ,Genderperspektiven®

des virtuellen Wissenszentrums

www.demokratiezentrum.org.

In diesem Online-Modul finden Sie ...

e weitere Informationen zu den Lebensrealititen
von Frau und Mann im Speziellen in punkto
Berufswelt und (Kinder-)Betreuungsarbeit, zu
geschlechtsspezifischer Armut und zu Gewalt
gegen Frauen;

e Kurzbiographien von Frauen (,Pionierinnen
der Frauenbewegung®), die sich fiir die Rechte
der Frauen und deren Umsetzung in der Politik
engagiert haben und / oder die erste Inhaberin
eines politisches Amtes waren, das bis dato
nur von Mannern bekleidet worden war.

Neben informativen Texten bietet das Themenmo-

dul Grafiken, Timelines, Glossar, Videos, weiter-

fiihrende Artikel sowie Link- und Literaturtipps
fir eine umfassende Information zum Themen-
bereich.
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Demokratie wird in Kapfenberg grol3 geschrieben.

Das Motto lautet: , mitreden

Wie Gemeinde und Jugendliche gemeinsam den Lindenplatz innerhalb nur eines Jahres
zur Freizeitoase fir die Jugend umgestaltet haben. Ein Nachbericht.

Im Zuge des Projektes ,Innenstadtent-
wicklung und Stadtverschénerung® gab es
das Teilprojekt ,,Jugendgerechter Linden-
platz®. Da die Stadtgemeinde Kapfenberg
mit der Beteiligung von Kindern und Ju-
gendlichen (aktiver Kindergemeinderat seit
1992, aktiver Jugendstadtrat seit 2009)
bereits sehr positive Erfahrungen gemacht
hat, wollte sie auch bei diesem Projekt die
Jugendlichen intensiv mit einbeziehen.
Durch das Mitwirken der Jugendlichen
im Planungsprozess sind eine bediirfnis-
gerechte Gestaltung sowie eine entspre-
chende Nutzung der Flichen garantiert.
Schliellich steigt die Identifikation mit
selbst gestalteten Orten und Plitzen derart,
dass sich Angste beziiglich mutwilliger
Zerstorungen fast von selbst eriibrigen.
Markus Kamper und Eveline Schagawetz
von der Stadtgemeinde Kapfenberg, sowie
Sonja Postl und Ernst Muhr vom Verein
Fratz Graz tibernahmen im Juli 2009 die
Durchfiihrung und Umsetzung dieses Pro-
jektes. Am 1. Juli 2009 fand die 1. Pla-
nungswerkstatt direkt am Lindenplatz in
Kapfenberg statt. Bei diesem ersten Treffen
lag das Hauptaugenmerk beim Kennen-
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lernen untereinander, sowie dem Vertraut-
werden mit dem Platz. Alle Kapfenberger
Jugendlichen zwischen 13 und 16 Jahren
wurden zu diesem Projekt eingeladen.
Dreizehn Jugendliche diskutierten schlief3-
lich engagiert verschiedene Maoglichkeiten,
den Lindenplatz besser fiir ihre Altersgruppe
nutzen zu konnen.

,Also, cool ist er nicht,

eher langweilig und fad!“
Die Kapfenberger Jugendlichen
wollen keine ,,Kellerkinder® sein
und sie wollen, dass der Lin-
denplatz mehr ist, als nur der
Vorplatz des Kinos. Vor allem
wiinscht sich die Stadtgemeinde
Kapfenberg, dass sich die Ju-
gendlichen hier wohl fithlen. Es
fiel auf, dass kaum einer der
anwesenden Jugendlichen den
Platz in seiner Freizeit aufsucht.
Durch die sehr nahe Straf3e ist
es relativ laut am Platz und ge-

Die Gewinner
der ,\Wall of Kapfenberg".

Eveline Schagawetz, Stadtgemeinde Kapfenberg

nerell finden sie den Platz als eher ,,uncool®.
Die Wiinsche aus diesem ersten Workshop
waren vor allem: eine Lirmschutz- bzw.
Sichtschutzwand, moderne ausgefallene
Sitzmobel, ein Trinkwasserbrunnen, aus-
gefallene Mistkiibel, Liegen aus Holz, Um-
gestaltung des Brunnens, diverse Veran-
stalcungen. Bei der 2. Planungswerkstatt
am 7. Juli 2009 wurden aufgrund der
vielen Ideen Modelle gebaut. Mit zahlrei-
chen Materialien kreierten die Jugendlichen
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— mitmachen®

mit viel Engagement und Geschick Modelle,
wie der Lindenplatz nach ihren Wiinschen
gestaltet werden konnte. Anhand dieser
Modelle, Vorschlige und Ideen konnte
nun Fratz Graz die Pline und Entwiirfe
ausarbeiten. Die Ergebnisse wurden im
Oktober 2009 der Biirgermeisterin Brigitte
Schwarz und Vertretern der Stadt prisen-
tiert. In der Zwischenzeit wurden nun alle
Pline und Entwiirfe noch mit dem Grafiker
und Kiinstler Martin Cremsner iiberarbeitet
und abgestimmt.

»Wall of Kapfenberg“

Ein erster und sehr wichtiger Schritt war
der Trinkwasserbrunnen am Kapfenberger
Lindenplatz. Die Stadtwerke Kapfenberg
GmbH und die Stadtgemeinde Kapfenberg
errichteten in Zusammenarbeit mit der
Zentral-Wasserversorgung Hochschwab
Sild GmbH diesen Trinkwasserbrunnen
fur alle Kapfenberger Jugendlichen am
Lindenplatz.

Der Startschuss fiir den Umbau erfolgte
schlieSlich und endlich am 27. Juli 2010.
Bei der Auswahl der Firmen wurde ebenfalls
auf Beteiligung gesetzt. Vor allem die Ma-

www.staedtebund.gv.at

ler- und Renovierungsarbeiten wurden
durch die FAB Integration Produktions-
schule Kapfenberg ausgefiihrt. Weitere be-
teiligte Firmen waren: Martin Treitler
(Holzbau), Robert Treitler (Metallbau),
Josef Fromm (Bildhauer) und Polyester-
verarbeitung Marx. In einer Umbauzeit
von nur sieben Wochen wurden folgende
Vorhaben fiir die Kinder und Jugendlichen

in Kapfenberg realisiert:

® zwei coole Sofas mit Tisch

e  coole Sitzlandschaft“

e Paravent als Sicht- bzw. Larmschutz

e hunter Sandspielplatz mit Spielzeug-
kiste und Spielzeug fiir die ganz
kleinen Besucherinnen

¢ Trinkwasserbrunnen

e Wall of Kapfenberg“

Die ,Wall of Kapfenberg® hat einen be-
sonderen Grund. In Anlehnung an den
beriihmten ,,Walk of fame® sollen an der
Lingsseite der Kinoterrasse Sterne an Per-
sonen und Institutionen vergeben werden,
die sich intensiv fiir Kinder und Jugendliche
in Kapfenberg einsetzen, um so an ihre

Bild 1: Jugendliche beim Workshop
,Lindenplatz vorher*

Bild 2: Renovierungsarbeiten Werkstatt
durch Jugendliche

Bild 3: Jugendliche beim Modellbau
Bild 4. Sitzlandschaft mit Paravent
Bild 5: Trinkwasserbrunnen

Bild 6: Sitzmdbel mit reger Diskussion

Leistungen bzw. ihren Mut und ihr Enga-
gement zu erinnern. Der Jugendstadtrat
hat in den letzten Wochen fleiffig an die
200 Kapfenberger Jugendliche befragt, wer
sich die ersten beiden Sterne verdient hat.
Am 10. September 2010 war es dann
soweit. Biirgermeisterin Brigitte Schwarz
und Jugendreferentin Sylvia Schanner er-
offneten den neu adaptierten Lindenplatz.
Neben cinem tollen Spielefest mit Fratz
Graz gab es auch eine PS3-Zone und die
feierliche Enthiillung des ,Wall of Kap-
fenberg”. Biirgermeisterin Schwarz und
die Familie Wotzka vom Kinocenter Kap-
fenberg sind die ersten, deren Sterne am
Lindenplatz leuchten. Abgerundet wurde
das Programm mit speziellen Angeboten
und einer After-Show-Party im Campanile.
Es war fiir alle BesucherInnen ein tolles
und gelungenes Fest. |
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Itmigister Niki Berlakovich ist als erster und
iget.Minister mit einem E-Auto unterwegs.
)

»,Gemeinden sind ein

Klimaschutzmotor auf Hochtouren®“ ...

¥
: T{ L
BMLFUW/Strasser

Die Budgetknappheit geht an keiner Gemeinde spurlos voriiber. Gemeinden miissen sparen und
brauchen neue, innovative Losungen. Die beste Antwort darauf sind Klimaschutz und Energieautarkie.

Mit dem Bestreben, die Energieversorgung
in den Bereichen Wirme, Strom und Verkehr
von fossiler Energie und Energieimporten
weitestgehend unabhingig und damit kli-
maschonend zu machen, gewinnt jede
Gemeinde. Damit spart sie langfristig Geld,
schafft Arbeitsplitze vor Ort, steigert die
Lebensqualitit und leistet einen Beitrag zum
Klimaschutz. ,Ich will ein energieautarkes
Osterreich, wo wir simtliche Energie im
eigenen Land erzeugen und unsere Klima-
schutzziele erreichen. Gemeinden sind dabei
ganz wichtige Partner und ein Klimaschutz-
motor auf Hochtouren. Mit meinem Einsatz
werde ich ihn weiter am Laufen halten®,
motiviert Umweltminister Niki Berlakovich
die Gemeinden zur Energiewende. Das
Lebensministerium unterstiitzt diesen Weg
in die Energieautarkie mit umfassenden
Beratungsprogrammen und Férdermaoglich-
keiten. 37 Klima- und Energiemodellregionen
werden bereits iiber den Klima- und Energie-
fonds geférdert, einige mehr stehen nun in
den Startléchern.

Bereits rund ein Viertel der heimischen Ener-
gie kommt aus erneuerbaren Energietrigern
und es gibt noch gentigend Potenzial an
5§ Wind-, Sonnen-, Wasserkraft und Biomasse.
g Mit den Klima- und Energiemodellregionen,
& den Modellregionen zur Elektromobilitit,

mit Photovoltaikforderungen, mit der Un-
terstiitzung durch seine Klimaschutzinitiative
klima:aktiv und vielem mehr kurbelt Um-
weltminister Niki Berlakovich nicht nur
den Klimaschutz, sondern auch massiv die
heimische Wirtschaft und eine positive
Entwicklung der Gemeinden an.

Elektromobilitét ist die Zukunft

Ein besonderes Augenmerk gilt dabei der
Elektromobilitit. Das Lebensministerium
investiert 2010 insgesamt 15 Millionen Euro
in klimafreundliche Mobilititsprojekte von
Stidten und Gemeinden, Betrieben und
Tourismuseinrichtungen. Erst kiirzlich be-
kamen wieder drei Gemeinden den Zuschlag,
Mobilitditsmodellregion zu werden. Umwelt-
minister Berlakovich hat dabei immer Mehr-
facheffekte im Auge und setzt auf intelligente
Ressourcennutzung. Damit schafft er es,
Vorteile fiir die Umwelt und das Klima, die
Wirtschaft und die Menschen in Osterreich
zu verbinden.

Die Gemeinden und die BiirgerInnen profi-
tieren und machen begeistert mit, das Interesse
und die Nachfrage nach Elektromobilitit
steigen. Nicht zuletzt auch durch das enorme
Engagement des Umweltministers selbst, der
2010 mit seiner klima:aktiv-mobil-Tour alle
Bundeslinder besucht hat und dabei iiber

die Moglichkeiten alternativer Mobilitdt
informiert hat.

Fiir die Sicherstellung der Versorgung in der
E-Mobilitit stellt das Lebensministerium
500.000 Euro fiir die Errichtung von E-Lade-
stationen mit Strom aus erneuerbarer Energie
zur Verfigung. 1.000 neue Ladestationen
sind damit méglich. Hauptzielgruppen sind
Gemeinden, Betriebe und Regionalverbinde.
Bis 2020 will Berlakovich 250.000 Elektro-
autos auf die Strafle bringen und 430.000
Tonnen klimaschidliches CO, einsparen.

Umwelt- und Klimaschutz

hilft der Wirtschaft

,Okologie und Okonomie erginzen einander
perfeke®, ist Umweltminister Niki Berlakovich
tiberzeugt. Neben der bundesweiten , Energie-
strategie Osterreich®, die auch eine Klima-
schutzstrategie ist, arbeitet die Wirtschaft
auch beim ,Masterplan green jobs“ aktiv
mit. Bis 2020 koénnen damit in intensiver
Zusammenarbeit aller Ministerien, Linder
und Interessengruppen zusitzliche 100.000
green jobs entstehen. ,Diese Jobs sind stabil,
zukunftsfihig und klimaschiitzend und tragen
maflgeblich dazu bei, Osterreich im inter-
nationalen Wettbewerb Vorteile zu sichern®,
so Berlakovich, der mit Konsequenz seinen
Weg verfolgt.
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Niki Berlakovich im

Der Klimawandel ist eine Bedrohung,
Klimaschutz eine Riesenchance

Gemeinden profitieren mehrfach von Klimaschutzinitiativen:

mehr Geld, mehr Wertschépfung, mehr Unabhéngigkeit, mehr Jobs.

Umweltminister Niki Berlakovich vertritt
Osterreich bei der Weltklimakonferenz in
Mexiko Anfang Dezember. Neben dem
globalen Auftrag fiir Klimaschutz sind
Gemeinden und Regionen zentrale Player
fiir aktive Mafinahmen gegen den fort-
schreitenden Klimawandel.

Herr Minister, welche Rolle spielen die
Gemeinden im Klimaschutz?

Berlakovich: Gemeinden sind wichtige
Motoren und Multiplikatoren im Klima-
schutz. Sie profitieren auch immens von
ihren Aktivititen, denn mit Energiesparen,
Energieeffizienz und dem Einsatz erneuer-
barer Energie bleibt jeder Gemeinde mehr
Geld. Auflerdem ist der Klimaschutz eine
enorme Chance fiir mehr Wertschopfung,
Wirtschaftsbelebung und green jobs, denn
der Umweltsektor ist momentan der stirkste
‘Wachstumsmarkt.

Wo kinnen Gemeinden in Sachen Klimaschutz
und erneuerbare Energie ansetzen und wie
werden sie dabei von Ihnen unterstiitzt?
Berlakovich: Jede Aktivitit einer Gemeinde
ist ein Schritt in die richtige Richtung.

Wir unterstiitzen beratend und auch finan-
ziell. Die Bandbreite reicht von unserem
e5-Programm tiber die Klima- und Energie-
modellregionen bis hin zur Beratung und
Forderung alternativer Mobilitit und
Mobilititskonzepte im Rahmen von
klima:aktiv. Wir lassen unsere Gemeinden
nicht im Stich, denn sie sind die stirkste
Kraft auf dem Weg in die Energicautarkie
Osterreichs.

Von Osterreich nach Mexiko. Dort starten
Ende des Monats die Welt-Klimaverhandlun-
gen in Mexiko. Warum brauchen wir ein
globales Klimaabkommen und wird es in
diesem Jahr zustande kommen?

Berlakovich: Es wird aller Voraussicht nach
auch diesmal keine Einigung auf ein vélker-
rechtlich verbindliches Abkommen geben,
denn die USA, Japan, China, Russland und
Indien zeigen sich unflexibel, sind aber die
zentralen Player bei dieser Konferenz.
Einigungen in Teilbereichen, wie z. B. die
Verminderung der Rodung der Tropen-
wilder oder Technologietransfer in Entwick-
lungslinder, sind wahrscheinlich und ein
weiterer Schritt hin zu einem globalen,
umfassenden Klimaschutzabkommen in der
Zukunft. Wichtig ist, dass wir auf nationaler
Ebene aktiv bleiben und international Mit-
streiter finden. Viele Staaten haben sich schon
bewegt, dieser Prozess darf nicht abreiffen.

Die Energicautarkie ist ja lhre Vision.

Was versteht man darunter, wie soll das

gehen und was bringt es?

Berlakovich: Energieautarkie bedeutet die
Energieselbstversorgung unseres Landes aus
den erneuerbaren Ressourcen Wind-, Son-
nen-, Wasserkraft und Biomasse. Wir liegen
europaweit bereits im Spitzenfeld beim Ein-
satz erneuerbarer Energien, aber wir haben
viel Potenzial, um diese Vision Realitit wer-
den zu lassen. Wir werden daher aus dem
Mafnahmenkatalog der , Energiestrategie
Osterreich® weitere wichtige Anreize setzen,
um die Entwicklung entsprechend voranzu-
treiben. Die thermische Gebaudesanierung,

der Ausbau der Elektromobilitit und der
verstirkte Einsatz erneuerbarer Energien sind
dabei wichtige Sdulen, von denen jede und
jeder Einzelne durch sinkenden Kosten, aber
mehr Lebensqualitit profitiert. Dariiber
hinaus schaffen wir damit auch zahlreiche
neue Arbeitsplitze.

Stichwort Arbeitspliitze — Sie haben einen
Masterplan fiir green jobs entwickelt.

Worum geht es dabei?

Berlakovich: green jobs sind Arbeitsplitze,
die aus dem Einsatz fiir Umwelt- und Klima-
schutz entstehen. Mit dem ,Masterplan green
jobs“ haben wir ein Konzept entwickelt, das
bis 2020 100.000 neue green jobs méglich
macht. Fiir unsere Jugend ist das eine wichtige
Perspektive und fiir Osterreich eine Chance
fiir neues Wachstum. Die Umwelttechnik-
industrie, die Nutzung erneuerbarer Energien,
die Land- und Forstwirtschaft sowie die
Tourismus- und Freizeitwirtschaft halten
noch viel Potenzial fiir green jobs.

Forderungen im Lebensministerium
iiber klima:aktiv mobil:

Fuhrparkumstellungen*

* bis zu EUR 400, fiir Elektrofahrrader

* bis zu EUR 500, fiir E-Scooter

® his zu EUR 1.000,— fiir ein leichtes E-Fahrzeug
e bis zu EUR 5.000,— fiir ein E-Auto

*Keine Einzelforderungen moglich!

Sonderaktion fiir E-Ladestationen

o fiir einspurige E-Fahrzeuge EUR 250,—

e fiir mehrspurige E-Fahrzeuge EUR 500,—
Detaillierte Infos unter www.umweltfoerderung.at

Promotion

== VERGABE
B JOUR FIXE

Mit den Top-Vergabeexperten Osterreichs

SCHRAMM OHLER

RECHTSANWALTE

KEINE
TEILNAHME-
GEBUHR

mit Fink (MD Stadt Wien), Zentner (Architektin), Horvath (WKNG),
Wolfbeisser (RPW), Lang (MD Stadt Wien), Prusa (Postbus)

jeweils Donnerstag ab 17 Uhr, Bartensteingasse 2 (3. Stock), 1010 Wien, Vortragssaal

- Information und Anmeldung unter: kanzlei@schramm-oehler.at, www.schramm-oehler.at

www.staedtebund.gv.at
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Notwendige Investitionen
rechtzeitig planen

Eine umsichtige Investitions- und Vorhabensplanung kann dazu beitragen,
die Verschuldung in vertretbarem AusmaRB zu halten.

Auch wenn die finanziellen Mittel knapp
sind, haben Stidte und Gemeinden keine
andere Wahl, als zumindest die notwen-
digsten Instandhaltungs- und Ersatzinve-
stitionen durchzufithren. Eine umsichtige
Investitions- und Vorhabensplanung kann
dazu beitragen, die Verschuldung in ver-
tretbarem Ausmaf$ zu halten. Berechnungen
zu Folge! konnten schon im Jahr 2007
mehr als ein Drittel der dsterreichischen
Gemeinden ihre ordentlichen Ausgaben
nicht mehr mit ordentlichen Einnahmen
finanzieren. Bleiben umfassende Konsoli-
dierungsbemiithungen der Stidte und Ge-
meinden aus, so wird es bis 2013 de facto
keiner Kommune mehr gelingen, ihren
ordentlichen Haushalt auszugleichen. Um
die Dramatik dieser Zahlen erfassen zu
koénnen, sei erwihnt, dass Investitionen
in der Regel im auflerordentlichen Haushalt
bezichungsweise in der Vermdgensgebarung
zu finden sind. Im Idealfall erwirtschaften
Gemeinden in der laufenden Gebarung?
einen Uberschuss, der dann zumindest
zum Teil dazu dienen kann, Investitions-
projekte zu finanzieren. Je grofler die
Uberschiisse der laufenden Gebarung sind,
desto geringer ist der Bedarf der Neuver-
schuldung zur Finanzierung der geplanten
Projekte.

Kein Finanzierungsspielraum

In der Realitit sind die Uberschiisse der
laufenden Gebarung der Stidte und Ge-
meinden spitestens seit 2009 durch die
Auswirkungen der Finanzmarkt- und Wirt-
schaftskrise minimal. Viele Gemeinden
verzeichnen bereits in der laufenden Ge-
barung einen Abgang, sodass schon zur
Finanzierung der laufenden Ausgaben eine
Neuverschuldung notwendig wird. Dass
in Zukunft, wie in den Jahren vor 2009

30

Manuel Kéfel, KDZ - Zentrum fir Verwaltungsforschung

tiblich, aus der laufenden Gebarung ge-
niigend Finanzmittel verbleiben, um zu-
mindest die notwendigsten Investitionen
zu finanzieren, ist jedenfalls sehr unwahr-
scheinlich. Auch wenn die Stidte und
Gemeinden in den nichsten Jahren massive
Konsolidierungsbemiihungen anstellen,
wird es ihnen aus eigener Kraft wohl nicht
gelingen, wieder groffe Uberschiisse der
laufenden Gebarung zu erwirtschaften.
Dazu steigen die Steuereinnahmen in zu
geringem Ausmaf$ und die Transferausga-
ben, vor allem im Bereich der Sozialhilfe-
umlage beziehungsweise der Krankenan-
staltenumlage, wachsen zu stark.

Investitionen trotzdem notwendig

Doch auch wenn die verftigbaren Eigen-
mittel immer knapper werden, kann seitens
der Stidte und Gemeinden nicht auf In-
vestitionen verzichtet werden. Dabei ist

Instandhaltungs- und Ersatzinvestitionen
sind jedenfalls umzusetzen — auch wenn nur
wenig oder gar kein Geld vorhanden ist.

diese These gar nicht wirtschaftspolitisch
beziechungsweise volkswirtschaftlich zu
verstehen. Die Gemeinden kénnen aus
reinem betriebswirtschaftlichem Eigenin-
teresse nicht auf die notwendigsten Inve-
stitionen verzichten. Zumindest Instand-
haltungs- und Ersatzinvestitionen sind je-
denfalls umzusetzen. Das Vermégen der
Stidte und Gemeinden verringert sich im
Zeitablauf — hier ist anzufiihren, dass sich
Straflenbelige, Gebiude, technische Gerite
des Bauhofes oder Fahrzeuge der Feuerwehr
abnutzen. Dadurch werden regelmifiige
Instandhaltungsmafinahmen notwendig.
Oft werden kleinere Reparaturen ausrei-
chen, die im Rahmen des laufenden Be-

triebsaufwandes abgedeckt sind. Manchmal
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wird ein Neuankauf bestimmter Anlagen
notwendig oder es miissen umfassendere
Sanierungs- oder Reparaturmafinahmen
umgesetzt werden, die auflergewdhnlich
hohe Kosten verursachen und demnach
als Investitionen zu sehen sind.

Investitionsriickstau vermeiden

Dabei besteht natiirlich Ermessensspiel-
raum, wann eine solche groflere Instand-
setzung beziechungsweise Neuinvestition
notwendig wird. Im Einzelfall wird sie
auch um einige Jahre verschoben werden
kénnen, um kurzfristige finanzielle Eng-
pisse zu Uberwinden. Es ist aber zu be-
achten, dass eine Verschiebung notwen-
diger Investitionen dazu fithren kann,
dass die Investitionskosten steigen, je
linger man zuwartet®. Dies ist leicht nach-
vollziehbar, da ein allfilliger Schaden, der
aus natiirlicher Abniitzung entsteht und
nicht behoben wird, durch weitere Nut-
zung vergroflert wird. Dazu kommt noch,
dass die investitionsbediirftige Infrastrukeur
auch Nutzeneinbuflen oder allfillige Mehr-
kosten fiir die BiirgerInnen bedeutet (z.B.:
geringere Lernleistung der Schiilerlnnen
in einem renovierungsbediirftigen Schul-
gebidude, Verkehrsbeeintrichtigungen
durch schlechte Straflen etc.). Werden
also, aufgrund der knappen finanziellen
Mittel, Investitionen seitens der Gemein-
den weitgehend vermieden, staut sich der
Investitionsbedarf tiber jedes Jahr weiter
an und wird jahrlich immer grofler, wichst
unter Umstinden sogar exponentiell.

Finanzierung notwendiger
Investitionen

Es gilt daher einen ,Investitionsriickstau®
moglichst zu vermeiden. Je angespannter
die finanzielle Situation der Gemeinde,
desto herausfordernder wird es jedoch sein,
dies zu bewerkstelligen. Man muss sich je-
doch vor Augen fiihren, dass man bei der
momentanen finanziellen Krise der Stidte
und Gemeinden nicht von einem kurzfri-
stigen finanziellen Engpass sprechen kann.
Vielmehr handelt es sich um eine struktu-
relle Krise. Ohne mafigebliche Anderungen
der Rahmenbedingungen ist kurz- bis mit-
telfristig mit keiner maf$geblichen Verbes-
serung der Gemeindefinanzen zu rechnen.
Somit scheint es auch nicht sinnvoll, mit

www.staedtebund.gv.at

notwendigen Investitionen zu warten — in
der Hoffnung, sie wiren in wenigen Jahren
schon wieder finanzierbar. Es wird also,
was heute nicht investiert wird, in den
nichsten Jahren zu investieren sein. Die
finanziellen Spielriume werden kiinftig
dhnlich eng sein, wie sie es bereits sind. Es
ist lediglich zu erwarten, dass aufgestaute
Investitionen kiinftig noch mehr kosten
werden, als sie es heute tun wiirden. Umso
wichtiger ist eine umsichtige Investitions-
planung, um einen moglichst geringen
JInvestitionsstau“ zu verursachen und einen
bestmdoglichen Lebensstandard fiir die Biir-
gerlnnen zu erhalten.

Werden Investitionen seitens der Gemein-
den vermieden, staut sich der Investitions-
bedarf weiter an und wird immer grél3er.

.‘rr

Umsichtige Investitionsplanung

Eine umsichtige Investitionsplanung be-
ginnt mit der Frage, ob eine geplante In-
vestition tiberhaupt notwendig ist. Es ist
zu kliren, ob die geplante Investition fiir
die BiirgerInnen im Ausmafd ihrer Kosten
auch Nutzen liefert. Nur dann ist sie
auch umzusetzen. Wird sie umgesetzt,
muss nach der kostengiinstigsten Alter-
native fiir das geplante Vorhaben gesucht
werden (etwa durch eine differenzierte
Vorhabensplanung mit Alternativensuche).
Als nichsten Schritt sollte man sich die
Frage stellen, ob es in der laufenden Ge-
barung Konsolidierungspotenziale gibt,
die, wenn sie genutzt werden, zu einem
(groBBeren) Uberschuss fithren, mit dem
die Investitionskosten zumindest teilweise
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bedeckt werden kénnen. Dabei kann ein
Einnahmen- und Ausgabenvergleich mit
Gemeinden in einer dhnlichen Situation
(z.B. der gleichen Gréfle und im selben
Bundesland) im Sinne eines Benchmar-
kings, eine Aufgaben- und Produktkritik
oder eine Prozessanalyse der Arbeitsabliufe
hilfreich sein. Kénnen durch Konsoli-
dierung der laufenden Gebarung nicht
gentigend Mittel fiir die notwendigen
Investitionen erschlossen werden, muss
geklire werden, inwiefern Spielriume fiir
eine zusitzliche Verschuldung bestehen.
Dabei ist auch immer zu bedenken, dass
Darlehen und die notwendigen Tilgungen
auch immer die kiinftigen Haushalte be-
lasten.

Unterstlitzung bei der Planung

Um die Investitionsplanung in der Praxis
zu erleichtern, hat das KDZ - Zentrum
fir Verwaltungsforschung, mit Unter-
stiitzung der Bank Austria, seine Serie
der Praxisplaner um ein neues Excel-
Tool erweitert. Der KDZ-Investitions-
und Vorhabensplaner ist ein Instrument
zur mittelfristigen Finanzplanung. Dieses
Instrument unterstiitzt bei der Ermittlung
des fiir Investitionen verfiigbaren Eigen-
kapitals, der Planung von Investitions-
kosten und Folgekosten von Investitionen
und bei der Planung der Finanzierung
von Investitionsprojekten. Es baut auf
der bewihrten KDZ-Methodik zur mit-
telfristigen Finanzplanung® auf und er-
weitert diese erstmals um eine detaillierte
Investitions- und Finanzierungsplanung
auf Maf$nahmenebene. Es konnen einzelne
Investitionsmaf§nahmen mit Errichtungs-
und Folgekosten erfasst werden. Auf
dieser Basis und in Abstimmung mit
dem Ergebnis der laufenden Gebarung
wird ein allfilliger Finanzierungsbedarf
errechnet. Es besteht die Moglichkeit,
die Bedeckung des Finanzierungsbedarfs
durch die Festlegung von Konsolidie-
rungszielen oder durch Fremdkapitalauf-
nahme zu planen, sowie die Folgekosten
einer Fremdfinanzierung abzuschitzen
und in die Planung einflieffen zu lassen.
Auch bei der Planung der Fremdfinan-
zierung ist eine Planung auf der Ebene
der einzelnen MafSnahmen (Darlehen)
moglich. Die detaillierten Planungsschritte
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Abbildung 1: Aufbau des neuen KDZ-Investitions- und Vorhabensplaners

flieflen abschliefSend automatisch in die
Systematik des Voranschlags- und Rech-
nungsabschlusses ein und ergeben so eine
detaillierte mittelfristige Finanzplanung.
In Abbildung 1 ist der Aufbau des neuen

Praxisplaners schematisch dargestellt.

KDZ-Investitions- und
Vorhabensplanung

Der neue Praxisplaner gibt, wie zuvor
beschrieben, einen Rahmen zur struktu-
rierten Finanz-, Investitions- und Finan-
zierungsplanung und stellt sicher, dass
auch Folgekosten von Investitionen und
Finanzierungsformen in der mittelfristigen
Finanzplanung berticksichtigt werden.
Dieses Tool ist fiir alle KDZ-Mitglieder
zum kostenlosen Download auf der Mit-
gliederplattform verfiigbar. Mitglieder
des Stidtebundes konnen es iiber die
Plattform www.praxisplaner.at herunter-
laden. Dort finden Sie zudem weiterfiih-
rende Informationen. Zugangsdaten er-
halten Sie bei Mag. Manuel Kofel (koe-
fel@kdz.or.at), der Thnen auch fiir weitere
Fragen gerne zur Verfligung steht. [ |

Vgl. Biwald, Peter; Hochholdinger, Nikola; Kifel, Manuel;
Maimer, Alexander: Finanzierung der Stidte nach der Krise.
Analyse der Gemeindefinanzen 2004 bis 2008 und Prognose
bis 2013. Grundlagenpapier zum Osterreichischen Stiidtetag
in Villach 2010. Wien, 2010.

Beinhaltet jene Einnahmen und Ausgaben, die nicht im Zu-
ung (z.B.: Kauf und
Verkauf von Vermigen) und den Finanztransaktionen (z.B.:
Aufnahme und Riickzahlung von Darlehen) stehen. Erfasst

werden beispielsweise die Einnah

hang mit der Ver

. 7
SHIEE

aus Er ilen, ei-

genen Steuern, Leistungen und andere bzw. die Ausgaben fiir

I tfwand, Material,

Personal, Ver und Betrieb

Transfers an andere Triger etc.

Vil. Reidenbach et al.: Investitionsriickstand und Investiti-
bedarf der K A Ursachen, Folgen und

Strategien. Deutsches Institut fiir Urbanistik. Edition Difu.

Berlin 2008. S. 369 ff.

Mit Benchmarking ist ein strukturierter Vergleich von Ein-
b und Ausgaben fiir b

brachte Leistungen gemeint. Dabei wird das Ziel verfolgt, im

von Gemeinden er-

Vergleich mit Referenzwerten zu erkennen, wie hoch die eige-
nen Einnahmen und Ausgaben in Relation zu Gemeinden in
einer ihnlichen Situation sind. So kinnen gegebenenfalls

Einspar jale ersichtlich werden.

Y

Wie sie zum Beispiel beim KDZ-Quicktest, bei der Bonitiits-
und Risikoanalyse oder dem KDZ-Sicherheitscheck (Modul

Finanzcheck) verwendet wird.

OGZ 11/2010

Quelle: Kofel: eigene Darstellung, Wien 2010.



DIE GRUNE KALTEVERSORGUNG:

FERNKALTE VON
FERNWARME WIEN

IN ZEITEN LIMITIERTER FOSSILER ENERGIERESERVEN,
steigender Energiepreise sowie zunehmender Umwelt-
belastungen sind alternative Losungen wichtiger denn
je. Nur so kénnen Wettbewerbsfahigkeit und ein lebens-
wertes Umfeld sichergestellt werden. Genau hier setzt

F"' . Fernwarme Wien an: mit zukunftsorientierten Technologien
- und nachhaltigen Modellen - wie Fernkalte.
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MIT FERNKALTE NEUE WEGE
BESCHREITEN.

Im Gegensatz zu den USA und Japan (80 Prozent) werden in Europa nur etwa
50 Prozent aller Biiroflichen klimatisiert. Dies wird sich in den nichsten Jahren
jedoch dndern. Der Bedarf an Kiihlenergie nimmt kontinuierlich zu und soll
sich bis zum Jahr 2020 annihernd verdoppeln. Eine von der EU-Kommission
im Rahmen des SAVE-Programms (,EU-Program for Energy Efficiency”
1999/2002) beaufiragte Studie erwartet, dass die Anzahl der Raumklimagerite
europaweit von 7,4 Millionen im Jahr 1996 auf 33 Millionen im Jahr 2020
steigen wird. Alle Untersuchungen weisen darauf hin, dass auch Osterreich bei
dieser Entwicklung keine Ausnahme bilden wird. In 20 Jahren wird die Nachfrage
an Kiihlenergie fiir Biiroflichen in Europa somit etwa dem Bedarf an Heizenergie

entsprechen.

BESSER FUR UMWELT, WIRTSCHAFT
UND GESCHAFT.

Durch die langfristige Errichtung eines Fernkiltenetzes mit optimaler Nutzung
des Abwirmepotenzials beschreitet Fernwirme Wien neue Wege. Grofle Gebdude-
komplexe konnen so mittels Fernwirme und innovativen Fernkiltesystemen
energiceffizient, umweltschonend und kostengiinstig gekiihlt werden.
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Renate Brauner:

AKTIVER KLIMASCHUTZ®

Renate Brauner, Vizebiirgermeisterin und Stadtritin

fiir Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke,

hebt die Bedeutung der Fernkilte hervor:

WMit dem Ausbau von Fernkilte investiert Wien
in den Infrastruksurausba und leistet damit
einen weiteren Beitrag zur Ankurbelung des
Konjunkturmotors in wirtschaftlich schwierigen
Zeiten. AufSerdem trigt Wien Energie Fernwirme
damit aktiv zum Klimaschutz und zur deutlichen

Senkung des CO,-Ausstofies bei.

stadtwienextra
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DREI WEGE, KALTE
ZU ERZEUGEN.

Einerseits zeichnen wachsende Komfort-
anspriiche an das eigene Heim, Biiros und
Shops fiir diese drastischen Entwicklungen
verantwortlich. Andererseits wird die Erwir-
mung vieler Gebiude durch neue Architektur-
modelle oder den Einsatz von technischem
Equipment zusitzlich forciert.
So miissen beispielsweise moderne Glasfas-
saden bei entsprechender Sonneneinstrahlung
e f‘ bereits ab einer Auffentemperatur von sechs
‘H fd‘g JJ J A ¢ : = - i - - Grad Celsius gekiihlt werden. Der rasch
| .Ji G v gt - _- e ansteigende Kiihlbedarf liefert so vor allem
P = ein gravierendes Problem: Wechseln wir
nicht rechtzeitig zu alternativen Kiihl-
modellen, steigt auch unser Stromverbrauch
— Kapazititsengpisse sowie die Gefahr von
Stromausfillen, steigende Schadstoffemis-
A1 EI sionen sowie nachhaltige Umweltschiden
W NEE ARNER i W - i ; - sind die unaufhaltbaren Nebenwirkungen.
1A " = Fernkilte gilt in diesem Zusammenhang als
- - e das System der Zukunft. Denn Strom-
. - R_l Chtunggeb end ° verbrauch und klimabelastende Emissionen
— 2 ' kénnen um ein Vielfaches verringert werden.

ZUKUNFTSORIENTIERTE
TECHNOLOGIEN UND
NACHHALTIGE MODELLE

Kilte kann derzeit mit unterschiedlichen

KOMPRESSIONS-
KALTEMASCHINEN.

Sie stellen die hiufigste Technologie zur Kilte-
gewinnung dar. Hierbei wird Strom als An-
triebsenergie genutzt. Zwar wird die geringste
Endenergie benétigt, doch muss diese in Form
hochwertigen Stroms zur Verfiigung gestellt
werden — ein hoher Brennstoffeinsatz wird zur

Technologien bereitgestellt werden:
> Kompressionskiltemaschinen
> Absorptionskiltemaschinen

> Free Cooling

Erzeugung bendtigt. Zudem kommen Fluor-
kohlenwasserstoffe (FKW) als Kiltemittel
zum Einsatz, die aufgrund ihres erheblichen
Treibhauseffektes ginzlich vermieden werden
sollten.

ABSORPTIONS-
KALTEMASCHINEN.

Im Gegensatz zu Kompressionskiltemaschinen wird die Ver-

dichtung bei der Verwendung von Absorptionskéltemaschinen FREE COOLING.

durch eine temperaturbeeinflusste Losung des Kiltemittels Zudem ist es moglich, Kilte aus kithlem
erzielt. Das Kltemittel wird in einem Kreislauf bei geringerer Wasser oder kiihler Luft zu gewinnen. In
Temperatur in einem zweiten Stoff absorbiert und bei hoheren Osterreich wird dazu das Donauwasser
Temperaturen desorbiert. Die Antriebsenergie wird somit verwendet. Etwa 2025 Prozent des jihrlichen
durch Wirme bereitgestellt. Absorptionskéltemaschinen sparen Kiihlbedarfs konnen in den Wintermonaten
dadurch nicht nur Strom, sondern vor allem Treibhausgas- durch Riickkithlung mit Donauwasser gedeckt
emissionen ein. werden.

stadtwienextra
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DER UMWELTFREUND
HINTER DEN KLIMAANLAGEN.

Mit Fernkilte bietet Fernwirme Wien die umweltfreundliche
Alternative zur herkdmmlichen Gebiudekiihlung. Niche
nur wichtig, sondern essenziell: Denn der steigende Bedarf
an Klimatisierung bringt auch ein steigendes Risiko fiir die
Umwelt mit sich. Herkémmliche Klimagerite werden mit
klimaschidlichen Kiltemitteln (z. B. fluorierten Kohlen-
wasserstoffen) betrieben. Eine EU-Richtlinie schreibt daher
Mafinahmen zur Emissionsminderung der fluorierten Treib-
hausgase vor. Gleichzeitig stellte man den Mitgliedslindern
frei, auf nationaler Ebene strengere Bestimmungen zu
erlassen — neben Dinemark entschloss sich auch Osterreich
zu diesem Schritt. In Osterreich ist somit der Einsatz von
vollfluorierten Kohlenwasserstoffen (FKW) und teilfluorierten
Kohlenwasserstoffen (H-FKW) bei Neuanlagen nur mehr
eingeschrinkt moglich.

Ressourcen-
schonend.

ZUKUNFTSORIENTIERTE TECHNOLOGIE.

Die Erzeugung der Fernkilte erfolgt zum grofiten Teil in Absorptionskiltemaschinen. Anstelle
von Strom wird dabei Wirme fiir die Erzeugung der Kilte verwendet. Entscheidend fiir die
Umweltfreundlichkeit ist die Herkunft der Warme, die in Wien aus hocheffizienten Kraft-
Wirme-Koppelungsanlagen und aus der thermischen Abfallbehandlung stammt. Es wird also
zu 70 Prozent reine Abwirme fiir die Produktion von Fernkilte genutzt.

NACHHALTIGES EINSPARUNGSPOTENZIAL.

In diesem Zusammenhang wurde von unterschiedlichen externen Quellen belegt, dass die
Anwendung von Abwirme fiir Absorptionskéltemaschinen anstelle von Strom in Kompressoren
zu einem vier- bis zehnfach geringeren Verbrauch an fossilen Brennstoffen fiihrt. Die Einspa-
rungsprognose an Strom durch Fernkilte in Osterreich liegt bei etwa 170 bis 270 Gigawattstunden
in den nichsten fiinf Jahren. Auch in Hinblick auf das CO,-Einsparungspotenzial gibt sich
Fernkilte als klarer Gewinner. Gegeniiber konventionellen Klimaanlagen kann das 2,5-Fache
an COZ-Aquivalenten eingespart werden, d. h., hinsichtlich des Reduktionspotenzials an
CO,-Emissionen kann mit einer Einsparung von bis zu 200.000 Tonnen pro Jahr bis 2020
gerechnet werden. Die Kiltemittel von Kompressoren weisen ein 1.000-fach hoheres klima-
schidigendes Potenzial auf als CO,. Zusitzlich entweichen die Kiltemittel mit der Zeit -
Faktoren, die dem Erhalt eines lebenswerten Umfelds mehr als im Wege stehen. Im Gegensatz
dazu verwenden Absorptionskiltemaschinen unbedenkliche Kaltemittel. Aus diesem Grund
hat Wien Energie Fernwirme fiir die Fernklte den Umweltpreis der Stadt Wien erhalten.

stadtwienextra



PROMOTION

Eftizienz-

steigernd.

SO FUNKTIONIERT
FERNKALTE.

Wie bei Fernwirme erweisen sich auch Kiltezentralen als
besonders wirtschaftlich — gegeniiber dezentralen Kilte-
maschinen wird ein hoherer Wirkungsgrad erzielt. Die
Anschaffungskosten und Anfangsinvestitionen amortisieren
sich — vor allem auch in Hinblick auf die steigenden
Energiepreise - in kurzer Zeit. In sogenannten Kraftwir-
mekopplungen wird zusitzlich zur erzeugten elektrischen
Energie auch Wirme gewonnen. Diese kann neben der
gewonnenen Energie aus der thermischen Abfallbehandlung
in weiterer Folge als Fernwirme zur Kilteerzeugung
genutzt werden.

Die Fernwirme wird den sogenannten Kiltezentralen,
die aus Absorptions- und/oder Kompressionskiltemaschinen
bestehen, als Primarenergie zugefiihrt. Die Zentralen er-
zeugen jene Kilte, die zur Kithlung der Gebéude benétigt
wird. Das Klimakaltwasser wird abgekiihlt, per Rohrlei-
tungen zu den Abnehmern transportiert und in deren
Klimasystem mit sechs Grad Celsius eingespeist.
In weiterer Folge wird die Fernkalte iiber Rohrsysteme
verteilt. Wihrend des Kithlvorgangs steigt die Wasser-
temperatur auf etwa 16 Grad Celsius an und lduft in
einem geschlossenen Kreislauf zur Kiltezentrale zuriick,
wo sie wiederum abgekiihlt wird.

stadtwienextra

ZUSATZLICHE ABWARME.

Neben der Abwirme aus den bestehenden thermischen
Abfallbehandlungsanlagen und Kraftwerken bieten neue
Projekte zusitzliches Potenzial:

> das Wald-Biomassekraftwerk in Simmering,

> die dritte Wiener Restmiillverbrennungsanlage
Pfaffenau,

> die Geothermie in Aspern, die voraussichtlich 2012
gestartet werden soll.

Deren zusitzliche Abwirme bringt in den Sommermonaten
wihrend der Nachtstunden freie Abwirmekapazititen.
Wirmespeicher nutzen diese Abwirme fiir die Produktion
von Fernkilte.

FOTOS: BUBU DUJMIC, PID/SCHAUB-WALZER

Coole Technologie von
Wien Energie Fernwarme

Die umweltfreundliche Nutzung
der Energie aus Abfallen hat in
Wien eine lange Tradition. Bereits
seit 1963 ist die mittlerweile
mehrmals auf den letzten techni-
schen Stand adaptierte Abfallbe-
handlungsanlage am Flotzersteig
in Betrieb, seit 1969 die Anlage

in der Spittelau. Beide Anlagen
wurden errichtet, um die Versor-
gung der umliegenden Spitaler
mit Warme aus der Abfallbehand-
lung zu gewahrleisten. Relativ neu
ist der Ansatz, die Energie aus
Abfallen mittels Absorptionskalte-
maschinen auch fir die Kéltever-
sorgung zu nutzen. So kann auch
im Sommer die Energie aus der
thermischen Abfallbehandlung
optimal genutzt werden. Dabei
werden vom Prinzip her zwei
Konzepte verfolgt:

Wéarmeabnehmer:

Auf der einen Seite errichtet bei
einer dezentralen Ldsung Wien
Energie Fernwarme eine Kalte-
zentrale im Geb&ude/auf dem
Geldnde des Kunden. Einen Teil
des Maschinenparks bildet dabei
eine Absorptionskaltemaschine,
die Uber das Fernwarmenetz mit
der Antriebsenergie versorgt wird.
Ein Beispiel fur so eine Anlage
ging 2007 in , TownTown" in
Betrieb, 2010 folgte das SMZ Ost.
Diese Konzeption wird dort
verfolgt, wo kein Fernkaltenetz
vorhanden oder in absehbarer
Zeit geplant ist

Kéltelieferant:

Das zweite Konzept sieht eine
Kaltezentrale vor, von der aus
Kunden Uber ein Fernkaltenetz
beliefert werden. Diese Konzep-
tion ist seit 2009 in der Kalte-
zentrale Spittelau realisiert, Uber
deren Leitungsnetz das AKH,
die BOKU, das Burogebéude
Skyline und das Medienhaus
versorgt wird.
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Vielversprechend.

GROSSPROJEKT
., TOWNTOWN".

Die Errichter von ,TownTown", einem Biiroprojekt
im 3. Wiener Gemeindebezirk mit 130.000 Quadrat-
metern Bruttogeschoffliche, haben sich bereits fiir
Fernkilte entschieden. Ausschlaggebende Faktoren
hierfiir waren letztlich die Wirtschaftlichkeit sowie
die bessere Umweltvertriglichkeit einer zentralen

Kélteanlage mit eigenem Kiltenetz gegeniiber mehr
/ als 20 dezentralen Anlagen.

In diesem Projekt wird Fernwirme als Primérenergie
s der Kiltezentrale vor Ort zugefiihre. Mittels Absorp-
tionsprozess wird jene Kilte erzeugt, die zur Kithlung
der Gebiude benétigt wird. Im Endausbau stehen
8.400 Kilowatt Kalteleistung zur Verfiigung. Zusitzlich
wird das Fernkiltesystem durch den Einsatz von Beton-
kernaktivierung unterstiitzt. Die Gebdudekiihlung
erfolgt so zudem durch die thermische Nutzung der
Betonmasse. Ein wasserdurchstromtes Rohrsystem
regelt die Temperatur von Decken und Boden bis auf
ein Grad Celsius genau.

Das Gebdude temperiert sich sozusagen selbst: Am
Tag wird die im Raum anfallende Wirme aufgenommen
und gespeichert bzw. an das Wassersystem weitergeleitet.
In der Nacht fiihrt das im System zirkulierende Wasser
die Wirme aus dem System ab und kiihlt die Speicher-
masse. Dies fithrt zu konstanten Raumtemperaturen
und einem benutzerlnnenfreundlichen Raumklima.
So sorgt das innovative Produkt von Fernwirme Wien
gemeinsam mit intelligenter Bauweise fiir deutlich
niedrigere Betriebskosten und ein besseres Raumklima.
Davon profitieren Errichter, Betreiber und die in
»TownTown" beschiftigten Menschen.

o

- L -
— = E———

Die Projektentwickler von ,TownTown", einem Komplex von 21 Burobegéuden im 3. Bezirk,
haben sich im Bereich der Klimatisierung fir Fernkélte entschieden. Der Vorteil gegentiber
traditionellen Kihlsystemen: bessere Wirtschaftlichkeit und optimale Umweltvertraglichkeit.
Die héheren Anschaffungskosten amortisieren sich innerhalb weniger Jahre und machen
sich mittelfristig durch niedrigere Betriebskosten bezahlt. Angesichts kontinuierlich steigen-
der Strompreise ist die Fernkalte vor allem auch in 6konomischer Hinsicht eine lohnende
Investition in die Zukunft.
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FOTOS: FERNWARME WIEN/CHRISTIAN HOUDEK, WIENER STADTWERKE BMG&SORAVIA, PICTUREDESK, WIEN ENERGIE/MARTIN STOBICH
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GROSSPROJEKT ,ALLGEMEINES
KRANKENHAUS WIEN".

Die wirtschaftlich giinstige sowie 8kologisch unbedenkliche Kilte-
versorgung, ein geringerer Kiltemittelbedarf sowie die Ethohung der
Versorgungssicherheit iiberzeugten auch das Allgemeine Krankenhaus
Wien, auf Fernkilte umzusatteln. Die Grundlast an Kilte wird zwischen
Mirz und November durch Fernkilte aus der Spittelau abgedeckt. Die
dort erzeugte Kilte kommt mit rund einem Zehntel des Primarener-
gieverbrauchs herkémmlicher Kilteerzeugung aus. Nebenbei werden
mit der Kilte aus der Miillverbrennung die Riickkiihltiirme im AKH
entlastet. Fernkilte spart gegentiber herkdmmlichen Kiltezentralen in
Gebduden rund 61 Prozent Primirenergie und dadurch bis zu 77
Prozent CO2 ein. (Das ist allerdings fiir das AKH nicht zulissig, da
das Krankenhaus selber eine Grofanlage hat!)

nevprgtitskiniken=

Der Betrieb des AKH Wien wére
ohne Klimatisierung nicht maoglich.
Fur die Frequenz von 1.260.579
ambulanten Patientinnen, 102.030
Patientinnen im Stationéren Bereich
sowie 48141 Operationen jahrlich
und 8.909 Mitarbeiterlnnen stehen
im AKH Wien eine zentrale Klimati-
sierung und zahlreiche medizin-
technische Anlagen, die aber auch
Waérme erzeugen, zur Verfligung.




Warmstens

empfohlen.
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ZUKUNFTSPLANE.

Fernkilte steht heute dort, wo Fernwirme Anfang der 70er-Jahre war. Angesichts der
okologischen und wirtschaftlichen Vorteile hat Fernkilte eine exzellente Zukunft vor
sich und wird in den nichsten zwei Jahrzehnten stark ausgebaut werden.

GROSSABNEHMER.

Osterreichweit wurden bereits 2006 die ersten GroRprojekee mit Fernkilte ausgestattet.
In Wien beispielsweise sind simtliche Gebiude des Stadtentwicklungsgebietes
JTownTown" im 3. Bezirk Wirmeabnehmer (hier werden die Gebiude mit Fernwirme
beliefert, die Kilte wird erst vor Ort in einer eigenen Kilteanlage erzeugt), seit Juni
2010 ist auch das Sozialmedizinische Zentrum in Wien-Donaustadt (SMZ Ost)
Wirmeabnehmer. 2009 ging die Fernkiltezentrale in der Spittelau ans Netz, die das
Allgemeine Krankenhaus der Stadt Wien (AKH Wien) sowie das Immobilienprojeke
Skyline am Doblinger Giirtel, das Institutsgebdude der Hochschule fiir Bodenkultur
(BOKU) und auch das O3-Gebiude in der Muthgasse direkt mit Fernkilte versorgt.
Mit einer Kapazitit von 17 Megawatt, was umgerechnet einer Kiihlleistung von rund
115.000 handelsiiblichen Kiihlschrinken entspricht, ist sie derzeit der grofSte Produzent
von Fernkilte in Wien und bereits zu 80 Prozent ausgelastet.

ERWEITERUNG GEPLANT.

Die Pline fiir die Zukunft sind bereits sehr konkret: Die Verhandlungen mit den
OBB hinsichtlich einer Versorgung des geplanten Hauptbahnhofs sind mittlerweile
erfolgreich abgeschlossen. Als zukiinftige Fernkiltekunden auflerdem im Visier sind
die Gebiete rund um , TownTown", das Gebiet rund um den Schottenring, die Bii-
rohduser am Wienerberg, weitere Krankenhuser und das Gebiet entlang des Han-
delskais. In den nichsten fiinf Jahren sind Investitionen in der Héhe von 51
Millionen Euro geplant. Bis 2020 will Wien Energie Fernwirme 200 Megawatt
Fernkilte installieren.

stadtwienextra
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ARCHITEKTEN LIEBEN ES FERNKALT.

Vor allem auch in Hinblick auf architektonische Aspekte iiberzeugt Fernkilte: Kithltiirme, die tiblicherweise auf
jedem Gebiudedach zu finden sind, werden aufgrund der zentral gesteuerten Kilteanlagen iiberfliissig — das
Gesamtbild wird nicht gestort. Auch unter dem Aspeke, dass speziell in den innerstidtischen Bezirken Kiihltiirme
auf den Dichern behérdlich nicht in allen Fillen bewilligt werden, erweist sich Fernkilte fiir PlanerInnen und
ArchitektInnen als besonders interessant. Zudem herrscht kein zusitzlicher Platzbedarf fiir Trafostationen oder
Kltezentralen — die gewonnene Fliche kann so genutzt oder vermietet werden.

stadtwienextra

FOTOS: ALDINGER&WOLF, PICTUREDESK

FERNWARME PARTNER-
PLATTFORM.

Ab sofort ist die neue Fernwirme-Partner-Plattform
unter www.fernwaerme-partner.at online. Zielgruppe
dieses Internetauftritts sind Planerlnnen, Architek-
tlnnen, Bauherrlnnen, InstallateurInnen u. v. m., die
auf der Seite zahlreiche Informationen iiber Fernwirme
und Fernkilte erhalten. Der Internetauftritt soll ihnen
vorrangig als Unterstiitzung auf dem Weg zum
Fernwirme- und Fernkilteanschluss dienen. Als Nach-
folgeproduke der ,Planer-DVD® sind auf der Seite
Informationen iiber die Produkte und Preise der
Fernwirme Wien sowie Auskiinfte iiber die baulichen
und technischen Anforderungen beim Anschluss an
Fernwirme und Fernkilte ebenso zu finden wie ein
Verzeichnis aller GrofSkundenverkiuferInnen oder die
,Technischen Richtlinien®. Auch die , Technischen
Dienstleistungen von Fernwirme Wien sind in einem
cigenen Kapitel ausfiihrlich beschrieben. Die Seite ist
fiir jeden frei zuginglich, lediglich zur Ansicht und
zum Downloaden der ,Technischen Richtlinien®
(im Bereich Wirme und Kilte), der ,Erginzenden
Dokumente® und der Liste der freigegebenen Produkte
ist eine Registrierung erforderlich.



VORTEILVERSCHAFFEND:

Fernkilte im Uberblick.

KOSTENGUNSTIG.
Die Investitionskosten fiir Fernkilte amorti-
sieren sich bereits in wenigen Jahren.

ENERGIESPAREND.

Fernkilte braucht deutlich weniger Strom als
konventionelle Klimaanlagen — Abwirme
aus Abfallbehandlungsanlagen und Biomasse-
kraftwerken sowie Erdwirme werden genutzt.

UMWELTSCHONEND.

Gegeniiber herkémmlichen Klimaanlagen
spart Fernkilte schidliche Kiltemittel. Das
Kiithlmittel Wasser ist ungefihrlich fiir die
Ozonschicht und leistet somit einen wichtigen
Beitrag zur Eindimmung des Treibhausef-

fekts.

PLATZSPAREND.

Es sind keine Kiihltiirme auf dem Dach mehr
erforderlich. Dadurch wird Mietflidche gewon-
nen und weitere architektonische Vorteile
werden erzielt. AnrainerInnenbeschwerden
beziiglich Schallemissionen der Ventilatoren
oder Schwadenbildung kénnen somit ausge-
schlossen werden.

KEIN STROMBEDARF.
Und somit auch kein Platzbedarf fiir eine Trafo-
station oder eine Kiltezentrale im Gebiude.

SICHERE, ZUKUNFTSWEISENDE
INVESTITION.

Der Absorptionskilteprozess benétigt keine
umweltschidlichen Kiltemittel und stellt eine
Skologische Nutzung von tiberschiissiger Wr-
meenergie dar — somit wird ein wichtiger
Beitrag zum aktiven Umweltschutz geleistet.

VERSORGUNGSSICHERHEIT.

Durch die Verfiigbarkeit paralleler Kiltema-
schinen ist eine Redundanz vorhanden, die vor
allem bei kleineren Anlagen nicht gegeben ist.

TRANSPARENTES KOSTENPROFIL.
Keinerlei Kostenrisiko fiir Wartung, Betriebs-
fithrung oder Betriebsmittel wie Kiltemittel,
Ol und Chemikalien.

RISIKO.
Das Investitionsrisiko bei Fernkilteprojekten
wird hauptsichlich von der Fernwirme Wien
getragen.

Wien Energie Fernwarme

Mit einem Leitungsnetz von mehr
als 1.000 Kilometern gehort Wien
Energie Fernwarme zu den groBten
Fernwarmeunternehmen Europas
Als Tochtergesellschaft von Wien
Energie beschaftigt Wien Energie
Fernwarme 1.207 Mitarbeiterlnnen
und erzielte im Geschaftsjahr
2007/2008 einen Umsatz von
416,8 Millionen Euro

Wien Energie Fernwarme beliefert
mehr als 280.000 Wohnungskunden
und mehr als 5.600 GroBkunden in
Wien mit Warme fr Heizung und
Warmwasser. Naheres zum Thema
Fernkalte finden Sie zudem auf
www.fernwaermewien.at
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Osterreichischer

DEMOKRATIE Stadtebund

AUSSCHREBUNG

Aufruf: UN Public Service Award 2011

Die Vereinten Nationen, Division for Public Administration and Development Management, vergeben im Jahr 2011 erneut Preise fiir 6ffentliche
Verwaltungen, die sich durch besondere VerbesserungsmaBnahmen auszeichnen.

(Osterreichische Verwaltungen sind eingeladen, an dem Wettbewerb teilzunehmen. Im Falle einer Teilnahme am UN-Wettbewerb informieren Sie bitte das
Bundeskanzleramt, Abteilung Verwaltungsreform, Mag. Sandra Kastenmeier
(Tel. 01/53115-7435, E-Mail: sandra.kastenmeier-krula@bka.gv.at), da die Teilnahme lediglich (iber Nominierung, nicht mittels Selbst-Nominierung mdglich ist.

Die Preise werden 2011 in folgenden Kategorien vergeben:

e improving transparency, accountability, and responsiveness in the Public Service

e improving the delivery of services

e fostering participation in policy-making decisions through innovative mechanisms (e.g. utilizing ICT, participatory budgeting, participatory/social auditing and
monitoring, and others).

e Advancing knowledge management in government

Einreichfrist: Die Bewerbungsfrist endet am 31. Dezember 2010.
Information und Bewerbungsformular: Nahere Informationen zur Vorgehensweise, den Kategorien und der Einreichung von Bewerbungen

finden Sie im Internet unter www.unpan.org (Unterkategorie ,Events®).
Bewerbungen sind ausschlieBlich online mdglich unter www.unpan.org/applyunpsa2011.
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     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein
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Osterreicherlnnen in EU-Institutionen

Die Politikwissenschaftlerin Birgit Wilder ist
seit 2008 ,Nationale Expertin“ in der Européi-
schen Kommission. Sie wurde vom Bundes-
kanzleramt entsandt und ist als E-Govern-
ment-Expertin in der DG Binnenmarkt und
Dienstleistungen in der Abteilung ,Freier Dienst-
leistungsverkehr und Niederlassungsfreiheit*
zustandig flir die Umsetzung der Dienstlei-
stungsrichtlinie. Nach ihrem Studium absolvierte
die Mistelbacherin eine Post-Graduate-Aus-
bildung an der Universitdt Bologna. 1993 trat
sie in das Bundeskanzleramt ein, Abteilung
flir Europdische Integration, 1996 wurde sie
Attaché an der Sténdigen Vertretung Osterreichs
bei der EU, 2004 Botschaftsrétin ebenda.

Mein ,,Weg nach Europa“ begann 1993 im
Bundeskanzleramt in der Abteilung fiir eu-
ropdische Integration. Die Verhandlungen
zum EU-Beitritt waren zu diesem Zeitpunkt
noch nicht abgeschlossen. Das gab mir Ge-
legenheit noch spannende Diskussionen zu
den letzten ,heifSen Themen mitverfolgen
zu kénnen. Meine ersten konkreten ,,Aus-
landseinsitze® erfolgten in Briissel als Dele-
gierte in EWR!-Ausschiissen, in denen Oster-
reich bis zum EU-Beitritt vertreten war.
Ersten Zusammentreffen mit der Europii-
schen Kommission wohnte ich im ,Ge-
meinsamen EWR-Ausschuss® bei, der mit
der Umsetzung des EWR-Abkommens be-
traut ist. Richtig ,EU-Luft® konnte ich
bereits einige Monate vor dem Beitritt im
Beratenden Kommissionsausschuss fiir Bin-
nenmarktfragen schnuppern, in dem Oster-
reich Beobachterstatus hatte. Nach dem Bei-
tritt war es auch der Binnenmarkt, der es
mir ermdglichte, Verhandlungserfahrungen
in der Ratsarbeitsgruppe Binnenmarktfragen
zu gewinnen. Nach vielen beruflichen Zwi-
schenstationen, die mich fiir einige Jahre an
die Stindige Vertretung nach Briissel, zurtick
nach Wien und wieder retour nach Briissel
gebracht haben, bin ich nun seit zweieinhalb
Jahren in der DG Binnenmarkt und Dienst-
leistungen als E-Government-Expertin in
der Abteilung , Freier Dienstleistungsverkehr
und Niederlassungsfreiheit I titig. Die ,E1°
ist fiir die Umsetzung der Dienstleistungs-
richtlinie zustindig, die von den Mitglied-
staaten 2009 zu implementieren war.

Schwerpunkt E-Government

Von der E-Government-Perspektive aus ge-
sehen ist die Dienstleistungsrichtlinie? be-
sonders spannend, da es sich um den ersten
Rechtstext handelt, der die Mitgliedstaaten
zur Einfihrung elektronischer Verfahren
verpflichtet. Gemifd Artikel 8 der Richtlinie
miissen die Mitgliedstaaten den Dienstlei-
stungserbringerInnen erméglichen, simdiche
notwendige Formalititen zur Niederlassung
oder Ausiibung einer Dienstleistung elek-
tronisch tiber ,cinheitliche Ansprechpartner®
abwickeln zu kénnen, unabhingig davon,
welchem Mitgliedstaat diese angehoren. An-
gesichts der seit Jahren anhaltenden E-Go-
vernment-Entwicklung in vielen Mitglied-
staaten eine triviale Aufgabe — kénnte man
meinen. Die Umsetzungserfordernisse der
Richtlinie haben allerdings aufgezeigt, wie
sehr die meisten E-Government-Systeme als
,elektronische Inseln® entwickelt wurden,
die lediglich auf BiirgerInnen des eigenen
Staates ausgerichtet waren. Und genau hier
setzt meine Titigkeit an, nimlich bei der
grenziiberschreitenden Umsetzung der Richt-
linie. In den ersten Umsetzungsdiskussionen
auf Expertenebene wurde klar, dass Hand-
lungsbedarf gegeben war, um ein Minimum
an Interoperabilitit zwischen den verschie-
denen technischen Losungen — die in den
Mitgliedstaaten bestehen — herzustellen. Als
Schliisselbausteine der Interoperabilitit wur-
den elektronische Signaturen, Signaturformate
und E-Dokumente identifiziert. Im Bereich
der E-Signaturen stellte sich in erster Linie
das Vertrauensdefizit in Signaturen anderer
Mitgliedstaaten als Problem dar, das es zu
I6sen galt. Die erste unterstiitzende Durch-
fiihrungsmafinahme, die im Rahmen von
Artikel 8 unter Einbindung der Mitglied-
staaten ergriffen wurde, war daher die Kom-
missionsentscheidung 2009/767/EK3zu ,ver-
trauenswiirdigen Listen®. Jeder Mitgliedstaat
muss eine Liste erstellen und publizieren,
die Informationen tiber Zertifizierungsdien-
steanbieter enthilt, die qualifizierte Signa-
turzertifikate ausstellen. Dank dieser Liste
konnen Signaturen aller Mitgliedstaaten
leichter gepriift werden. In Kiirze ist mit
der Publikation der Anderung der Entschei-

dung zu rechnen, durch die eine automati-

sierte Abfrage der
vertrauenswiirdigen
Listen moglich wird.
Derzeit werden auf
Expertenebene Si-
gnaturformate dis-
kutiert, die eine Priifung elektronisch aus-
gestellter und signierter Dokumente von
Behorden erleichtern sollen. Die Diskussion

{iber elektronische Behérdendokumente mit
dem Ziel zur Erleichterung des grenziiber-
schreitenden Austauschs ist noch offen. Lo-
sungsansitze dazu werden in einer von der
Kommission beauftragten Studie? bereits

aufgezeigt.

Fazit

Zu all diesen Initiativen konnte ich meine
E-Government-Expertise einbringen. Ab-
geschen von der Umsetzung elektronischer
Verfahren arbeite ich an der Erstellung eines
automatisierten Registerverzeichnisses mit.
Als Webmaster sorge ich fiir die Aktualisierung
der Website zur Dienstleistungsrichtlinie®
und beantworte Web-Anfragen. Die enge
Zusammenarbeit und Koordination mit
Kommissionsdienststellen, die sich mit E-
Thematiken befassen, gehoren zum Alltag.

Birgit Wilder, Nationale Expertin in der
Europédischen Kommission, Generaldirektion
Binnenmarkt und Dienstleistungen

! Europdischer Wirtschafisraum
2 Richtlinie 2006/123/EG des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 12. Dezember 2006 iiber Dienstleistungen im
Binnenmarkt (http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUri-
Serv.do?uri=0J:L:2006:376:0036:0068:DE:PDF)

3 Entscheidung der Kommission vom 16. Oktober 2009

iiber MafSnahmen zur Erleichterung der Nutzung elektroni-
scher Verfahren iiber ,einheitliche Ansprechpartner” gemif§ der
Richtlinie 2006/123/EG des Europdischen Parlaments und
des Rates iiber Dienstleistungen im Binnenmarkt (http:/feur-
lex.europa.eu/Lex UriServ/LexUriServ.do?uri=0J:L:2009:299:
0018:0054:DE:PDF)

4 Studie iiber elektronische Dokumente und Zustellung im Zu-
1¢ der Dienstlei:

sammenhang mit der Un ichtlinie

(http:/lec.europa.eulinternal_market/services/services-dir/stu-
dies_de.htm)
3 http:/lec.europa.eulinternal_marketlservices/services-dir/in-

dex_de.htm
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ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Postyellow-PDF
PDF 1.4 + Transparency
Colour spaces remain as used
Printing resolution for commercial printing up to 2540 dpi
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 2400 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Nein
Papierformat:
     Breite: 240.002 Höhe: 327.002 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

Die "Distiller Secrets" Startup-Datei ist eine Entwicklung der

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de


>

Osterreichischer
Stiadtebund

Osterreicherinnen in der EU

Der Jurist und Politikwissenschafter Christian
Gsodam st seit 2008 Leiter der Abteilung
,Offentlichkeitsarbeit, Medien und Verbande*
bei der Europadischen Union sowie Sprecher
des Ausschusses der Regionen. Nach dem
Jura-Studium begann der Tiroler 1996 im
Ausschuss der Regionen als Leiter des
Dienstes ,Politikanalyse und Studien® und
Rechtsberater, wurde anschlieBend Leiter des
Dienstes ,Inter-institutionelle und Auswértige
Beziehungen®. SchlieBlich wurde Christian
Gsodam 2004 Abteilungsleiter ,Subsidiari-
tatskontrolle, Inter-institutionelle Beziehungen
& Beziehungen mit nationalen und regionalen
Parlamenten®.

Als ich 1993 im Europiischen Parlament
(EP) ankam, hatte ich zwiespiltige Geftihle.
Vieles an Europa fand ich toll, manches
inakzeptabel. Die Transitfrage war fir
mich ebenso wenig gelost wie Europas
Demokratiedefizit. Eines aber war mir
klar: die EU ist das wichtigste politische
Projekt unserer Zeit. Zwei Jahre arbeitete
ich im EP, schrieb meine Dissertation
zum Thema Foderalismus in Europa und
stimmte 1994 dennoch gegen Osterreichs
EU-Beitritt, da mir das Verhandlungser-
gebnis nicht gefiel. Doch Europa lief$
mich nicht mehr los, zu interessant waren
die Debatten und der Kontakt mit ver-
schiedenen Kulturen. Und weil es alle
taten, machte auch ich bei den europii-
schen Auswahlverfahren mit. In den Prii-
fungen outete ich mich als EU-Beitritts-
gegner. Einen ,EU-Gegner® wiirden sie
in Briissel kaum einstellen. Ich machte
zeitgleich den Aufnahmetest fir die Par-
lamentsdirektion in Wien. 1995 hatte
ich beide Tests bestanden und entschied
mich fiir Briissel.

Ausschuss der Regionen

Doch die Titigkeit in Briissel musste mei-
ner Idee, fiir eine biirgernahere EU zu ar-
beiten, entsprechen. 1994 war der Aus-
schuss der Regionen (AdR) gegriindet
worden, ich hatte iiber die Regionen dis-
sertiert. So wechselte ich 1996 von der
Kommission in den Juristischen Dienst
des AdR, begleitet vom Unverstindnis

www.staedtebund.gv.at

mancher Briisseler Kollegen. Ich habe
den Wechsel nie bereut. Bis heute ist mir
der Kontakt zu den Regionalprisidenten
und Biirgermeistern aus ganz Europa
wichtig. Diese Politiker kennen die Pro-
bleme der Menschen und bringen eine
biirgernahe Sicht nach Briissel. Mein Job
ist es, ihnen zu helfen, sich am Briisseler
Parkett effizient zu bewegen. Sie treffen
Kommissare und Europaparlamentarier,
um europdische Vorhaben zu beraten und
zu beeinflussen. Thre Aufenthalte in Briissel
sind eine Quelle der Information, die es
ihnen erméglicht, die Biirger tiber Europa
und die EU-Vorhaben zu informieren.
Der AdR hat erheblich an Bedeutung ge-
wonnen. Jeder neue europiische Vertrag
hat seine Kompetenzen und damit die
Rolle der Regionen und Kommunen in
Europa gestirke. Ich durfte an wesentlichen
Arbeiten dazu teilnehmen. Von 1996 bis
2002 konnte ich als Leiter des Wissen-
schaftlichen Dienstes die Beziehungen zu
Universititen und Forschungseinrichtun-
gen aufbauen und AdR-Berichterstatter
inhaltlich unterstiitzen. Als Sekretir des
Rechtsausschusses wurde mir die Erar-
beitung einer neuen Geschiftsordnung
fir den AdR iibertragen Als Leiter des
Dienstes Auflenbezichungen durfte ich
anschlieffend dazu beitragen, die Bezie-
hungen des AdR zum Europarat und den
Verbinden der Regionen und Kommunen
auf eine tragfihige Basis zu stellen. Das
Verhiltnis der Organisationen unterein-
ander wurde entspannt. Gemeinsame Al-
lianzen zur Weiterentwicklung der euro-
piischen Regionalpolitik fiihrten zu einer
groflen Reform, die wir mafigeblich be-
einflusst hatten.

Leiter der Abteilung Offentlich-

keitsarbeit und Sprecher des AdR
Von 2002 bis 2003 war ich Teil des Se-
kretariats der sechs Mitglieder des AdR
im Konvent zur Erarbeitung einer Euro-
piischen Verfassung. Diese Zeit wird mir
als eine der interessantesten meiner Lauf-
bahn in Erinnerung bleiben. Die Vor-
schlige, die wir durchsetzten, finden sich
im Vertrag von Lissabon wieder. Die we-

sentliche Neuerung
war fiir mich die
Stirkung des direkt
gewihlten Europa-
parlaments, das
endlich in nahezu

=

allen EU-Materien Gesetzgeber wurde,
nun aber den AdR konsultieren muss.
Fiir die Regionen war auch das Recht des
AdR und der nationalen Parlamente,
gegen EU-Gesetze zu klagen, wenn diese
zu weitgehend sind und die Kompetenzen
der Staaten, Regionen und Kommunen
verletzen, entscheidend. Das sogenannte
»Subsidiarititsprinzip“ wurde gestirkt.
2004 tibernahm ich die neue Abteilung
LSubsidiarititskontrolle, Interinstitutionelle
Beziehungen und Beziehungen zu natio-
nalen Parlamenten, um den AdR auf
die Ausiibung seiner neuen Rechte vor-
zubereiten. Bis 2008 konnte ich so die
Position des AdR in Briissel stirken, ein
Netzwerk zwischen AdR, nationalen und
regionalen Parlamenten aufbauen und im
AdR die Methode der externen Konsul-
tationen einfiithren. Seit 2008 bin ich
nun Leiter der Abteilung Offentlichkeits-
arbeit und Sprecher des Ausschusses der
Regionen. Hauptaufgaben sind die Be-
ziehungen mit den Medien und Verbinden
sowie lokale Kommunikationsinitiativen
zu Europa. Kiirzlich konnte ich z.B. mit
dem Stidtebund und dem Gemeindebund
das Pilotprojekt ,Osterreichs EU-Biirger-
meister/in des Jahres 2011 realisieren,
das nun auch in anderen EU-Staaten um-
gesetzt wird. Lokale Politiker dabei zu
unterstiitzen, ihre Botschaft in Briissel
und Europa in den Regionen bestméglich
zu kommunizieren, ist mein Beitrag, die
EU biirgerniher zu gestalten. Wir sind
noch weit davon entfernt, aber ich glaube
daran, dass es besser werden kann, denn
das grofie politische Projekt der Vélker-
verstindigung unserer Zeit muss in unser
aller Interesse gelingen.

Christian Gsodam, Leiter der Abteilung
,Offentlichkeitsarbeit, Medien und Verbédnde”
bei der Europaischen Union, sowie Sprecher

des Ausschusses der Regionen



Die Griinen Bregenz

Internationales Burgermeisterinnen-Panel bei

der Grinen Sommerakademie in Brege

2010).

2.und 8.v.l.. Christophe Rouillon (Frankreich) und
Erwin Mohr (Osterreich), Mitglieder des Prasidiums

Europaisierung ,,von unten‘:
Die EU nach Lissabon schafft neuen Raum
fur Burgerlnnen- und Gemeinde-Initiativen

Die EU leide an einem Demokratiedefizit,
lautet die vielgehorte Klage. Dieses Defizit
lasst sich seit dem Inkrafttreten des Lissa-
bon-Vertrags am 1. Dezember 2009 ein
gutes Stiick weit beheben: indem EU-Parla-
mentarierinnen sowie Delegierte zum Aus-
schuss der Regionen von Biirgerinnen-In-
itiativen, vor allem aber auch von Gemeinden
und ihren gewahliten Organen ernst genommen
werden.

Die Griine Bildungswerkstatt hat auf
ihrer Sommerakademie 2010 vom 2. bis
zum 5. September 2010 in Bregenz Wege
erkundet, wie das geht (www.sommer-
akademie2010.at — siche ,,Themen“ und
,Protokolle®). Gemeinden stehen in der
EU in zwei besonderen Spannungsfeldern:

politisch, indem sie auf der untersten
Ebene demokratische Teilhabe ermégli-
chen sollen, diese Teilhabe sich aber {iber
Gemeindegrenzen hinaus nur sehr indirekt
—und fiir die BiirgerInnen de facto nicht
spiirbar — auf EU-Belange erstrecke; wirt-
schaftlich, indem sie breitflichig Dienst-
leistungen mit gemeinwirtschaftlichen
Zielsetzungen anbieten sollen, wihrend
Kostendruck und wettbewerbsrechtliche
Vorgaben solchen Zielsetzungen immer
weniger Platz zu geben scheinen.

Neue Rolle des EU-Parlaments:
eine echte Legislative

Durch den Vertrag von Lissabon hat das
EU-Parlament die Funktion eines — neben
dem Rat gleichberechtigten — gesetzge-

des Ausschusses der Regionen.

benden Organs gewonnen. Wir haben es
nun effektiv mit einem Zwei-Kammer-
System zu tun. Grundsitzlich gilt nun
fiir Rat und Kommission: Eine Entschei-
dung gegen den Willen des Parlaments
ist nicht moglich. Die Kommission und
vor allem ihre Biirokratien (Generaldi-
rektionen) sind deswegen so entscheidend,
weil sie durch ihre gesetzgeberischen In-
itiativen die Schrittmacher fiir die Ge-
staltung der EU sind. Doch durch ,Lis-
sabon® hat das demokratisch gewihlte
Parlament nun die Chance, diese Schritt-
macherfunktion zu beeinflussen und ein
Stiick weit selbst zu {ibernehmen. Dadurch
eroffnen sich neue Wege der Mitbestim-
mung ,von unten“ — nimlich durch die
Zusammenarbeit mit EU-Abgeordneten.
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Das EU-Parlament funktioniert — im Ge-
gensatz zu den meisten nationalen Parla-
menten — nicht durch Fraktionszwang.
Denn es gibt ja keine Regierungskoalition,
die auf die Parlamentsmehrheit ihrer Par-
teien bauen miisste. Es konnen im Parla-
ment vielmehr tiber Parteigrenzen hinweg
fiir einzelne Sachthemen immer wieder
neue Koalitionen gebildet werden. Das
macht Entscheidungen schwieriger, aber
auch demokratischer.

Lobbying-Strukturen

aufbauen und nutzen

Die Vorstellung, dass EU-Politik einfach
tiber personliche Zusammentreffen mit
Abgeordneten zu beeinflussen sei, ist un-
realistisch. Man muss im Vorfeld eine
kritische Masse bilden: Das kann die In-
itiative einer oder — besser noch — mehrerer
Gemeinden sein, die ausgearbeitete Po-
sition einer durch viele UnterstiitzerInnen
legitimierten Kampagneorganisation oder
eine reprisentative BiirgerInnen-Initiative.
Was machen ParlamentarierInnen mit
diesem Anliegen? Sie miissen versuchen,
dafiir unter den eigenen Fraktionsmit-
gliedern und dann iiber die Fraktionen
und vor allem iiber die nationalstaatlichen
Abgeordneten hinaus méglichst viel Un-
terstiitzung zu finden, um die Positionen
in den Gesetzgebungsprozess einzubringen.
Fiir Gemeinden erdffnen sich also neue
Méaglichkeiten der Einflussnahme. Das
kann durch bereits bestehende Zusam-
menschliisse wie das ,Klimabiindnis®
oder die ,,Allianz in den Alpen geschehen,
oder auch durch Gemeindeverbinde und
Stidtebiinde; aber ebenso durch die Ko-
operation mit internationalen NGOs und
Kampagneorganisationen, die bereits
durch eigene Lobbying-Strukturen in
Briissel fiir sozial-, umwelt- oder globali-
sierungspolitische Anliegen eintreten. Der
Versuch, mit Lobbying auf die Institu-
tionen der EU, vor allem auf Parlament
und Kommission, einzuwirken, ist per-
sonell aufwindig, weil man dazu eine
stindige Vertretung in Briissel braucht.
Die groflen europiischen Industriekon-
zerne haben diesen Weg jedoch schon
seit Langem und erfolgreich beschritten.
Zivilgesellschaftliche Organisationen und
ihre internationalen Verbinde hingegen
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stehen da vielfach erst am Anfang — wenn
sie einen solchen Weg tiberhaupt schon
ins Auge gefasst haben. Diverse
(halb)staatliche Einrichtungen hatten
auch bisher schon Biiros in Briissel. Doch
die fungierten oft nur als Briefkisten fiir
den Informationsfluss und fiir die
BesucherInnenbetreuung. Wenn solche
Biiros ihre Méglichkeiten zum Lobbying
nicht wahrnahmen, dann lag das aber
nicht nur an den Schwierigkeiten dieses
Gewerbes. Oft war das Problem viel eher
die mangelnde Bereitschaft der Institu-
tionen ,zu Hause“ (etwa der Kammern
oder des Gemeindeverbandes), entspre-
chende EU-politische Positionen zu for-
mulieren und zusammen mit anderen
Organisationen Allianzen zur Durchset-
zung dieser Positionen zu bilden. Wo
dies jedoch unterbleibt, wird ein Weg
zur demokratischen Mitbestimmung in
der EU nicht genutzt.

Kommunale Dienstleistungen und
Beschaffung: Gemeinwohl-
orientierung - lokal und weltweit

Eine wesentliche Funktion in der Ge-
staltung einer demokratischen EU wird
der Regelung kommunaler Dienstleistun-
gen und Beschaffungen zukommen. Die
EU prigte in Osterreich ab 1995 den
Bereich offentlicher Dienstleistungen und
Beschaffung durch Freihandels-, Libera-
lisierungs- und Privatisierungsinitiativen.
Seit 2004 gelten die Binnenmarktregeln
fir alle offentlichen Auftrige sowie bei
der Beschaffungs- und Angebotspolitik
der Staaten, Linder und Gemeinden.
Staaten, Linder und Gemeinden werden
in die Situation knapp kalkulierender
Unternehmen verwandelt, die auf einem
moglichst funktionierenden Markt unter
Wettbewerbsbedingungen agieren. Das
reine Wettbewerbsrecht lisst allerdings
wichtige Aspekte der Auftragserfiillung
verschwinden: neben Nachhaltigkeitsge-
sichtspunkten vor allem soziale Aspekete.
Meist kommt nimlich unter Bedingungen
des freien Wettbewerbs der Billigstbieter
zum Zug, ohne dass nachvollzogen wird,
wie sich sein Angebot ergibt — etwa durch
Lohn- und Sozialdumping, Nichtbeach-
tung 6kologischer Standards oder Ver-

nachlissigung von Garantie- und War-
tungspflichten. Die Regulierung 6ffent-
licher Dienstleistungen sollte also darauf
abzielen, dass Unternehmen miteinander
vor allem in einen Qualititswettbewerb
treten und Kosteneinsparungen durch
Lohndumping verhindert werden. Zu
vorrangigen Mafinahmen zihlen sozial
verantwortliche Ausschreibungen: die
nachgewiesene Einhaltung von Kernar-
beitsnormen der ILO bei der Beschaffung
von Giitern (z.B. Steine) aus armen Lin-
dern, die Bindung der Auftragsvergabe
an Kollektivvertrige oder die Einhaltung
von Mindestlohnen — wie sie z.B. mitt-
lerweile in der deutschen Postbranche
eingefiihrc wurden. Wenn &kologische
und soziale Aspekte des Handelns von
Gebietskdrperschaften in der EU Be-
riicksichtigung finden, dann hat dies
auch Auswirkungen auf die Welthandels-
ordnung, die im Rahmen der WTO ge-
staltet wird. Die Gemeinden sollten die
Schaffung globaler Sozialstandards im
Rahmen neuer WTO-Vertrige zu einem
Ziel machen — und die EU zu einer ent-
sprechenden Verhandlungsposition in der
WTO bewegen. Ein erster wesentlicher
Schritt auf dem Weg in diese Richtung
wire eine wenigstens europaweit stirkere
Vereinheitlichung der Sozialstandards (im
Sinne allgemeiner Sozialversicherungs-
standards und gegebenenfalls Mindest-
16hne). Weltwirtschaftliche ,Sachzwinge®
—nimlich die Aushohlung des Sozialstaats
und staatlicher Dienstleistungen mit dem
Argument des internationalen Wettbe-
werbs- und Lohndrucks — bedrohen die
Demokratie in den Staaten des Westens
und ihre Entwicklung in den Staaten des
Siidens. Deshalb kommt den Kommunen
bei ihrer Dienstleistungs- und Beschaf-
fungspolitik eine besondere Rolle in der
Erhaltung und Durchsetzung von Sozi-
al- und Umweltstandards zu. Sie sollten
—auch auf dem Weg tiber den Ausschuss
der Regionen — versuchen, fiir diese Auf-
gabe unter den Abgeordneten des EU-
Parlaments schlagkriftige Partnerinnen
und Partner fiir eine entsprechende EU-
Gesetzgebung zu finden.

Michael Schelling, Obmann der
Grtinen Bildungswerkstatt Vorarlberg



EuGH macht auch vor dem Notarzt nicht Halt
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Nach einer aktuellen Entscheidung des
EuGH vom 29. April 2010 (RsC-160/08)
sind Leistungen im offentlichen Rettungs-
dienst nicht generell europaweit auszuschrei-
ben. Allerdings ist es nach EU-Recht erfor-
derlich, die Vergabe von Auftrigen tiber 6f-
fentliche Notfall- und qualifizierte Kran-
kentransportleistungen nach dem Submis-
sionsmodell bekannt zu machen. Ob der
Rettungsdienst fiir die vier vom Urteil be-
troffenen Bundeslinder nun wirklich europa-
oder nur deutschlandweit ausgeschrieben
werden muss, lisst das Urteil aber offen.

Ob Schlaganfall, Herzinfarkt oder Motor-
radcrash — fiir Rettungsdienste sind Notsi-
tuationen Alltag. Rund 31.000 Mal riicken
sie in Deutschland aus. Pro Tag wohlgemerkt.
Doch wer nach einem Notruf mit Blaulicht
zum Einsatz fahren darf, dariiber wird seit
einigen Jahren juristisch heftig gestritten.
Unlingst hat der Europiische Gerichtshof
entschieden, dass kiinftig nicht nur Hilfsor-
ganisationen wie das Rote Kreuz oder die
Feuerwehr die Arbeiten iibernehmen kénnen,
sondern auch private Rettungsdienste. Diese
kénnen ihren Sitz in Deutschland oder an-

N

deren EU-Lindern haben. Bisher teilen die
vier groffen Hilfsorganisationen und die
Feuerwehr die Arbeit fast vollstindig unter
sich auf. Das Deutsche Rote Kreuz hat laut
eigenen Angaben einen Marktanteil von 50
Prozent, die Johanniter-Unfallhilfe, der Mal-
teser-Hilfsdienst und der Arbeiter-Samari-
ter-Bund verfligen ebenfalls tiber betréchtliche
Marktmacht.

Private Anbieter hatten es dagegen bislang
schwer, sich zu behaupten. In einigen Bun-
deslindern sind sie vom Wettbewerb so
gut wie ausgeschlossen. Gegen diese Ein-
schrinkung hatte die EU-Kommission ge-
klagt, nachdem sich mehrere private Ret-
tungsdienste bei der Behorde beschwert
hatten. Sie fiithlten sich durch die undurch-
sichtige Vergabepraxis in einigen Kommunen
in Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen,
Sachsen und Sachsen-Anhalt diskriminiert.
Da wurden Auftrige einfach ohne eine
Ausschreibung an Hilfsorganisationen ver-
geben — obwohl sich die privaten Anbieter
gerne an einem Ausschreibungsverfahren
beteiligt hitten und das auch schriftlich
mitgeteilt hatten.

Juristisch drehte sich die Auseinandersetzung
um eine Liberalisierung des Marktzugangs
vor allem um eine Frage: Ist Notfallrettung
und Krankentransport ein normales Gewerbe,
in dem Wettbewerb zugelassen sein muss?
Oder handelt es sich beim Rettungsdienst
wie bei der Feuerwehr oder der Polizei um
die sogenannte staatliche Daseinsvorsorge,
fur die andere Regeln als die des Marktes
gelten? Das Urteil des Europiischen Ge-
richtshofs hat klargemacht, dass Rettungs-
dienste keine Ausiibung 6ffentlicher Gewalt
darstellen. Damit besteht eine Ausschrei-
bungspflicht. Ob der Rettungsdienst fiir die
vier vom Urteil betroffenen Bundeslinder
nun wirklich europa- oder nur deutsch-
landweit ausgeschrieben werden muss, ldsst
das Urteil, wie bereits erwihnt, aber offen.
Weiters argumentiert der EuGH in seinem
Urteil: Auch wenn es erforderlich sei, im
Bereich der Krankentransportleistungen eine
Quersubventionierung zwischen nach Maf3-
gabe der Bevolkerungsdichte eher profitablen
und weniger profitablen Gebieten sicherzu-
stellen, rechtfertigen diese Erwdgungen nicht,
weshalb die Verpflichtung dieser Bekannt-
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machung, die Erfiillung der Aufgabe von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse ver-
hindere.

Signal fir mehr Wettbewerb

Das Urteil ist ein Signal fiir mehr Wettbe-
werb — so schen es sowohl die wenigen pri-
vaten Anbieter, die es schon gibt, als auch
die Krankenversicherungen. Denn Hilfe im
Notfall ist teuer: Etwa 270 Euro fallen beim
Einsatz eines Rettungswagens in Hamburg
an, in Bayern ist es sogar fast das Doppelte.
Ist ein Notarzt mit dabei, fillt die Rechnung
noch héher aus. Insgesamt kommen so in
Deutschland pro Jahr gut 2,8 Milliarden
Euro Kosten zusammen. Wie die mehr als
2,8 Milliarden Euro im Jahr zusammen-
kommen und wie sie verteilt werden, ist im
Detail oft kaum nachvollziehbar. Weder fiir
Auflenstehende noch fiir Insider. Denn die
Strukturen im Rettungsdienst sind alles
andere als transparent.

Rotes Kreuz warnt vor
Folgen der Liberalisierung

Susanne Spiel
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Susanne S

Dass das Urteil ein wichtiges Signal und der
Startschuss fiir mehr Wettbewerb im Markt
der Rettungsdienste ist, glauben nicht nur
die privaten Anbieter. Auch die Krankenkassen
hoffen endlich auf ein Aufbrechen der Struk-
turen — vor allem in Niedersachsen, wo
bisher fast jede Kommune ihren eigenen
Rettungsdienst betreibt — insgesamt 51 im
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gesamten Bundesland. Die Zersplitterung
stort die Kassen ebenso wie das niedersich-
sische Prinzip, nach dem jeder Rettungsdienst
seine Kosten decken muss. Egal, wie viel er
in einer Gemeinde kostet, die Kassen miissen
die Ausgaben tragen. ,Bisher wird deshalb
weniger Energie auf das Sparen verwendet
als vielmehr darauf, zu erkliren, warum
man so viel Geld ausgibt®, sagt Jorg Nieman,
Leiter des Landesverbandes der Ersatzkassen
in Niedersachsen. Das Rote Kreuz begriif$t
zwar die Entscheidung mit Blick auf mehr
Transparenz, warnt aber zugleich davor, den
Rettungsdienst nur als , Transport von A
nach B“ zu sehen. Vor allem verweist der
Marktfithrer auf die vielen ehrenamtlichen
Helfer, die den Rettungsdienst in Deutschland

so wichtig machten. Wenn der Rettungsdienst
von Unternchmen betrieben werde, gebe es
bald keine ehrenamtlichen Katastrophen-
schiitzer mehr, die bei Grofischadensereig-
nissen zusitzlich verfigbar wiren. ,Auf Un-
gliicke wie den Amoklauf von Winnenden
konnte dann nicht mehr adiquat reagiert
werden®, sagt DRK-Prisident Rudolf Seiters.
Der Streit wird vorerst weitergehen. Auch
private Unternehmen aus Bayern haben
gegen die Praxis in Deutschland geklagt. In
wenigen Wochen wird deshalb schon das
nichste Urteil des Europiischen Gerichtshofs
zum deutschen Rettungsdienst erwartet.
Johannes Schmid

Sind wir noch zu retten?

,Wir sind gleich bei Ihnen.” Diesen Satz horen Sie,
wenn Sie in Osterreich den Notruf 144 wéhlen und
einen Notfall gemeldet haben. Wenn Sie diesen
Satz héren, dass wissen Sie, dass kompetente
Hilfe zu Ihnen unterwegs ist. Ein erprobtes, profes-
sionelles System organisiert die Hilfe fiir Sie wahrend
Sie am Telefon noch Anweisungen erhalten, wie
Sie helfen konnen bis das Rote Kreuz (oder z.B.
die Wiener Rettung) bei Ihnen ist.

Sie interessieren sich mit Recht nicht, welche
Prozesse im Hintergrund laufen, damit Sie so rasch
und kompetent wie moglich gerettet werden. Aber
vielleicht missen Sie sich dafr in Zukunft interes-
sieren, weil das System ,Osterreich® in Gefahr ist.
In Osterreich organisiert das Rote Kreuz — oft un-
terstiitzt durch andere gemeinniitzige Organisationen —
auBerhalb Wiens den Rettungsdienst.

Er ist ein ganzheitlich organisiertes System, das
den Notfalleinsatz mit Notarzt ebenso einbindet
wie den planbaren Krankentransport — ein System,
in welchem freiwillige Mitarbeiterlnnen Schulter
an Schulter mit hauptberuflichen und zivildienst-
leistenden Kolleginnen Leben retten. Und das ist
gut so: weil durch den Verbund aus Notfallrettung
und Krankentransport Synergien genutzt werden
konnen — sowohl finanziell als auch einsatztaktisch.
Die Ressourcen des Krankentransportes sind schlieB-
lich integrierter Bestandteil flir die Bewéltigung
von GroBunféllen und Einsatzspitzen. Es ist eindeutig,
dass ,Leben retten” zu den staatlichen MaBnahmen
der Daseinsvorsorge zahlt. Und es ist klar, dass
alle Beteiligten nur das Beste flr die Menschen in
Not wollen.

In Osterreich sind wir — &

weitgehend — einer
Meinung: dass das Ver-
bundsystem gut fir die ‘
Bevdlkerung und gut
flir die offentlichen

Kassen ist; dass der

auBerordentlich hohe An- Gerry Foitik,

. - , Bundesrettungs-
teil an Freiwilligen nicht kommandant
nur zu einem (iminterna-  Osterreichisches

tionalen Vergleich) sensa- Rotes Kreuz
tionell gilinstigen Regel-

rettungsdienst, sondern auch zu einer enormen
Schlagkraft bei Katastrophen fiihrt und, dass in
einem transparenten, nicht-diskriminierenden Akt
jener gefunden werden soll, der die Anforderungen
am besten erflllt. Diese Vorgehensweise ist euro-
parechtlich gedeckt (weil hier alle ,Altmark-Krite-
rien“ — siehe EuGH vom 24.7.2003, RsC-280/00 —
erfiillt werden).

Demgegentiber steht ein ,geflhlter Zwang“ zu
Ausschreibungen. Aber einem komplexen Thema
mit so vielen Interessen, Nahtstellen und system-
tibergreifenden Effekten mit dem Instrument einer
Ausschreibung zu begegnen, stellt sich meist als
nicht zielfihrend dar.

Daher interpretieren wir das EuGH-Urteil, auf den
sich der Artikel bezieht (Urteil vom 29.04.2010,
RsC-160/08, Vertragsverletzungsklage nach Art.
226 EG), auch positiv, weil das Urteil den ,Aus-
schreibungs-Fetischisten® eine klare Absage erteilt
und Alles auf ein verniinftiges Niveau von Trans-
parenz und Gleichbehandlung bringt, auf dem wir
in Osterreich schon lange sind.
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Mafigeschneiderte Ausbildung
fur einen flexiblen Arbeitsmarkt

Das EU-Projekt ET-struct (Economic Educational
Territorial-Structure) entwickelt unter dem
Motto ,MaBgeschneiderte Aushildung flir einen
flexiblen Arbeitsmarkt” Lernmodule fiir regionale
Bildungseinrichtungen, die vor allem zur Si-
cherung der individuellen wirtschaftlichen Exi-
stenz junger Menschen beitragen sollen. (Junge)
Arbeitskréfte haben dadurch die Mdglichkeit,
sich schneller auf wechselnde Rahmenbedin-
gungen und neue Herausforderungen am Ar-
beitsmarkt einzustellen.

Vernetzen und

voneinander Lernen

Dementsprechend sollen im Rahmen des
Projektes regionale Hauptakteure aus den
Bereichen Politik, Wirtschaft und Bildung
zusammengebracht und Kooperationen in-
tensiviert werden. Mittelfristig kann sich
dadurch einerseits die regionale Wirtschaft
besser positionieren, andererseits konnen
sich Ausbildungsstitten und Bildungsein-
richtungen unmittelbarer auf die sich immer
rascher indernden Erfordernisse im Berufs-
alltag vorbereiten bzw. diesen vorgreifen.
Der Aufbau eines europaweiten Netzwerkes

regionaler Expertlnnen und Entscheidungs-
trigerlnnen aus Wirtschaft und Bildung
bringt aber auch den ProjektpartnerInnen
direkten Nutzen: ,,Uber den Horizont hin-
ausblicken, Neues kennen lernen und von-
einander Lernen — das ist es, was EU-
Projekte so interessant macht®, so Sylvia
Gottinger von der Wirtschaftsagentur Wien.

17 Partnerlnnen aus

sieben Landern

Die Wirtschaftsagentur Wien ist einer von
17 Partnerlnnen aus insgesamt sieben Lindern
(Deutschland, Italien, Osterreich, Polen,
Slowenien, Tschechien, Ukraine). Geleitet
wird ET-struct vom Europa-Biiro des Stadt-
schulrats fiir Wien, einer Institution mit
bereits langjihriger Erfahrung im Bereich
Lander und Regionen iibergreifender In-
itiativen. Die Projektdauer betrigt drei Jahre
und endet 2012. Gefordert wird ET-struct
durch das EU-Programm CENTRAL
EUROPE.

Alexandra Schantl,
KDZ - Zentrum ftir Verwaltungsforschung

Das EU-Projekt ET-struct
versucht vor allem
junge Menschen fit
fur die Anforderungen
eines flexiblen
Arbeitsmarktes
Zu machen.
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Infos
Wenn Sie mehr iiber das Projekt wissen
mdchten, besuchen Sie die Projekthomepage
www.etstruct.eu, oder kontaktieren Sie das
Europabiiro des Stadtschulrats fir Wien bzw. die
Wirtschaftsagentur Wien.
Es gibt fir das Programm CENTRAL EUROPE auch
eine eigene Ansprechstelle in Wien. Die Expert-
Innen des National Contact Points in der OROK
(http://www.oerok.gv.at/contact-point.html) infor-
mieren zu allen programmrelevanten Fragen und
unterstiitzen bei Projektantragsstellung und Durch-
flihrung.

Kontakt

www.eu-guide.at, Mag. Alexandra Schantl,
schantl@kdz.or.at, Tel. (01) 8923492-37
ET-struct:

Europabiiro des Stadtschulrats fiir Wien,

Stuart Simpson, office@etstruct.eu,

Tel. (01) 52525-77084

Wirtschaftsagentur Wien. Ein Fonds der Stadt
Wien, Sylvia Gottinger etstruct2@uwirtschaftsagen-
turat, Tel. (01) 4000-86183
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HeiBe Luft auf hohem Niveau ...

Anfang Oktober fand unter der belgischen
Ratsprisidentschaft zum Thema Multi-Level
Governance* das 7. High-Level Meeting statt.
»High-Level® bezeichnet Treffen, die auf
hohem BeamtInnenniveau stattfinden. Insge-
samt waren 23 Delegationen vertreten (einige
der neuen Mitgliedsstaaten fehlten), nur vier
Delegationen hatten kommunale Vertreterlnnen
eingeladen (DE, DK, UK, O). Erstmals waren
als BeobachterInnen ohne Rederecht Vertre-
terlnnen europiischer Dachverbinde anwesend,
unter anderen der RGRE (Rat der Gemeinden
und Regionen Europas), eurocities, die VRE
(Versammlung der Regionen Europas).

Unter der unverbindlichen Vorsitzfithrung
waren die Hohepunkte der Konferenz die
Vorstellung einer hochtheoretischen Studie
zu den Unterschieden der kommunalen
Verwaltung in Europa (Humboldt Univer-
sitdt/Institut fiir Stadtforschung und Struk-
turpolitik in Berlin) sowie die Diskussionen
in den drei Arbeitsgruppen. Anregungen,
wie in der Praxis die politische Sacharbeit

Klein, aber oho

Einen voll besetzten Plenarsaal schafft man
bei Abstimmungen im Ausschuss der Re-
gionen (AdR) selten. Der Berichtsentwurf
tiber die zukiinftige Sitzverteilung im AdR
hat dies auf der 86. Plenartagung von
4.—6. Oktober zustande gebracht. Derzeit
hat der AdR 344 Mitglieder. Nach den
Vorgaben des Vertrages von Lissabon wird
eine neue Sitzverteilung ab 2015 notwendig.
Das heifSt, man hitte eigentlich noch ge-
niigend Zeit gehabt, um sich dariiber aus-
fithrlich Gedanken zu machen. Die AdR-
Verwaltung ist jedoch selbst (und durchaus
manipulierend) titig geworden. Kriftig
unterstiitzt wurde sie dabei vom ehemaligen
AdR-Prisidenten Luc van den Brande
(B/EVP). Vor allem die kleinen und mitt-
leren Mitgliedsstaaten fiihlten sich durch
dieses (anfangs geheime) Vorgehen tiber-
rumpelt. Die Schlussabstimmung war dann
auch ein Schlagabtausch zwischen groflen
und kleinen Mitgliedsstaaten, der fulminant
von den Kleinen gewonnen wurde.

www.staedtebund.gv.at

zwischen zentraler und kommunaler Ebene
verbessert werden konnte, gab es keine.
Dem Thema der Konferenz wurde leider
kaum Rechnung getragen.

Arbeitsgruppen

In den Workshops diskutierte man die
Stirken und Schwichen des neuen europii-
schen Rechtsinstruments zur territorialen
Zusammenarbeit (EVTZ), Methoden zur
Bekidmpfung der Wirtschafts- und Finanzkrise
und die Umsetzung europiischer Politik auf
kommunaler und regjonaler Ebene. In diesem
Arbeitskreis gab es die Vorstellung zweier
belgischer Projekte, die aus den europiischen
Strukturfonds finanziert werden. Es wurde
dabei hauptsichlich iiber eine verbesserte
Methode der Verwaltung von EU-Fonds
berichtet und nicht iiber die institutionelle
Situation der Kommunen im Allgemeinen
oder die Verbesserung von Verwaltungs-
und Regierungstitigkeiten in den Mitglieds-
staaten im Besonderen.

Conclusio
In den Schlussfolgerungen wird die bisherige
Arbeit des HLM-Netzwerkes begriifit. Man
konnte sich aber nicht einigen, die Arbeit
besser zu strukturieren. Das nichste Treffen
wird im Herbst 2011 unter ungarischer
Ratsprisidentschaft stattfinden. Die unga-
rische Delegation hat erklirt, das HLM-
Netzwerk als Referenz in den Debatten zur
Neuausrichtung der kommunalen Ebene in
Ungarn benutzen zu wollen. Damit wiirde
man wieder zu den urspriinglichen Beweg-
griinden des Netzwerkes zuriickfinden. Das
lsst hoffen. Trotz aller gnidigen ,kommu-
nalen® Bemithungen der Delegationen aus
den Mitgliedsstaaten konnte man sich nicht
des Eindrucks erwehren, dass die kommunale
Ebene als irritierend empfunden wird und
nicht als gleichberechtigter Partner im Be-
miihen um eine gute Regierungs- und Ver-
waltungstitigkeit in den Mitgliedstaaten.
Simona Wohleser
itigkeit auf mehreren Ebenen

* Ver und Regier

.. der AdR macht’s moglich

Zum Inhalt

Der Vertrag von Lissabon sicht eine Hchst-
grenze fiir den AdR von 350 Sitzen vor, zu-
kiinftige Erweiterungen eingeschlossen. Der
Rat kann in regelmifSigen Abstinden tiber-
prifen, ob nach wirtschaftlichen, sozialen
und demografischen Gesichtspunkten dies
einer angemessenen Sitzverteilung entspricht.
Im Berichtsentwurf werden die bisherigen
Delegationsgrofien (Osterreich hat zwolf
Mitglieder, drei aus Kommunen) beibe-
halten und spiegeln die unterschiedlichen
Groflen der Mitgliedsstaaten wider. Sitz-
zuteilungen anlisslich von EU-Erweite-
rungen werden in das bestehende System
eingearbeitet: beginnend mit der kleinsten
Delegation (Mindestgrofle fiinf) geben
Delegationen je einen Sitz ab. Damit tragen
die kleinen und mittleren Staaten die
Last von zukiinftigen Erweiterungen.
Die Héchstgrenze lige bei 24 Sitzen
(Deutschland hat bereits 24 Sitze, drei aus
Kommunen).

Zur Abstimmung
Die groflen Mitgliedsstaaten sind fiir eine
degressive demografische Proportionalitit
und fordern fiir sich mehr Sitze. Viel Lobbying
der kleinen und mittleren Staaten hat zum
vernichtenden Schlag gegen die grofien ge-
fiihre. Die 14 Anderungsantrige, meist von
den grofSen eingebracht, sahen massive Ein-
schnitte in der Sitzverteilung fiir die kleinen
und mittleren vor. Alle Antriige wurden mit
2/3-Mehrheit abgelehnt. Selbst die beruhi-
genden Ermahnungen von AdR-Prisidentin
Mercedes Bresso (I/SPE) hatten keinen
Einfluss mehr. Der Bericht wurde mit grof3er
Mehrheit angenommen. Die VertreterInnen
der kleinen und mittleren Staaten genossen
verschmitzt ihren Erfolg. Sie sind bereit,
Sitze an neue Staaten abzugeben, aber eben
nicht an die bereits im AdR vertretenen
groflen Mitgliedsstaaten. Der Vorschlag muss
noch von der Kommission iibernommen
und vom Rat einstimmig akzeptiert werden.
Simona Wohleser



Kommunales
Hilfspaket
gefordert!

Anlisslich des 11. Steirischen Stidtetages,
der Vollversammlung des 6sterreichischen
Stidtebundes, Landesgruppe Steiermark,
fordern die BiirgermeisterInnen der grofSten
steirischen Gemeinden mehr Mitsprache
bei der Gestaltung offentlicher Leistungen,
insbesondere bei der Pflege. Das Kurhaus
in Bad Aussee, dem geographischen Mittel-
punke Osterreichs, war Austragungsort des
»Steirischen Stidtetages 2010“. Neben den
fiihrenden KommunalpolitikerInnen waren
auch die Spitzen der steirischen Politik, LH
Franz Voves und die Prisidentin des ,,Landtag
Steiermark Barbara Gross, zu Gast. In Ver-
tretung von Prisident Michael Haupl tiber-
brachte Generalsekretiar Thomas Weninger
seine Grufdworte. Er hob vor allem die eu-
ropiische Perspektive von Stidten und Ge-
meinden in seinem Kurzreferat hervor. Der
Prisident des Steiermirkischen Gemeinde-
bundes, Erwin Dirnberger, strich vor allem
die hervorragende Zusammenarbeit der Lan-
desgruppe mit dem steiermirkischen Ge-
meindebund heraus und warnte gleichzeitig
vor einer immer weiteren Benachteiligung
aller steirischen Gemeinden durch den ak-
tuellen Finanzausgleich — bedingt durch die
Bevélkerungsentwicklung, die steiermarkweit
unter dem Osterreichschnitt liegt. Auch

Landeshauptmann Franz Voves forderte in
seinen Gruflworten, ,wenn wir das Kleine
und die Identitit erhalten wollen, miissen
wir in grofleren Dimensionen denken® —
das bedeutet natiirlich auch, {iber intensivere
Kooperation nachzudenken, so der steirische
Landeshauptmann.

Resolution zur Aufgabenentflech-
tung und kommunales Hilfspaket
verabschiedet

Die steirischen Stidte fordern daher eine
offene Diskussion iiber Struktur und Fi-
nanzierungsreformen sowie mehr Mitspra-
cherecht bei der Gestaltung von Leistungen
der Daseinsvorsorge. Biirgermeister Rosen-
berger forderte daher in seinem Bericht:
,Stidte und Gemeinden sollten stirker ernst
genommen werden.“ So haben dsterreichweit
die steirischen und oberdsterreichischen Ge-
meinden die niedrigsten Uberschiisse. Und

innerhalb der betroffenen Gemeinden sind
es wiederum die Stidte, die durch steigende
Transferzahlungen am stirksten betroffen
sind — so zitierte Bgm. Rosenberger aus
einer aktuellen Studie des KDZ. Bgm. Ro-
senberger zur aktuellen Steuerdiskussion:
, Wir brauchen keine neuen Steuern, sondern
ein reformiertes Steuersystem, um auch wei-
terhin die hohe Lebensqualitit in unseren
Stidten und Gemeinden garantieren zu kon-
nen.“ Aufbauend auf einer KDZ-Studie zum
Thema ,,Gemeindefinanzen — Status & Aus-
blick verabschiedeten die rund 70 anwe-
senden Delegierten des Steirischen Stidtetages
einstimmig eine Resolution zum Thema
,Die Stidte bekennen sich zu ihrer Verant-
wortung”. Einstimmig wurde auch der am-
tierende Vorsitzende Bernd Rosenberger in
seiner Funktion von den Delegierten bestitigt.
Den Ausklang bildete ein steirisches Buffet.

Michael Leitgeb, Steirischer Stadtebund
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Verwendete Acrobat Distiller 8.0/8.1 Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v4.0.0" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 8.0/8.1 kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Postyellow-PDF
PDF 1.4 + Transparency
Colour spaces remain as used
Printing resolution for commercial printing up to 2540 dpi
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 1200 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Nein
Papierformat:
     Breite: 240.002 Höhe: 327.002 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein
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»Die Stadte bekennen sich zu ihrer Verantwortung.“

Die Stadte und Gemeinden erfiillen wichtige Aufgaben der Daseinsvorsorge, wie Soziales, Pflege, Bildung, Wasserversorgung und -entsorgung.
In den vergangenen Jahren haben der Bund und die Lénder, den St&dten und Gemeinden immer mehr und neue Aufgaben (ibertragen.
Die finanziellen Spielrdume haben sich dadurch zunehmend verkleinert. Viele der steirischen Kommunen sind gezwungen, bis an die duBerste

Grenze der Finanzierbarkeit zu gehen.

Die Ursachen fiir diese Entwicklung liegen in der dem FAG 2008 zugrunde liegenden Systematik. Diese behandelt die Gemeinden in einzelnen dsterreichischen Bundes-
landern unterschiedlich und benachteiligt die Steiermark. Zugleich erfolgten Aufgabeniibertragungen von Bund und Landern an die Gemeinden, ohne
ausreichenden Mittelersatz. Die Aushohlung der gemeindeeigenen Steuern fihrt zu weiteren Einnahmeausféllen. Die Kommunalsteuer kennt in der Praxis viele
Ausnahmen und die nachrangig verfolgte Prifpraxis flihrt zu betrdchtlichen Einnahme-Ausféllen. Die Getrénkesteuer wurde aufgrund von politischen Fehleinschétzungen
des Bundes aufgegeben. Bis heute gibt es daftir noch keine moderne und effizient abzuwickelnde Ersatzlésung. SchlieBlich ist die Grundsteuer — die europaweit zu den
wichtigsten Einnahmequellen flir Gemeinden zahlt — stark veraltet. Allein durch die seit Jahrzehnten verpasste Indexanpassung entstehen in den dsterreichischen
Gemeindekassen Einnahmenausfélle in Millionenhohe.
Ohne einschneidende Veranderungen des Steuer- und Abgabensystems wird sich die negative Entwicklung der Gemeindefinanzen weiter fortsetzen. Viele der steirischen
Gemeinden werden dann, die ihnen gesetzlich Ubertragenen Aufgaben in wichtigen Bereichen — wie Soziales, Pflege und Bildung — nicht mehr erflillen konnen.
Die entstehende Finanzierungsliicke wird unweigerlich dazu fihren, dass das bisher gelebte System in der Steiermark — bestehend aus 542 Gemeinden samt ihren
interkommunalen Vereinigungen und Verbanden — zerschlagen wird.
Wenn wir das verhindern und das bestehende System retten wollen, missen der Bund und die L&nder, gemeinsam mit den Stadten und Gemeinden, dringend die
erforderlichen Reformschritte einleiten, inshesondere

(1) die kommunalen Mitsprache- und Entscheidungsrechte stérken
Wo Stédte und Gemeinden durch Aufgabeniibertragungen betroffen sind, sollen sie mitsprechen. Wo Stadte und Gemeinden mitzahlen, sollen sie mitentscheiden.

(2) die Entflechtung der zahlreichen Transferleistungen und Aufgaben zwischen den Gebietskdrperschaften des dffentlichen Rechts ermdglichen
 Ergebnisneutraler Abtausch von Ertragsanteilen gegen Transfers oder teilweise Abgeltung der bisherigen Transfers zugunsten der Gemeinde
e die Finanzierung der Pflege wird mittels Pflegefonds und/oder Pflegeversicherung auf eigene Beine gestellt.

(3) in einem aufgabenorientierten Finanzausgleich, die bestehenden Unterschiede zwischen den Bundeslandern beseitigen und die zentralortlichen
Leistungen der Gemeinden fiir andere Gebietskorperschaften abgelten
e Finfiihren eines Transferdeckels. Einddmmen der Transfers an die Lander durch eine Deckelung, die an die Entwicklung der Ertragsanteile gebunden ist

(4) die gemeindeeigenen Steuern — Grundsteuer, Kommunalsteuer und Getrankesteuer — gerecht
reformieren

e Reform der Grundsteuer (neues Berechnungsmodell, Wegfall der Befreiungen)

e Reform der Kommunalsteuer (Ausbau der Bemessungsgrundlage und Wegfall bzw. Abgeltung von Befreiungen
o Reform der Getrdnkesteuer (neue Getrankesteuer als Ersatz fir die abgeschaffte Getrénkesteuer)

(5) die rechtlichen und politischen Strukturen fiir die flichendeckende Gemeindezusammenarbeit weiter aushauen
e rechtliche und politische Voraussetzungen fir flichendeckende Kooperationsstrukturen in Klein- und GroBregionen fordern
 Anreize flr Kooperationen im Sinne von ,Regio-Next" erhdhen

e Verwaltungskooperationen flachendeckend ausbauen

Die Biirgermeisterinnen und Birgermeister — die Delegierten des Steirischen Stédtetages — bekennen sich zu ihrer Verantwortung
und im Rahmen ihrer Moglichkeiten zur sparsamen und effizienten Mittelverwaltung, sehen sich jedoch auBer Stande,
die genannten strukturellen Defizite alleine und aus eigener Kraft auszugleichen.

Der Steirische Stadtetag fordert die verantwortlichen Politiker auf Bundes- und Landesebene auf, sich gemeinsam mit den Vertretern
der Stadte und Gemeinden flr ein ,kommunales Hilfspaket” einzusetzen, um den Erhalt eines leistungsféhigen kommunalen Systems

zum Wohle der Biirgerinnen und Burger in unseren St&dten und Gemeinden auch in Zukunft zu garantieren.

Bad Aussee, am 15. September 2010

www.staedtebund.gv.at
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Equal Pay Day - Frauen fordern
okonomische Gleichstellung

Auch im 21. Jahrhundert scheint es fiir
Frauen noch nicht selbstverstindlich, fiir
gleiche Arbeit auch die gleiche Entlohnung
zu erhalten. Der Equal Pay Day kenn-
zeichnet dabei jenen Tag, an dem Minner
bereits das Jahresgehalt einer Frau erreicht
haben. Uberspitzt formuliert, wiirden
Frauen eigentlich bis zum Rest des Jahres
gratis arbeiten, um auf das Gehalt ihres
Kollegen zu kommen.

Gemeinsame Plakat-

und Postkartenserie

Nebenstehendes Motiv stammt aus der
Plakat- und Postkartenserie, die der Frau-
enausschuss des dsterreichischen Stidte-
bundes dieses Jahr gestartet hat, um die
Frage der Entgeltgleichheit zwischen Ge-

schlechtern mehr in die Offentlichkeit
zu riicken. Der freundliche Herr, seines
Zeichens Friseur, lichelte am Equal Pay
Day in neun osterreichischen Stidten
von Plakaten und
Postkarten. Er ist Fri-
seur, aber das ist nicht
alles, was sich iiber
ihn sagen ldsst. In
Osterreich wird dieser
Herr statistisch gese-
hen rund ein Viertel
mehr verdienen als
seine (wahrscheinlich
ebenso) freundliche
und was noch
schlimmer ist, eben-
so qualifizierte weib-
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Stadt Bruck an der Mur

Die Stadt Bruck an der Mur schloss
sich der Aktion des &sterreichischen
Stadtebundes zum ,Equal Pay Day" an.

liche Kollegin. Europaweit hitte der Herr
nur in Estland noch mehr Chancen auf
eine Bezahlung, die so weit tiber dem
seiner weiblichen Kollegin liegt.

Uber die Halfte der
Gehaltsunterschiede
unerklart
Frauendominierte Bran-
chen sind generell um ei-
niges schlechter bezahlt.
Zudem wihlen Midchen
oft genau solche frauen-
dominierte Branchen aus.
Frauen sind auch selten/er
in Fuhrungspositionen zu
finden. Viele Frauen arbeiten
auch Teilzeit, unterbrechen
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ihre Karriere, haben Probleme beim Wie-
dereinstieg, miissen eine Vielzahl von Ti-
tigkeiten unter einen Hut bringen, die
sich oft nicht in Einklang mit einer her-
kommlichen Karriere bringen lassen, wie
Kinderbetreuung, Hausarbeit, Pflege von
Angehérigen. Alle diese Titigkeiten bleiben
zum GrofSteil immer noch bevorzugt an
den Frauen hingen. Auch unter Bertick-
sichtigung all dieser Faktoren sind diese
nur fiir einen Teil der Lohnungleichheit
verantwortlich. Mehr als die Hilfte der
geschlechtsspezifischen Gehaltsunterschiede
bleiben unerklirt und sind offenbar in der
tatsichlichen Diskriminierung weiblicher
Arbeitsleistung zu finden.

Schweigen ist Silber,

Reden ist Geld

In neun Stidten, Bruck an der Mur, Inns-
bruck, Klagenfurt, Salzburg, St. Pélten,
Villach, Wels, Wien und Wiener Neustadt
gab es in diesem Jahr vom Frauenausschuss
initilerte Aktionen zum Equal Pay Day.
Neben der Plakat- und Postkartenkampagne
— die Sujets wurden in diversen Lokalmedien
geschaltet — wurden an diesem Tag auch
Trainings abgehalten, wie man richtig Ge-

In St. Pdlten machte die Frauenplattform
mit einem Informationsstand und einer
Postkartenkampagne aufmerksam.
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haltsverhandlungen fiihrt.
Die Frauen miissen dazu be-
wegt werden, selbstbewusst
einzufordern, was ihnen zu-
steht. ,, Transparenz im Ge-
haltssystem und damit das
Aufzeigen von Ungleichbe-
handlung sind der erste
Schritt zur Gehaltsgerech-
tigkeit zwischen den Ge-
schlechtern®, so die Vorsit-
zende des Frauenausschusses,
die Wiener amtsfithrende
Stadtritin Sandra Frauen-
berger. In Bruck an der Mur
gab es beispielsweise eine
Vielzahl von Ermifligungen fiir Frauen
und beispielsweise auch fiir von Frauen
gefithrte Unternehmen. Info-Tische, Le-
sungen, Vortrige, Gespriche mit Pas-
santlnnen rundeten das Programm in
den verschiedenen Stidten ab.

Stadt Wiener Neustadt

Die Stadt Wiener Neustadt beging den
,Equal Pay Day" mit einem Open House im
Frauenschutzhaus ,WWendepunkt”,

Ebenso erarbeitete und verab-
schiedete der Frauenaus-
schuss des Osterreichischen

Stédtebundes eine Resolution

mit Forderungen fir mehr

Gehaltsgerechtigkeit. Darin forderten
die Frauen unter anderem:

e Finkommenstransparenz in allen Betrieben

e Erhohung des Frauenanteils in Flihrungs-
positionen; Quoten in Aufsichtsraten und
Flihrungspositionen

o Offentliche Auftragsvergabe und Wirtschafts-
forderung gekoppelt an GleichstellungsmaB-
nahmen in Betrieben

 Beseitigung der ungleichen Verteilung von
Hausarbeit (,Halbe-Halbe")

e Aushau von bedarfsgerechten Kinderbetreuungs-
einrichtungen und ganztégigen Schulformen

e Erhohung der sozialversicherungspflichtigen
Vollzeitbeschéftigung von Frauen

e Forderung von beruflicher Aus- und Weiter-
bildung und des Wiedereinstiegs

o Neubewertung von Arbeit zur Aufhebung der
Gehaltsdiskrepanzen zwischen typisch
weiblichen und mannlichen Branchen
(z.B. Aufwertung personenbezogener Dienst-
leistungen wie Pflege, Kinderbetreuung)

e Berufsorientierung fir Jugendliche zur
Beseitigung ihrer geschlechtertypischen Berufs-
wahl (Mé&dchen in ,Ménnerberufe*, aber auch
Burschen in ,Frauenberufe*)

Empowerment der Frauen

Frauen diirfen ungerechte Bezahlung nicht
einfach als gegeben hinnechmen und miissen
weiter fiir ihre Rechte kimpfen. , Wir wol-
len, dass der Equal Pay Day méglichst
bald auf den 31. Dezember fillt“, so die
Vorsitzende des Ausschusses Sandra Frau-
enberger abschliefSend.

Christina Aigner

Die gesamte Resolution kann auf der Website
des dsterreichischen Stadtebundes
heruntergeladen werden.
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NETZWERK GESUNDE STADTE OSTERREICHS
Genuss-Schultute fur Brucker Kinder

Piinkedlich zu Schulbeginn tiberreichten Biirgermeister Bernd Ro-
senberger, Sozialreferent Peter Koch und Gesundheitsreferentin
Silvia Wolfsteiner die neuen Lebensgenuss-Schultiiten an die
SchulanfingerInnen in der Volksschule Kérnerstrafle. Insgesamt
erhielten zu Schulbeginn iiber 80 Brucker Tafelklassler und deren
Familie eine derartige Schultiite. Auch heuer gibt es die etwas
andere ,Lebensgenuss-Schultiite“ wieder fiir alle Eltern der Erst-
klassler. Sie enthilt unter anderem eine Broschiire mit einer
Anleitung zum Fliegerbasteln, Internet-Surftipps fiir Eltern, Regeln
fiir den Fernseh- und Internet-Konsum, eine Broschiire der
Brucker Sportvereine, eine Wanderkarte mit Wanderpass, einen
Ball, ein Kochbuch und vieles mehr. So sollen Eltern in ihren Be-
mithungen um die Gesundheit ihrer Kinder unterstiitzt werden.
Die Anregungen in der Genuss-Schultiite sollen auf lustvolle
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Leoben nimmt’s leicht

Die ,,Plattform Gesundes Leoben® setzte sich in den vergangenen
zwei Jahren mit der Vorbeugung von Sucht auseinander. Dieses
Jahr steht das Thema Diabetes im Mittelpunke. In Osterreich gibt
es zurzeit ca. 600.000 DiabetikerInnen. In den nichsten Jahren
wird es weiter einen hohen Anstieg an Erkrankungen geben. Man
rechnet damit, dass die Zahl der Erkrankungen bis zum Jahr 2050
um rund 47 Prozent bei den Personen ab 40 Jahren steigen wird
(Quelle: osterreichischer Diabetesbericht 2004). Fiir die Stadtgemeinde
Leoben wiirde es bedeuten, dass ca. 12.000 BewohnerInnen in den
nichsten 40 Jahren davon betroffen sein werden. Vor allem der
Typ-2-Diabetes wird zunehmen. In der Frithphase des Typ-2-
Diabetes besteht die Chance, durch Gewichtsreduktion und regel-

56

Weise zum gemeinsamen Spielen und Bewegen anregen. Biirger-
meister Bernd Rosenberger: ,,Der Beginn der Schulzeit stellt nicht
nur fiir die SchiilerInnen, sondern auch fiir die Eltern einen
wichtigen Einschnitt in ihrem Leben dar. Ein besonderes Erlebnis
an diesem ersten Schultag ist daher mit Sicherheit der Erhalt der
neuen Genuss-Schultiite, deren Inhalt sich mit dem Thema
gesunde Erndhrung, Bewegung und Kreativitit, aber auch mit
der Suchtvorbeugung beschiftigt.“ Die Genuss-Schultiite leistet
somit einen wichtigen Beitrag fiir die Gesundheitsforderung der
Kinder. Méglichst frith anzusetzen und vorzubeugen, ist notwendig;
die Eltern in ihren Bemiihungen zu unterstiitzen, das ist der
Stadtgemeinde Bruck besonders wichtig. Daher soll die Genuss-
Schultiite ein bleibender Bestandteil zu Schulbeginn werden.
Peter Liftenegger

miflige Bewegung die Wirksamkeit des Insulins wieder deutlich zu
verbessern. Hierfiir sollte die Erndhrung auf eine fettarme Kost um-
gestellt werden. Positiv wirkt sich aufSerdem regelmifiige korperliche
Betitigung aus, zum Beispiel lange Spazierginge. Die Plattform
mochte 2010 vermehrt in der Vorbeugung ansetzen und die Leobner
Bevilkerung fiir das Thema sensibilisieren und auch iiber das
Thema informieren. Die Gesundheitsmesse am 17. und 18. April
2010 bot zum Auftakt zahlreiche Informationsstinde und Vortrige
an. Ein weiterer Schwerpunkt im Projekt sind die Themenwande-
rungen. Hier wird die jeweilige ,, Wandergruppe® von Expertlnnen
wie z.B. von einem Sportwissenschaftler und einem Arzt begleitet.
,Fit and Fun! nannte sich die Themenwanderung fiir die Jugendlichen
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des Jugendrotkreuzes und der Jugendfeuerwehr. Die Jugendlichen
waren mit dem Sportwissenschafter Dr. Manuel Kohler unterwegs
auf die MafSenburg. Nach einer kurzen Information tiber Bodyma-
Bindex und Kalorienverbrauch ging es auf die MafSenburg. Jeder
nach seinem Tempo und seinen Maglichkeiten — das ist besonders
wichtig. Aber eine Herausforderung soll die Bewegung dennoch
sein. Daher strengte sich doch jeder an. Ein Spielplatz wurde zum
Fitnessraum umfunktioniert und es gab Anregungen fiir einfache,
aber effektive Ubungen. Im Mirz nichsten Jahres sind Themen-
wanderungen zum Thema ,,Sweet and Fit!“ fiir Seniorlnnen geplant.
Hier wird Dr. Bernd Rauschenberger (Allgemeinmediziner) die Se-
niorInnen begleiten und ihnen hilfreiche Tipps zum Umgang mit
Zuckerkrankheit und Vorbeugung dieser geben. Ein besonderes
Highlight im Rahmen des Projektes sind die Gesundheitssackerln
mit ,,5 Regeln fiir ein gesundes Le(o)ben®. Diese werden gezielt an
Schulen weitergegeben, die sich im Rahmen des Unterrichts mit
den Themen der gesunden Lebensfiihrung beschiftigen. Als
Anregung zur Auseinandersetzung mit dem Thema Diabetesvorsorge
sind die Sackerln z.B. mit Billen, Wasserflaschen, Schrittzihlern
und Miisliriegeln sowie Informationen gefiille. Unterstiitzt wird das
Projekt von den beiden Profifuf$ballern Roland Linz und Christian
Gratzei. Diese geben in einer Broschiire den jungen Menschen

Tipps fiir eine gesunde Erndhrung und Ausgleich durch Bewegung.
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Gitti Krainer gab der Gesundheit in Bruck Impulse.

Gitti Krainer

Bei der 53. Ausschusssitzung des Netzwerks am 15. Oktober im Historischen
Rathaus Innsbruck wurde die langjahrige Gesundheitsreferentin der Stadt Bruck
an der Mur und Kassiererin des Vereins ,Gesunde Stadte Osterreichs* verab-
schiedet. Sie war das Musterbeispiel einer engagierten Kommunalpolitikerin, der
die Gesundheitsforderung in ihrer Heimatstadt ein wichtiges Anliegen war und
die ihre Erfahrungen positiv in die Netzwerk-Familie einbrachte. Sie hat ihr Feld

. _ Peter Liftenegger | im Bruck gut bestellt, denn ihre Nachfolgerin StR. Silvia Wolfsteiner und Sozial-
Die Netzwerk-Termine 2011: referent GR Peter Koch werden Krainers Aufbauarbeit ziigig fortfihren.
Mérz: Krems; Juni: Laa an der Thaya; Oktober: Fiirstenfeld.
TERMINE

Ausschiisse, Sitzungen, Tagungen

05. November 2010: Frauenausschuss, Wiener Neustadt (Information: Christina
Aigner, Tel.: +43(0)1/4000-89995, E-Mail: christina.aigner@staedtebund.gv.at)

08. und 09. November 2010: Fachausschuss fiir Personalmanagement,
Innsbruck (Information: Sabine Marchart, Tel.: +43(0)1/4000-89977,
E-Mail: sabine.marchart@staedtebund.gv.at)

08. und 09. November 2010: Fachausschuss Stadtvermessung, Leoben
(Information: Johannes Eschenbacher, Tel.: +43(0)1/4000-89984,
E-Mail: johannes.eschenbacher@staedtebund.gv.at)

11. und 12. November 2010: Fachausschuss fiir Bauangelegenheiten,
Innsbruck (Information: Alexander Lesigang, Tel.: +43(0)1/4000-89978,
E-Mail: alexander.lesigang@staedtebund.gv.at)

16. November 2010: Geschéftsleitung und Hauptausschuss der Landesgruppe
Steiermark, Ort wird noch bekannt gegeben (Information: Stefan Hoflehner,
Tel.: +43 316/712913, E-Mail: stefan.hoflehner@steirischer.staedtebund.at)

17. bis 20. November 2010: UCLG-Weltkongress, Mexico-City
(Information: Alexander Lesigang, Tel.: +43(0)1/4000-89978,
E-Mail: alexander.lesigang@staedtebund.gv.at)

18. November 2010: Fachausschuss fiir Offentlichkeitsarbeit, Salzburg
(Information: Saskia Sautner, Tel.: +43(0)1/4000-89990,
E-Mail: saskia.sautner@staedtebund.gv.at)

www.staedtebund.gv.at

18. November 2010: Fachausschuss fiir Friedhdfe und Feuerhallen sowie
Fachausschuss fiir kommunales Bestattungswesen, Wien

(Information: Alexander Lesigang, Tel.:+43(0)1/4000-89978,

E-Mail: alexander.lesigang@staedtebund.gv.at)

24. und 25. November 2010: Fachausschuss fiir Integration, Graz
(Information: Sevim Aksakalli, Tel.: +43(0)1/4000-89975,
E-Mail: sevim.aksakalli@staedtebund.gv.at)

25. und 26. November 2010: Fachausschuss fiir Informationstechnologie,
Salzburg (Information: Johannes Eschenbacher, Tel.. +43(0)1/4000-89984,
E-Mail: johannes.eschenbacher@staedtebund.gv.at)

01. Dezember 2010: Geschéftsleitung und Hauptausschuss, Wien
(Information: Johannes Schmid, Tel.: +43(0)1/4000-89982,
E-Mail: johannes.schmid@staedtebund.gv.at)

01. und 02. Dezember 2010: Fachausschuss fiir Gewerberecht und -technik,
Salzburg (Information: Sabine Marchart, Tel.: +43(0)1/4000-89977,
E-Mail: sabine.marchart@staedtebund.gv.at)

01. und 02. Dezember 2010: Fachausschuss fiir Energiekonzepte, Wien
(Information: Guido Dernbauer, Tel.: +43(0)1/4000-89992,
E-Mail: guido.dernbauer@staedtebund.gv.at)

Alle rot markierten Termine sind ausschlieBlich fiir die Mitglieder des Stédtebundes
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Ertragsanteile im Oktober 2010

Mit € 743 Mio. werden die Gemeindeertragsanteile fiir Oktober 2010 um rund 44 Mio.
€ hzw. 6,3 Prozent (iber dem Oktober 2009 liegen. Das Aufkommen der Monate Janner
his Oktober liegt um 1,3 Prozent unter jenem des entsprechenden Vorjahreszeitraumes.
Da bis Jahresende nur mehr 2 Monate fehlen Iasst sich bereits einigermaBen gesichert
absehen, dass das Aufkommen des Jahres 2010 knapp an jenes von 2009 herankommen
wird. Damit l&ge die reale Entwicklung um etwa 4 Prozent tber der fiir die Budgetierung
der Ertragsanteile des Jahres 2009 maBgeblichen BMF-Prognose vom Oktober des
Vorjahres. Dass die Entwicklung besser als erwartet verlduft liegt vor allem an der
veranlagten Einkommensteuer (+9,9 Prozent), der Umsatzsteuer (+3,6 Prozent) und der
Grunderwerbsteuer (+10,7 Prozent). Belastet wird das Ergebnis unter vor allem durch

die KESt Il (-13,7 Prozent, als Folge des schon das ganze Jahr hindurch extrem niedrigen
Zinsniveaus) und die negative Entwicklung bei der Lohnsteuer (-2,2 Prozent). Die Korper-
schaftssteuer, um auch noch die letzte Steuer von Gewicht zu erwéhnen, hat sich auf
dem tiefen Niveau von 2009 stabilisiert. Wendet man den Blick dem bundeslénderweisen
Aufkommen zu, dann sieht man eine Dreiteilung: Am besten schneidet Wien ab, wo das
Aufkommen fast exakt auf dem Niveau des Vorjahres liegt. Deutlich unter dem Vorjahres-
aufkommen, mit einem Minus von ca. 2 Prozent und darunter, liegen Niederdsterreich
und Vorarlberg zu liegen und mit etwas Abstand Oberdsterreich. Die restlichen Bundesléander
scharen sich knapp um die durchschnittliche Aufkommensentwicklung von -1,3 Prozent.

Ernst Knoth, Magistrat St. Pélten

Ertragsanteile' im Oktober 2010
Ertrige in 1.000 Euro Veranderungen gegeniiber den Vorperioden in Prozent
Okt Jan.-Okt | 4. Quartal 1. Quartal 2. Quartal 3. Quartal Jan.-Okt Okt

2010 2010 2009/2008 | 2010/2009 | 2010/2009 | 2010/2009 | 2010/2009 | 2010/2009
a) nach Abgabenarten
Veranlagte Einkommensteuer 92.815 250.274 7,7 14,9 . -0,2 9,9 3,1
Lohnsteuer 171.996 1.859.994 -8,5 -8,6 -14,6 20,8 -2,2 -2,7
Kapitalertragsteuer | 3.414 123.387 -26,5 =271 -18,2 191 -5,4 -56,6
Kapitalertragsteuer Il 5.154 58.589 0,5 -21.1 -14,3 -12,5 -13,7 24,4
Korperschaftsteuer 112.590 373.712 -33,7 27,7 -12,1 50,3 -0,4 22,3
Erbschafts- u. Schenkungssteuer 312 5.408 -75,1 -10,1 -84,3 -54,0 -56,5 .
Stiftungseingangssteuer 67 776 202,3 -42,2 22,8 -13,9 -49,7 -89,2
Bodenwertabgabe 1.200 5.397 -4,3 -12,9 1,6 11,6 0,9 2,1
Umsatzsteuer? 191.482 1.877.004 1,3 -2,0 8,4 3,4 3,6 7,9
Abgabe v. alkohol. Getranken 0 12 23,0 -45,6 -70,4 110,5 -11,3 -60,9
Tabaksteuer 15.848 141.468 -29,4 -4.2 72,8 -24,1 2,0 1,7
Biersteuer 1.970 18.294 -2,8 1,4 9,2 -4,8 0,8 -2,8
Mineraldlsteuer 39.444 368.873 3,2 -3,2 3,4 -0,9 0,2 5,6
Alk.St., Bw.Auf., Mon.Ausg. 1.083 12.591 7,9 51 4,9 -0,8 2,5 -4,8
Weinsteuer 0 . -77,3 . . . -100,0 -100,0
Schaumw.- u. Zw.Erz.St. 15 121 14,4 -13,6 -1,4 -0,4 -0,9 44,0
Kapitalverkehrsteuern 367 11.532 12,6 241 -36,7 133,0 11,5 -66,3
Werbeabgabe® 8.047 83.034 -8,4 -3,1 3,8 2,8 2,7 24,7
Energieabgabe 3.499 69.165 -1,0 16,6 33,2 88,7 29,6 -38,0
Normverbrauchsabgabe 5137 43.361 -17,6 16,2 8,0 -3,0 54 4.4
Grunderwerbsteuer 59.578 560.092 -3,8 0,7 15,3 11,8 10,7 25,4
Versicherungssteuer 8.738 99.719 0,3 2,0 1,9 -3,6 -0,1 -2,3
Motorbez. Versicherungssteuer 16.375 140.044 4,2 6,1 4,3 5,0 59 13,6
KFZ-Steuer 1.648 6.343 -7,1 -9,4 7,5 0,9 . 2,7
Konzessionsabgabe 2.280 21.952 3,7 26,4 3,3 -9,6 7,5 1,6
Kunstforderungsbeitrag 0 1.421 1,3 2,0 1,6 1,8 1,8
Zwi.Abrechnung/Aufrollung 0 -114.039 -259,7 -259,7
b) nach Bundeslandern
Burgenland 19.301 155.474 -8,7 -15,2 - 10,6 -1,3 7,1
Karnten 47.361 385.016 -9,6 -13,1 -1 10,9 -1,0 58
Niederdsterreich 122.355 984.174 1,7 -15,5 -1,3 9,1 -2,5 4,8
Oberosterreich 117.342 946.312 -8,5 -15,1 - 9,2 -1,8 55
Salzburg 52.004 418.889 -8,8 -12,4 -2,0 9,5 -1,0 8,2
Steiermark 94.866 765.029 -8,3 -141 -0,2 9,2 -1,5 55
Tirol 64.213 523.267 -6,9 -14,2 -0,1 10,5 -1,0 7,5
Vorarlberg 34.599 276.513 -8,5 -18,6 0,5 12,3 -2,1 6,2
Wien 191.017 1.563.850 -7,5 -12,4 - 11,2 -0,1 74
Gesamt 743.058  6.018.525 -8,1 -14,1 -0,4 10,1 -1,3 6,3

T inklusive Bedarfszuweisungen; 2 dv. Getrdnkesteuerausgleich EUR 32.875T, 3 dv. Werbesteuernausgleich EUR 4.828T
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amtstafel 2.0 — Social Network fiir Stadte und Gemeinden

MitarbeiterInnen aus Osterreichs Kom-
munalverwaltung sind tiglich mit neuen
und oft sehr komplexen Fragestellungen
konfrontiert. Hiufig sind mit viel Einsatz
und Aufwand Probleme zu Iésen, ohne
dass man weif3, dass vielleicht in einer an-
deren Stadt bereits Losungsansitze entwickelt
worden sind. Derzeit bedeutet es noch
hohen Rechercheaufwand und vor allem
eine gute Vernetzung mit Kollegnnen aus
anderen Stadten, um tiberhaupt an benétigte
Informationen anderer Kommunalverwal-
tungen zu kommen oder Unterstiitzung
zu finden.

Moderne Wissens- und
Social-Networking-Plattform

Vor dem Hintergrund moderner technischer
Ansitze und — im Zeichen des ,,Web 2.0
oder ,Mitmachweb® — stellt der Osterrei-
chische Stidtebund mit der ,,amtstafel 2.0
nun eine moderne Wissens- und Social-
Networking-Plattform vor. Sie bietet die
Maglichkeit, wertvolle Wissensressourcen
aus den Stidten und Gemeinden zu nutzen,
vorhandenes Wissen zu biindeln sowie als
Nutzerln auch aktiv an der Bereitstellung
von brauchbaren Informationen fiir Kolle-

glnnen beizutragen. Auf der ,amtstafel
2.0“ stehen dazu MitarbeiterInnen aus
der Kommunalverwaltung umfassende
Kontakt- und Kommunikationstools zur
Verfiigung, die einen Informations- und
Datenaustausch (offen, oder auf Wunsch
auch in geschlossenen BenutzerInnengrup-
pen) sowie effiziente verwaltungsinterne
Vernetzung ermdglichen.

Breites Themenspektrum

Das Spektrum an Themen und Projekten
aus dem kommunalen Umfeld auf ,amtstafel
2.0“ ist breit gefichert und reicht derzeit
beispielsweise von der ,,Bedarfsorientierten
Mindestsicherung® tiber den ,Getrinke-
steuerausgleich® bis hin zur ,,Elektronischen
Zustellung®, um nur einige Schwerpunkte
zu nennen. Um immer am Puls der Zeit
zu bleiben, konnen die Themen (und
Projekte) von den Teilnehmerlnnen der
Plattform laufend erweitert werden. Einfach
und intuitiv bedienbare Werkzeuge wie
Diskussionsforen, Dokumentenverzeichnisse,
Neuigkeiten oder herkommliche Weblinks
unterstiitzen dies. Weiters kénnen Nut-
zerlnnen personliche Profilinformationen
bereitstellen, in personalisierbaren Bereichen

nach KollegInnen suchen und direkt Kontake
mit diesen aufnehmen. Die Bereiche ,In-
halte und , NutzerInnen® sind miteinander
verkniipft, sodass es fiir alle Teilnehmerlnnen
ersichtlich ist, wer welche Information be-
reitgestellt hat. Somit ist transparent, von
wem welche Information stammt, und
einer Kontaktaufnahme und angeregten
virtuellen Diskussion steht nichts im Wege.
Die Nutzung der amtstafel 2.0-Plattform,
die bereits online unter www.amtstafel.at
erreicht werden kann, ist fiir MitarbeiterIn-
nen aus Osterreichs Stadt- und Gemein-
deverwaltungen kostenlos. Im Rahmen der
Erstregistrierung erfolgt eine einmalige Frei-
schaltung, danach ist eine Anmeldung zu
einzelnen Themen und Projekten moglich.

Thomas Tropper, PuMa

»amtstafel 2.0 auf einen Blick

e Thematisch offen — von A wie Abfallentsorgung
bis Z wie E-Zustellung

e |nterkommunales Wissensmanagement

® Know-how-Transfer

e E-Kollaboration, Web-2.0-Funktionalitdten

e Vernetzung, Social Network fir
Gemeindebedienstete

www.staedtebund.gv.at
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Benchmarking in der offentlichen Verwaltung

Gerade in Zeiten angespannter offentlicher
Haushalte gilt es die Anstrengungen in Rich-
tung Steigerung der Effizienz und Qualitét
der eigenen Verwaltungsleistungen nicht aus
dem Blick zu verlieren und stetig weiterzu-
entwickeln. Das Instrument ,Benchmarking®
bietet dazu einen raschen und vor allem die
Ressourcen schonenden Ansatz, um ,Good-
Practices” aus anderen Verwaltungsorgani-
sationen zu gewinnen und daraus mdgliche
Optimierungspotenziale fir die eigene Or-
ganisation aufzudecken.

Was ist Benchmarking?
Benchmarking ist ein Instrument, das
sowohl in der Privatwirtschaft als auch
in der 6ffentlichen Verwaltung zum Ein-
satz kommt. Im Bereich der 6ffentlichen
Verwaltung dient dieses Instrument ins-
besondere als internes Wettbewerbssur-
rogat mit dem Ziel, Effizienz- und Qua-
litdtsverbesserungspotenziale durch den
Vergleich der Produkte/Leistungen, wie
auch Prozesse der eigenen Organisation
mit jenen anderer Organisationen, zu
fordern. Im Vordergrund sollte dabei das
Prinzip des ,,Voneinander- und Mitein-
ander-Lernens“ stehen — ein kontinuier-
licher Lernprozess, der allen Beteiligten
die Moglichkeit zum Vergleich und zur
internen Reflexion von Verwaltungsab-
ldufen und Ergebnissen bietet, um darauf
aufbauend mégliche Verinderungsmafi-
nahmen einzuleiten. Benchmarking bietet
somit den teilnehmenden Organisationen
neben dem Vergleich von konkreten Pro-
dukten und Leistungen mittels Kenn-
zahlen und Indikatoren die Méglichkeit,
interne Verinderungskrifte zu mobilisie-
ren, Innovationskraft zu fordern, ver-
stecktes Prozess- und Produkt-Know-
how zu mobilisieren und dadurch konti-
nuierlich in der eigenen Organisation ef-
fizienz- und qualititssteigernde Mafinah-
men zu setzen.

Benchmarking ist ein strukturierter
und wechselseitiger Prozess des Ver-
gleichens von genau definierten Pro-
dukten, Leistungen und Prozessen, um
daraus anhand von Bestwerten (Bench-

marks) und Prozessinformationen mog-
liche Optimierungspotenziale aufzu-
decken und daraus konkrete Verbesse-
rungsmafinahmen fiir die eigene Or-
ganisation abzuleiten. Ziel des Bench-
marking-Prozesses ist die Steigerung
der Leistungsfihigkeit und Innovati-
onskraft der eigenen Organisation.

Nutzen fur die

offentliche Verwaltung

Der Nutzen von Benchmarking fiir 6f-
fentliche Verwaltungen ist vielfiltig. Als
zentrale Vorteile und Auswirkungen von
Benchmarking kénnen genannt werden:
Ergebnisse und Qualitiit verbessern —
Wird Benchmarking als kontinuierlicher
und alle Beteiligten einbindender Prozess
verstanden, so sind meist spiirbare Ver-
besserungen der Verwaltungsergebnisse
(Effizienz und Qualitdr) erzielbar. Die
Vergleichsmethodik mittels Kennzahlen
fordert bei den teilnehmenden Organi-
sationen dariiber hinaus eine klar struk-
turierte Vorgehensweise (Definition der
Vergleichsbereiche, Abstimmen des Lei-
stungskataloges und der Kennzahlensets
etc.) und trigt damit maflgeblich zu ra-
schen Projektergebnissen bei.
Prozessverstindnis stirken — Bench-
marking kniipft an den Verwaltungspro-
dukten an und kann dabei unterschied-
liche Performance-Dimensionen (Ergeb-
nisse & Wirkungen, Struktur- und Pro-
zessqualitdt, Wirtschaftlichkeit, Kunden-
orientierung, Mitarbeiterorientierung)
messen. Die Interpretation von Struk-
tur- und Prozesskennzahlen, wie zum
Beispiel die Durchlaufzeit des Postaus-
gangs, erfordert eine detaillierte Ausein-
andersetzung mit den Prozessen, um dar-
aus konkrete Verbesserungsmafinahmen
ableiten zu kénnen.

Wirtschaftlich (effizient) handeln —
Benchmarking stimuliert das Kostenbe-
wusstsein der MitarbeiterInnen. Dies
kann weiter verstirkt werden, wenn
erzielte Kosteneinsparungen auch an die
Verantwortlichen weitergegeben werden
(z.B. mittels Riicklagenbildung, Leistungs-
boni etc.).

Mitarbeiterorientierung und Leistungs-
bewusstsein fordern — Die flichendecken-
de Umsetzung von Verbesserungsmaf3-
nahmen im Rahmen von Benchmarking-
Projekten erfordert eine breite Akzeptanz
auf Ebene der MitarbeiterInnen, die diese
Mafinahmen auch umsetzen sollen. Ist
diese breite Basis schon auf Ebene der
Mafinahmenfindung hergestellt und wur-
de das Experten-Know-how der Mitar-
beiterInnen aktiv genutzt, erzeugt dies
motivationale Wirkung auf Ebene der
MitarbeiterInnen und das nétige Com-
mitment, damit Verbesserungsmafinah-
men auch Einzug in die Arbeitspraxis
finden.

Arbeit mit Kennzahlen fordern — Jene
Verwaltungseinheiten, die Kennzahlen
bisher nur wenig zur Steuerung und
Steuerungsunterstiitzung genutzt haben,
gewinnen durch den Benchmarking-Pro-
zess praktische Einblicke in die Arbeit
mit Kennzahlen und deren Nutzen fiir
die eigene Verwaltungspraxis.
Zielorientierung fordern — Die Aussa-
gekraft von Kennzahlen ist immer vor
dem Hintergrund ihres zu Grunde lie-
genden Zielsystems zu interpretieren.
Kennzahlen sind keine ,Selbstliufer®,
sondern dienen dazu Zielerreichungsgrade
zu messen. So geschen fordert die Arbeit
mit Kennzahlen die Zielorientierung des
Verwaltungshandelns sowie den zielori-
entierten Einsatz von Ressourcen.
Vernetzung fordern — Benchmarking-
Projekte, unter Beteiligung unterschied-
licher Gebietskorperschaften und Ver-
waltungseinheiten, bieten die Moglichkeit
Best-Practices sowie wertvolle Erfahrungen
auszutauschen. Der regelmifSige Austausch
im Rahmen von gemeinsamen Meetings
und/oder Informationsplattformen schafft
die Grundlage fiir eine lingerfristige
,Partnerschaft®.

Das Instrument Benchmarking kann vie-
lerlei positive Effekte zur Verwaltungs-
modernisierung nach sich ziehen. Vor-
raussetzung dafiir ist, dass Umfang und
Ziele, Vergleichsbereiche (Produkte, Lei-
stungen, Prozesse etc.), Vergleichsebenen
(Qualitdt, Wirtschaftlichkeit etc.) und
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Vorgehensweise klar definiert sind sowie
allseitiges Commitment zum Benchmar-
king-Prozess von Politik und Verwaltung
besteht.

Ein Instrument der
Verwaltungsentwicklung
Entscheidender Erfolgsfaktor fiir die Er-
gebnisqualitit eines Benchmarking-Projekts
ist eine prozessuale und akkordierte Vor-
gehensweise — von der Definition der Lei-
stungsbereiche bis zur vertiefenden Analyse
der Kennzahlen. Auf Grundlage breiter
Erfahrungen in der Durchfiihrung von
Benchmarking-Projekten hat das KDZ
eine eigene Methodik entwickelt. Nach-
stehendes Benchmarking-Vorgehensmodell
hat sich in der Praxis bewihrt und soll
nachstehend kurz erliutert werden:

2. Definieren der Schliisselfaktoren — In
diesem Zusammenhang sollte Klarheit dar-
tiber geschaffen werden:

* Auf welche Vergleichsobjekte soll sich das
Benchmarking beziehen?

* Welche ,,Vergleichsbreite® (ein- oder mehr-
dimensional) soll dem Vergleich zu Grunde
liegen?

Ergebnis ist Klarheit dariiber, auf welcher
Ebene — Produkte, Leistungen, Prozesse —
das Benchmarking stattfinden soll und
welche Vergleichsdimensionen — Ergebnisse
& Wirkungen, Wirtschaftlichkeit/Effizienz,
Strukeur- und Prozessqualitdt, Kundenori-
entierung, Mitarbeiterorientierung — dem
Benchmarking zu Grunde gelegt werden.
3. Ableiten der Indikatoren und Kenn-
zahlen — Um die definierten Leistungsbe-
reiche zu messen, bedarf es geeigneter Indi-

KDZ Vorgehensmodell Benchmarking
1. Definiaran dar 2 Definieren der 3. Ablsiten der |
Leistungs- Schiussel- Kennzahien
bareiche faktoren
F
Identifizieren
g 4. Sammen der
erfordarichan
potentiaben und
MaBnahmenfindung Grundiagen
7. Durchiihran B
der warbelenden 6. Integrienen dar [ = ""'::“"
Kannzahlan- Prozessebana
Datenmaterals r
Quelle: KDZ, Wien 2010

Dabei werden folgende

Teilschritte unterschieden:

1. Definieren der Leistungsbereiche —
Grundsitzlich eignen sich simtliche Produkte
und Leistungen der 6ffentlichen Verwaltung
fiir einen externen Vergleich mit anderen
Gebietskorperschaften und Behérden — ins-
besondere Kernaufgaben und Supportpro-
zesse der offentlichen Verwaltung, die eine
hohe Ressourcenbindung und/oder einen
erhohten Qualititsbedarf aufweisen (z.B.
bestimmte behordlich durchzufiihrende Ver-
fahren, Bildung und Soziales, Personalver-
waltung, Posteingang/Postausgang, Aus-
und Weiterbildung etc.). Das Definieren
der Leistungsbereiche und deren weitere
Untergliederung in Produkte und Leistungen
ist ein kritischer Erfolgsfaktor fiir den ge-
samten Benchmarkingprozess.

www.staedtebund.gv.at

katoren und Kennzahlen. Bei der Kenn-
zahlendefinition ist besonderes darauf zu
achten, dass ein gemeinsames Verstindnis
zu der Berechnungsweise und den zu erhe-
benden Grunddaten geschaffen wird.

4. Sammeln der erforderlichen Grundlagen
— In einem nichsten Schritt gilt es, die not-
wendigen Grundlagen zur Kennzahlenbe-
rechnung und zu den einzelnen Prozessen
zu sammeln. Bei Organisationen, die tiber
einzelne Elemente der Produktsteuerung
(Produktkatalog, produktorientierte Bud-
getierung, Zeiterfassung auf Basis Produkte,
KLR) verfiigen, ist zumeist kein intensiver
Erhebungsaufwand zu erwarten.

5. Auswerten des Datenmaterials — Nach
der Erhebung der Grunddaten und Be-
rechnung der Kennzahlenwerte bedarf es
einer vertiefenden Analyse und Interpretation

der gewonnenen Ergebnisse im Rahmen
gemeinsamer Folgeworkshops. Ziel soll es
sein, die gewonnenen Kennzahlen vor dem
Hintergrund zusitzlicher Informationen
(wie z.B. Organisationsstruktur, Strategie,
Verwaltungsabliufe etc.) zu interpretieren,
um ein ganzheitliches Bild zu den Ver-
gleichsbereichen zu bekommen und daraus
Anbhaltspunkte fiir konkrete Verbesserungs-
potenziale zu gewinnen.

6. Integrieren der Prozessebene — Ein be-
sonders wichtiger ,,Stellhebel fiir die Op-
timierung von Verwaltungsleistungen ist
die Ebene der Prozesse. Besonders dort, wo
Kennzahlenwerte der Benchmarking-Part-
nerlnnen signifikant unterschiedlich sind,
ermdglicht eine vertiefende Betrachtung
der dahinter stehenden Prozesse Ursachen
des Abweichens zu identifizieren und ,,Good
Practices” abzuleiten.

7. Durchfiihren der vertiefenden Kenn-
zahlenanalyse — Der Erfolg und Mehrwert
eines Benchmarking-Projekes fiir die Be-
teiligten resultiert im Besonderen aus den
konkret erzielbaren Verbesserungspoten-
zialen fiir die eigene Organisation. Um
dies zu erreichen, geht es im Rahmen der
vertiefenden Kennzahlenanalyse um ecine
gesamthafte Betrachtung der aus dem
Benchmarking-Prozess gewonnenen Infor-
mationen, um daraus konkrete MafSnahmen
fur die eigene Organisation abzuleiten.
Diese Informationen sind:

¢ Kennzahlenwerte

¢ Prozesse

¢ Standards

¢ Identifizierte Verbesserungspotenziale
Auf Basis der gewonnenen Informationen
konnen konkrete Mafinahmen abgeleitet
und von den Benchmarking-PartnerInnen
definiert werden. Fiir die Erfolgsmessung
empfichlt es sich die konkret erzielbaren
Einsparungen zu berechnen und fiir die
Beteiligten transparent zu machen. Dies
schafft Klarheit tiber den Status der eigenen
Organisation und Antrieb fiir kontinu-
ierliche Verbesserungsmafinahmen.

Am Ende des Benchmarkingprozesses sol-
len auf Basis der Benchmarks und Best-
Practices der Vergleichspartner konkrete
Verbesserungspotenziale identifiziert und
konkrete MafSnahmen fiir die Weiterent-
wicklung der eigenen Organisation abge-
leitet werden kdnnen.



Beispiele aus der Praxis

Im Rahmen des vom &sterreichischen Bun-
deskanzleramt beauftragten und vom KDZ
betreuten ,,Benchmarking Forum® wurde
ein gebietskorperschaftsiibergreifender
Benchmarking-Prozess zu ausgewihlten
Supportleistungen durchgefiihrt.

Dabei wurden folgende Leistungs-
bereiche/Produkte verglichen:

* Aus- und Weiterbildung

* Personalverwaltung

* Posteingang/Postausgang

Zur Durchfithrung des Benchmarkings
wurden drei Arbeitsgruppen je Leistungs-
bereich/Produkt eingerichtet. Dabei wurden
unter Beteiligung von Expertlnnen auf
Ebene von Bund, Lindern und Gemeinden
Produktkataloge, Kennzahlen und die zu
vergleichenden Prozesse definiert. Im Rah-
men der Kennzahlen- und Prozessanalyse
wurden von den Benchmarking-Partner-

Innen insbesondere folgende Kennzahlen,
Indikatoren und zentrale Prozesse fiir einen
Vergleich entwickelt und ausgewihlt:

Auf Grundlage der vertiefenden Kennzah-
len- und Prozessanalyse konnten zahlreiche
Ansitze zur Effizienzsteigerung und Ver-
waltungsentwicklung identifiziert werden:
Aus- und Weiterbildung — Austausch zu
Trainerkosten/Schaffen eines Trainerpools;
Austausch zu innovativen Weiterbildungs-
angeboten und gebietskorperschaftsiiber-
greifende Nutzung von Angeboten im Be-
reich E-Learning etc.
Personalverwaltung — Auswirkungen un-
terschiedlicher Leistungsstandards und I'T-
Unterstiitzung auf den Ressourceneinsatz;
Identifizieren eines Good-Practices und
Musterprozesses fiir den Bereich der Rei-
sekostenverrechnung etc.
Posteingang/Postausgang — Auswirkungen
des ELAK’s (Elektronischer Akt) auf den

Ressourceneinsatz und zentrale Prozese im
Posteingang/Postausgang; Auswirkungen
unterschiedlicher Leistungsstandards und
I'T-Unterstiitzung auf den Ressourceneinsatz
etc. Ein weiterer zentraler Nutzen aus dem
Benchmarking-Projekt ist die weiterfiih-
rende Moglichkeit der Netzwerkbildung
zwischen den Benchmarking-PartnerInnen
zu aktuellen Fragestellungen zu Manage-
ment und Organisation in den einzelnen
Vergleichsfeldern. Zur Etablierung eines
offenen Austausches von Informationen
eine  WIKI-Plattform unter
www.benchmarkingforum.at eingerichtet
mit dem Ziel, einerseits auf Basis der erar-
beiteten Ergebnisse interessierten Gebiets-
korperschaften eine ,,Standortbestimmung
zu ermdglichen und andererseits Methodik
und Zuginge zu Benchmarking-Projekten
sowie eine Plattform des Informationsaus-

wurde

tausches zum Bereich ,Benchmarking® zur
Verfligung zu stellen.

Leistungsbereiche/Produkte Kennzahlen und Indikatoren Zentrale Prozesse

Aus- und Weiterbildung

Veranstaltungsmix (Anteil spezifischer
Veranstaltungen am Gesamtangebot)

Von der Bedarfserhebung bis zur Transfersiche-
rung von Aus- und Weiterbildungsveranstaltungen

Traineraufwand je Aus- und Weiterbildungstag

Raum- und Verpflegungsaufwand je
Aus- und Weiterbildungstag

Anzahl Weiterbildungstage

Anzahl Teilnehmerinnentage

Anzahl Mitarbeiterinnen in der Organisation
und Durchfiihrung von Aus- und
Weiterbildungsveranstaltungen

Personalverwaltung

Zeitaufwand je Reisekostenfall

Verrechnung von Reisekosten

Betreute Personen je Mitarbeiterin
in der Personalverwaltung

Zeitaufwand je betreutem/r Mitarbeiterin

Kosten Personalverwaltung je betreutem/r Mitarbeiterin

Personalaufnahme, intern und extern

Posteingang/Postausgang

Durchlaufzeit Posteingang elektronisch

Posteingang elektronischer Schriftstlicke

Durchlaufzeit Posteingang physisch

Posteingang physischer Schriftstlicke

Zeitaufwand Posteingang je Poststiick

Posteingang elektronischer Schriftstlicke

Zeitaufwand Postausgang je Poststiick

Postausgang elektronischer Schriftstiicke

Kosten Postverwaltung je Poststiick

Poststiicke pro Stunde je VZA

OGZ 11/2010



MAGAZIN

VERWALTUNGSREFORM

Die WIKI-Plattform www.benchmarking-
forum.at stellt dabei die erste gebietskor-
perschaftsiibergreifende Kennzahlen- und
Prozessdatenbank Osterreichs fiir die 6f-
fentliche Verwaltung dar und ist ein weiterer
Schritt in Richtung Verwaltungsmoderni-
sierung sowie mehr Transparenz und For-
derung des Erfahrungsaustausches bei Ver-
waltungsleistungen.

Benchmarking -

Was kann erreicht werden?

Gerade in Zeiten angespannter offentlicher
Finanzen, bietet Benchmarking einen prak-
tischen und vor allem Ressourcen scho-
nenden Ansatz zur Weiterentwicklung der
eigenen Verwaltung. Wie die Ergebnisse
aus zahlreichen Benchmarking-Projekten
zeigen, konnen wertvolle Ansitze zur Ef-
fizienz- und Qualititssteigerung offenticher
Verwaltungsleistungen gewonnen werden.
So bietet dieser Rahmen die Moglichkeit,
je nach Vergleichsbereich, Antworten auf
insbesondere folgende Fragen zu finden:
* Welche Parameter (Prozesse, I'T-Systeme,
Qualititsstandards etc.) haben Einfluss
auf den Ressourceneinsatz?

* Welche Qualititsdimensionen und Ko-
steneinsparungen konnen mit unterschied-
lichen Prozessen, IT-Losungen, Qualitits-
standards etc. erreicht werden?

* Wo bestehen Ahnlichkeiten und Unter-
schiede zwischen meiner Organisation
und den Benchmarking-PartnerInnen?

* Welche Einsparungen wiren bei Uber-
nahme von einem ,,Good-Practice“-Beispiel
auf meine Organisation erzielbar und wel-
che Aufwinde und Anstrengungen wiirde
eine Implementierung nach sich zichen?
Wie die Erfahrungen aus diversen Projekten
zeigen, ist Benchmarking ein sinnvolles
und vor allem effizientes Instrument, um
rasch Einsparungspotenziale aufzudecken
— Grundvoraussetzung dafiir sind eine
klare methodische Vorgehensweise, ein
gemeinsames Verstindnis zu Produktkatalog
und Kennzahlenberechnung und Prozess-
darstellung sowie gegenseitiges Vertrauen
der Benchmarking-PartnerInnen und die
Bereitschaft ,,voneinander und miteinander
zu lernen®.

Philip Parzer,
KDZ - Zentrum far Verwaltungsforschung

www.staedtebund.gv.at
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Mehr Licht —
weniger Kosten

Bis 2017 sollen veraltete Beleuchtungskérper in der Européischen Union
durch moderne Technik ersetzt werden. Diese (verpflichtende) Umriistung
fiir die 6ffentliche Innen- und AuBenbeleuchtung sieht die EuP-Richtlinie
(Energy-using Products-Richtlinie) vor und bildet damit einen neuen

rechtlichen Rahmen fiir die Kommunen.

Informationen tiber sdmtliche relevanten
Themen im Zusammenhang mit der
kommunalen Beleuchtungssanierung
erhielten die Vertreter/innen der Stadte
und Gemeinden punktgenau in einer
gemeinsamen Osterreichweiten Road-
show des Osterreichischen Gemeinde-
bundes, des FEEI — Fachverband der
Elektro- und Elektronikindustrie — sowie

der Kommunalkredit Austria unter der
Patronanz des Bundesministeriums fiir
Wirtschaft, Familie und Jugend.

Das Interesse war entsprechend groB,
ist dieser Umstieg nicht nur mit Kosten,
sondern gleichzeitig auch mit Chancen
verbunden: Allein das Energieeinspa-
rungspotenzial einer durchschnittlichen
Gemeinde durch die Umriistung auf
moderne Beleuchtungskorper liegt bei
rund 50 Prozent. Damit rechnet sich in
jedem Fall eine Investition.

Als Kompetenzzentrum flir das
kommunale und infrastrukturnahe
Projektgeschaft ist die Kommunalkredit

mit den Anliegen der Gemeinden und
Stédte seit vielen Jahren vertraut.

Mit der Finanzierungsinitiative ,,Licht“
bietet sie attraktive Moglichkeiten zur
Umsetzung geplanter Innen- und AuBen-
beleuchtungsprojekte — alles aus einer
Hand. Ob eine Stadt oder Gemeinde ein
eher kleineres Projekt andenkt oder die
gesamte StraBenbeleuchtung erneuern
mochte, die Kommunalkredit schndirt
eine maBgeschneiderte, umfassende und
kostengiinstige Finanzierungsvariante,
kooperiert mit Energieversorgungsunter-
nehmen und Lichtanbietern. Ferner gibt
es unter bestimmen Gesichtspunkten
auch die Mdglichkeit, fiir die geplante
Investition eine Forderung zu erhalten.
Ihre Fragen zur Umsetzung Ihres Licht-
projektes beantworten lhnen gerne:

Finanzierungsanfragen:
Kommunalkredit Austria AG
Susanne Rischanek

TiirkenstraBe 9, 1092 Wien

@ s.rischanek@kommunalkredit.at
T+43(0)1/316 31-124
www.kommunalkredit.at

Forderungsanfragen:

Kommunalkredit Public Consulting GmbH
DI Karin Schweyer

TiirkenstraBe 9, 1092 Wien

@ k.schweyer@kommunalkredit.at

T +43(0)1/31 6 31-274 oder DW 723
www.umweltfoerderung.at
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RECHTSTHEMATIK: ABGABEN-
VERJAHRUNG - FORMEN DER
UNTERBRECHUNG

Bereits zu einem fritheren Zeitpunke hat
sich der 6sterreichische Stidtebund mit
der Rechtsthematik ,,Abgabenverjihrung—
Unterbrechungshandlung® (OGZ—Ausgabe
12/2007/1/2008) rechtlich auseinanderge-
setzt. Die nunmehrige jiingste Rechtspre-
chung macht es jetzt doch erforderlich,
nochmals auf diese Rechtsproblematik, ge-
rade aus der Sicht der Verwaltungspraxis,
niher einzugehen.

1. Rechtsvoraussetzungen
Grundsitzlich muss zwischen der Festset-
zungsverjahrung nach § 207 BAO und
der Einhebungsverjihrung nach § 238
BAO unterschieden werden.

1.1. Festsetzungsverjihrung

Nach § 207 Abs. 1 BAO unterliegt
das Recht, eine Abgabe festzusetzen,
nach Maflgabe der gesetzlichen
Bestimmungen der Verjihrung;
die Verjidhrungsfrist betrigt zu-
meist 5 Jahre und beginnt in
der Regel mit Ablauf des
Jahres, in dem der Abga-
benanspruch entstanden
ist, zu laufen.

Werden innerhalb der
Verjihrungsfrist nach au-
f3en erkennbare Amtshand-
lungen zur Geltendmachung des
Abgabenanspruches oder zur
Feststellung des Abgabepflich-
tigen von der Abgabenbehérde
unternommen, so verlingert
sich gemifl § 209 Abs. 1
BAO die Verjihrungsfrist um
ein Jahr; die Verjahrungsfrist
verlingert sich jeweils um
ein weiteres Jahr, wenn sol-
che Amtshandlungen in
einem Jahr unternommen
werden, bis zu dessen Ab-
lauf die Verjihrungsfrist
verlingert ist.
Verfolgungshandlun-
gen im Sinne des §
32 Abs. 3 VStG
und § 14 Abs. 3

FinStrG gelten als solche Amtshandlungen.
Verfolgungshandlung im Sinne des § 32
Abs. 2 VStG ist jede von einer Behorde
gegen eine bestimmte Person als Beschul-
digten gerichtete Amtshandlung wie Ladung,
Vernehmung, Auftrag zur Ausforschung,
Strafverfigung udgl. und zwar auch dann,
wenn die Behérde zu dieser Amtshandlung
nicht zustindig war, die Amtshandlung ihr
Ziel nicht erreicht hat oder der Beschuldigte
davon keine Kenntnis erlangt hat; eine
analoge Definition der Verfolgungshandlung
istin § 14 Abs. 3 Finanzstrafgesetz vorge-
sehen.

Diese Aufzihlung von bestimmten Un-
terbrechungshandlungen wurde neu in
die Bundesabgabenordnung aufgenommen,
welche auch seit 1.1.2010 fiir die Ge-
meinden gilt.

Bilderbox

1.2. Einhebungs-
| verjihrung

Das Recht eine fillige Ab-
g gabe cinzuheben und
zwangsweise einzubringen,
verjihrt gemif§ § 238
Abs.1 BAO binnen 5

Kalenderjahres, in wel-
chem die Abgabe fil-
lig geworden ist, kei-
nesfalls jedoch frither
als das Recht zur Fest-
setzung der Abgabe.
Die Verjihrung filliger
Abgaben wird gemif§ §
238 Abs. 2 BAO durch
jede zur Durchsetzung
des Abgabenanspru-
ches unternommene,
nach auflen erkennbare
Amtshandlung wie
etwa durch Mahnung,
«durch Vollstreckungs-

maf$nahmen, durch Bewilligung einer Zah-
lunggserleichterung oder durch Erlassung
eines Haftungsbescheides unterbrochen;
mit Ablauf des Jahres in welchem die Un-
terbrechung eingetreten ist, beginnt die
Verjihrungsfrist neu zu laufen.

1.3. Amtshandlungen

Im Gegensatz zur Abgabenfestsetzungs-
verjihrung mit dem erginzenden Hinweis
auf lediglich spezifische ,,Verfolgungshand-
lungen® fithrt der Gesetzgeber hinsichtlich
der Abgabeneinhebungsverjiahrung konkrete
einhebungsspezifische ,Amtshandlungen®
an, die eine Unterbrechungshandlung dar-
stellen, wie etwa Mahnung, Vollstreckungs-
mafinahmen, Haftungsgeltendmachung.
Nachdem es sich grundsitzlich lediglich
um eine demonstrative Aufzihlung von
den, die Verjahrungsfristen unterbrechenden
Amtshandlungen handelt, werden bei-
spielsweise nachweisliche Ermittlungen zur
Feststellung

* des Wohnsitzes oder des Arbeitgebers
des Abgabenschuldners,

¢ der Grundbuchsverhiltnisse oder der
Firmenbuchrechtslage,

e der offenen Abgabenverbindlichkeiten
und ihre Anmeldung beim Konkursgericht
auch zu derartigen Unterbrechungshand-
lungen gerechnet werden kénnen. Einen
wesentlichen Bestandteil dieser die Ver-
jahrungsfrist unterbrechenden Amtshand-
lungen stellen daher diese ,Behérdener-
mittlungen® dar.

2. Kriterien einer
Verjahrungsunterbrechung

Aus den gesetzlich vorgegebenen Voraus-
setzungen fiir die Unterbrechung einer
Verjahrungsfrist kristallisierten sich drei
Kriterien heraus, um eine sichere Unter-
brechung zu bewirken und zwar muss die
Amtshandlung

e aus dem Behordenbereich nachweislich
heraustreten und

* nach auflen eindeutig erkennbar und

e aus den Akten der Abgabenbehérde nach-

weisbar sein.

2.1. Verwaltungshandlung
Nach stindiger Rechtsprechung der
Haochstgerichte setzt eine Unterbrechungs-

handlung voraus, dass die Abgabenbehorde
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KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein

ENDE DES REPORTS ---------------------------------
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in einer jeden Zweifel ausschliefenden
Weise Mafinahmen zur Feststellung des
Abgabenanspruches oder des Abgaben-
pflichtigen unternimmt (VwGH-Erkennt-
nis vom 21.05.2007, Z1. 2007/16/0014),
selbst wenn sich dieses Verwaltungshandeln
nicht gegen die schliefllich als Abgaben-
schuldner in Anspruch genommenen Per-
son richtet (VwGH-Erkenntnis vom
18.07.2002, ZI. 2002/16/0159); Unter-
brechungshandlungen gegeniiber dem pri-
miren Abgabenschuldner wirken demnach
auch gegeniiber dem potentiellen Haf-
tungspflichtigen.

Die schriftliche Anfrage der fiir die Erhe-
bung der betreffende Abgabe zustindigen
Abgabenbehorde bei einer anderen inlin-
dischen, aber auch natiirlich auslindischen
Abgabenbehorde stellt eine solche Unter-
brechungshandlung dar (VwGH-Erkennt-
nis vom 07.09.2006, Z1. 2006/16/0041);
die Behérdenmafinahme muss iiber den
Amtsbereich der Abgabenbehérde hinaus-
treten.

Bei der Einleitung einer Nachschau oder
Auflenpriifung nach den Bestimmungen
der Bundesabgabenordnung handelt es
sich um eine eindeutig zur Zweckerreichung
dienende VerwaltungsmafSnahme, welcher
Unterbrechungswirkung hinsichtlich der
Verjihrungsfrist zukommt (VwGH-Er-
kenntnis vom  25.05.2000, ZI.
99/16/0379). Die konkrete Einleitung
einer Priifung mit etwa Vorweisung des
Priifungsauftrages d.h. eine konkrete Prii-
fungseinleitung mit dem Ziel, mit dem
Abgabepflichtigen die konkrete Termin-
vereinbarung zu treffen bzw. die Vorlage
konkreter Buchunterlagen anzuordnen,
wird Unterbrechungswirkung haben.

Im Gegensatz dazu sind blofle ,,Ankiindi-
gungen®, wie etwa einer behérdlichen
Nachschau, womit beispielsweise der einzig
objektiv erkennbare Selbstzweck augen-
scheinlich darin liegt, den Lauf der Ver-
jahrungsfrist durch Avisieren einer Priifung
zu einem beliebigen Zeitpunkt zu unter-
brechen, keine Amtshandlung, welche die
Verjihrung unterbrechen kénnen (VwGH-
Erkenntnis vom 01.12.1987, ZI.
85/16/0111); gleiches gilt hinsichtlich der
bloflen Ankiindigung einer ,,Kontaktauf-
nahme® durch das Priifungsorgan (VwGH
vom 6.07.2006, ZI. 2006/15/0046 und

www.staedtebund.gv.at

vom 24.04.2007, Z1. 2007/17/0029).
Amtshandlungen zu einer Sachverhalts-
feststellung, womit mit behordlichen Maf3-
nahmen auch andere (baurechtliche) Ziele
als konkrete abgabenrechtliche Ziele verfolgt
werden, haben ebenfalls keine Unterbre-

chungswirkung (VwGH-Erkenntnis vom
08.09.2005, ZI. 2003/17/0235).

2.2. Erkennbarkeit

Bei einer rechtswirksamen Unterbrechungs-
handlung muss es sich um eine nach
auflen hin in Erscheinung tretende Amts-
handlung im Sinne von im Auflenbereich
wahrnehmbarer, behordlicher MafSnahme
handeln, die auf die Geltendmachung
eines Abgabenanspruches oder die Fest-
stellung des Abgabepflichtigen gerichtet
ist (VwGH-Erkenntnis vom 21.05.2007,
Z1. 2007/16/0014). Bei der Feststellung
des Abgabenschuldners bzw. der Abga-
benschuldigkeit ist es erforderlich, dass
sich die Abgabenbehérde auf einen be-
stimmten Abgabenzeitraum und vor allem
auf einen bestimmten Abgabenanspruch
bezieht (VwGH-Erkenntnis
23.05.1991, ZI. 89/17/0183).
Wesentlich ist, dass diese Unterbrechungs-
handlungen nach der bisherigen hochst-
gerichtlichen Rechtsprechung aus dem Be-
reich der Behorde heraustreten, nach auflen

vom

erkennbar werden und natiirlich auch aus
den Akten nachweisbar sind; auf die Kennt-
nisnahme durch den Abgabeberechtigten
selbst kommt es auf keinen Fall an (VwGH-
Erkenntnis vom 30.10.2003, ZI.
99/15/0098); Unterbrechungshandlungen
gegeniiber dem priméren Abgabenschuldner
wirken daher im Ergebnis auch gegeniiber
dem potentiellen Haftungspflichtigen
(VwGH-Erkenntnis vom 31.01.2001, ZI.
95/13/0259).

Fir die Wirkung der Unterbrechungs-
handlung ist es nicht erforderlich, dass

e die behordlichen Schritte der schliefilich
als Abgabenschuldner in Anspruch ge-
nommenen Person zur Kenntnis gelangen
e den behordlichen MafSnahmen eine zu-
treffende Rechtsansicht zu Grunde liegt,
¢ die behordlichen Amtshandlungen zum
Beweisthema beizutragen vermégen (siche
dazu: VwGH-Erkenntnis vom 29.11.1988,
Z1. 86/14/0134).

Von Relevanz ist, dass die Erkennbarkeit

nach auflen wirksam und einwandfrei
wahrnehmbar ist. Dies bedeutet, dass

e die Behorde nachweisen kann, dass die
Erledigung die Behérdensphire auch tat-
sichlich verlassen hat (VwGH-Erkenntnis
vom 30.11.1981, ZI. 2543/80,

* selbst wenn der schliefSlich als Abgaben-
schuldner in Anspruch genommene Person
nicht davon Kenntnis gelangt hat (VwGH-
Erkenntnis vom 07.07.2004, ZI.
2004/13/0080).

2.3. Aktendokumentation

Die entsprechende Amtshandlung muss
auch aktenmifiig eindeutig dokumentiert
sein (VwGH-Erkenntnis vom 30.10.2003,
Z1.99/15/0098).

Keine ausreichende Aktendokumentation
ist gegeben bei

e einem bloflen Aktenvermerk ohne Sei-
tenanzahl Gber eine allfillige ,Prifungs-
handlung® (VwGH-Erkenntnis vom
01.12.1987, ZI1. 85/16/0111),

* cin blofSes fernmiindliches Gesprich (Te-
lefonat) mit dem Abgabepflichtigen
(VwGH-Erkenntnis vom 30.09.1998, ZI.
94/13/0012),

¢ die Beantwortung eines vor Ablauf der
Verjihrungsfrist gerichteten telefonischen
Parteienvorhalts durch den Abgabepflich-
tigen nach Ablauf der Verjihrungsfrist
(VwGH-Erkenntnis vom 30.09.1998, ZI.
94/13/0012).

3. Behérdenermittlungen

3.1. ZMR-Abfragen

Das zentrale Melderegister ist gemifd § 16
Abs. 1 Meldegesetz 1991 ein offentliches
Register, wonach der Hauptwohnsitz eines
Menschen oder jener Wohnsitz, an dem
dieser Mensch zuletzt mit Hauptwohnsitz
gemeldet war, abgefragt werden kann,
wenn der Anfragende den Menschen durch
gewisse Kriterien im Hinblick auf alle im
zentralen Melderegister verarbeiteten Ge-
samtdatensitze eindeutig bestimmen kann;
datenschutzrechtlicher Auftraggeber des
Zentralen Melderegisters sind die Melde-
behérden. Organen von Gebietskorper-
schaften, Gemeindeverbinden, Gerichts-
kommissiren und Sozialversicherungstri-
gern hat gemifd § 16a Abs. 4 Meldegesetz
1991 auf deren Verlangen eine Abfrage im
zentralen Melderegister in der Weise eroffnet



zu werden, dass sie, soweit dies zur Besor-
gung einer gesetzlich tibertragenen Aufgabe
erforderlich ist, den Gesamtdatensatz be-
stimmter Menschen im Datenfernverkehr
ermitteln konnen; nach dieser Rechtsnorm
in Verbindung mit den Bestimmungen
der Meldegesetz-Durchfiihrungsverordnung
ist eine ZMR-Abfrage auch in automati-
onsunterstiitzter Form maoglich.

Einer derartigen ZMR-Abfrage wird al-
lerdings keine Unterbrechungswirkung zu-
kommen, weil

e die Einrichtung und Funktionsweise des
zentralen Melderegisters eine ausschliefSlich
interne Behordentitigkeit (Abfrage) darstellt
(siche dazu: Unabhingiger Finanzsenat
vom 17.03.2004, RV/0063-S/02 zur EDV-
Abfrage, wobei auch diesbeziiglich eine
Amtshandlung rechtlich nicht als Verjih-
rungsunterbrechung qualifiziert wurde),
* mit der ZMR-Abfrage keinesfalls die
Geltendmachung eines bestimmten Ab-
gabenanspruches oder die Beanspruchung
eines Abgabenschuldners erfolgt,

e die ZMR-Abfrage auch nicht auf die
Feststellung des Abgabepflichtigen als Ab-
gabenschuldner orientiert ist, weil damit
vermeint ist, die rechtliche Qualifikation
einer Person als Abgabenschuldner festzu-
stellen und nicht seine blofe Wohnan-
schrift.

3.2. Grundbuchsabfrage

Das Allgemeine Grundbuchsgesetz 1955,
BGBL. Nr. 39/1955, i.d.g.E sieht ein
Grundbuch, bestehend aus einem Haupt-
buch und einer Urkundensammlung, vor;
eine Grundbuchsabfrage ist auch in auto-
mationsunterstiitzter Form moglich (§ 6
Abs. 1 Grundbuchumstellungsgesetz).
Eine Grundbuchsabfrage zur Feststellung,
wer Eigentiimer der Liegenschaft und
damit Abgabenschuldner der Hausabgaben
in einem bestimmten Abgabenjahr ist, un-
terbricht grundsitzlich die Verjihrung
(VwGH-Erkenntnis vom 17.06.2009, ZI.
2008/17/0221) damit ist eine schriftliche
Grundbuchsabfrage jedenfalls rechtlich als
verjihrungsunterbrechend zu beurteilen.
Das Hoéchstgericht ldsst allerdings bei
seiner zitierten Entscheidung rechtlich
offen, ob neben der schriftlichen Grund-
buchsanfrage auch allenfalls die Grund-

buchsabfrage in automationsunterstiitzter

Form eine Behérdenermittlung mit gleich-
zeitiger verjihrungsunterbrechender Wir-

kung darstellt.

3.3. Firmenbuchabfrage

Das Bundesgesetz iiber das Firmenbuch,
BGBI. Nr. 10/1991, i.d.g.E sieht grund-
sitzlich das Firmenbuch, bestehend aus
dem Hauptbuch und der Urkundensamm-
lung vor; nach § 34 Abs. 1 Firmenbuch-
gesetz ist auch eine Firmenbuchabfrage in
automationsunterstiitzter Form maglich.
Derartige blofSe Firmenbuchabfragen mé-
gen zwar nachweislich dokumentierte
Amtshandlungen darstellen und das Er-
fordernis einer nach aufSen erkennbaren
Amtshandlung erfiillen, sie lassen allerdings
nicht erkennen, dass sie auf die Geltend-
machung eines bestimmten Abgabenan-
spruches gerichtet sind (VwGH-Erkenntnis
vom 07.09.2006, ZI1. 2006/16/0041).

3.4. Rechtskonsequenzen

Unter Beriicksichtigung der bisherigen
héchstgerichtlichen Rechtsprechung, wo-
nach

* bestimmte Voraussetzungen fiir eine Ver-
jihrungsunterbrechung, wie Verwaltungs-
handeln, Erkennbarkeit, Aktendokumen-
tation und damit einer auflenwirksamen,
erkennbaren und nachweislichen Amts-
handlung, wie etwa Behérdenermittlung,
fiir eine Unterbrechung der Verjahrungsfrist
erforderlich sind,

e aus einer bloflen Grundbuchsabfrage oder
Firmenbuchabfrage die Geltendmachung
eines konkreten Abgabenanspruches nicht
immer rechtlich ableitbar ist,

muss rechtlich gefolgert werden, dass aus
einer blof§ automationsunterstiitzter zen-
tralen Melderegister-, Grundbuchs- oder
Firmenbuchabfrage keine solche Behor-
denermittlung bzw. Amtshandlung vorliegt,
welche unbestritten zu einer Unterbrechung
der Verjihrung fiihren wird.

4. VerfahrensmaBnahmen

4.1. Beweisaufnahmen — Parteiengehor
Es stellt sich daher die rechtliche Frage
inwieweit mit einer derartigen zentralen
Melderegister-, Grundbuch- oder Firmen-
buchabfrage ein weiterer behordlicher
Verfahrensschritt gesetzt werden kénnte,
um einer derartigen automationsunter-

stiitzten Abfrage dennoch verjihrungs-
unterbrechende Rechtswirkung zukommen
zu lassen.

Dafiir bietet sich das Rechtsinstitut des
Parteienvorhalts (Parteiengehérs) an. Bei
den oben dargestellten ZMR-, Grund-
buchs- und Firmenbuchabfragen handelt
es sich im weitesten Sinn um eine Be-
weisaufnahme iiber Wohnverhiltnisse,
Grundbuchsfeststellungen oder Firmen-
buchauskiinfte. Den Parteien ist gemif
§ 183 Abs. 4 BAO vor Erlassung des Ab-
gabenbescheides Gelegenheit zu geben,
von der durchgefiihrten Beweisaufnahme
bzw. Behérdenermittlung Kenntnis zu
nehmen und sich dazu zu duflern. Dies
ist schon allein deswegen opportun, weil
auf Grund etwa kurzfristiger Verinde-
rungen der Rechtsverhiltnisse das Ergebnis
der Behordenabfragen im Zentralen Mel-
deregister, Grundbuch oder Firmenbuch
moglicherweise nicht die fiir die Erlassung
des Abgabenbescheides tatsichlich vor-
handenen rechtlichen Verhiltnisse wie-
dergibt; allfillige rechtliche Unkorrekt-
heiten kénnten daher auf diesem Wege
geklirt werden.

4.2. Rechtswirkungen
Die Einrdumung eines Parteiengehors tiber
das Ergebnis einer ZMR-Abfrage, Grund-
buchsabfrage oder Firmenbuchabfrage
bringt daher zweierlei Vorteile mit sich
e die Feststellung der tatsichlichen unbe-
strittenen Sach- und Rechtsverhiltnisse,
¢ die Rechtswirkung einer die Verjihrung
unterbrechenden Amtshandlung.
Im Rahmen dieses Parteiengehdrs muss
daher die Abgabenbehorde
e das Ergebnis der Beh6rdenermittlung
den Parteien bekannt geben,
* den Parteien gleichzeitig damit mitteilen,
auf welche Abgaben und Abgabenzeit-
riume sich dieses Ermittlungsergebnis
der Abgabenbehérde bezieht.
Auf diese Weise kann mit einem ohnedies
notwendigen Verfahrensschritt des Par-
teiengehors gleichzeitig auch eine sichere
verjahrungsunterbrechende Amtshandlung
gesetzt werden.

Peter Muhlberger, Leiter Finanzrecht und

Rechtsmittelverfahren, Magistrat Linz

OGZ 11/2010
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Wir verbinden Stadte

&

Bildung, f i ' fStadt & '
Schule, Stac ; . Kultur

Der Osterreichische Stidtebund verbindet 246 Stidte und Gemeinden in ganz Osterreich.

In unseren Mitgliedsgemeinden leben mehr als vier Millionen Menschen. Stadtische Verkehrs-

mittel, Kindergirten, Betreuungsdienste fiir Senioren, Horte, Pflichtschulen, Kultureinrichtun-
gen, eine serviceorientierte Abfallentsorgung und viele weitere Angebote machen unsere Stiadte
lebenswert. Osterreichs Stidte sind regionale Zentren und Impulsgeber fiir ein starkes Umland.

Wir schaffen Lebensqualitat

Osterreichs Stidte und Gemeinden bekommen im Rahmen internationaler Untersuchungen
immer wieder Bestnoten in Sachen Biirgernihe und Lebensqualitit. Daher ist der Osterreichische
Stadtebund seit Jahren bemiiht, das kommunale Wissen intern und international zu verbreiten.
Mit Erfolg. Besucher und Experten aus ganz Europa finden in Osterreichs Stiidten Vorbilder
und zahlreiche Anregungen.

Wir vertreten Stadteinteressen

Kommunalpolitik und Kommunalverwaltung ist immer Dienst am Biirger und braucht Rahmen-
bedingungen, die es ermoglichen, im Interesse der Biirger zu handeln. Daher ist die Interessen-
vertretung gegeniiber Bund, Lindern und EU-Institutionen ein zentraler Punkt in unserer
Arbeit. Sei es nun im Rahmen des nationalen Finanzausgleichs oder im Zuge der Erarbeitung
von Gesetzen auf EU-Ebene.

www.staedtebund.gv.at



WAS TUT DIE KOMMUNALKREDIT
FUR OSTERREICH?

Infrastruktur ist die Basis fiur eine erfolgreiche Zukunft. Aus diesem Grund legt die
Kommunalkredit ihren strategischen Fokus auf die Finanzierung von Infrastruktur-
projekten, die einer breiten Offentlichkeit zuganglich sind. Schulen, Kindergirten,
Krankenhauser, Energieversorgung, Anlagen der Wasserwirtschaft sowie der
Ausbau des offentlichen Nah- und Fernverkehrs sind fir die Allgemeinheit uner-
lasslich. Jeder hat einen Nutzen davon. Unser Know-how und unsere Erfahrung sind
bedeutendes Kapital fir Stadte und Gemeinden, damit sie ihre Vorhaben erfolgreich
umsetzen konnen. Investitionen in offentliche Infrastruktur sind ein wichtiger Motor
fur eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung und die Sicherung der Zukunft.

WASSERKRAFT NACHHALTIGE ENERGIE
als sauberer Stromlieferant ohne Umweltbelastung
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MODERNE GESUNDHEITSZENTREN KADERSCHMIEDEN
fur Blrgerinnen und Biirger fur unsere Jugend
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SOZIALE INFRASTRUKTUR VERKEHRSWEGE
fur eine funktionierende Gesellschaft fur rasche und sichere Verbindungen

OSTERREICHS BANK FUR INFRASTRUKTUR
www.kommunalkredit.at



Verwendete Acrobat Distiller 8.0/8.1 Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v4.0.0" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 8.0/8.1 kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Postyellow-PDF
PDF 1.4 + Transparency
Colour spaces remain as used
Printing resolution for commercial printing up to 2540 dpi
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 2400 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Nein
Papierformat:
     Breite: 240.002 Höhe: 327.002 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

Die "Distiller Secrets" Startup-Datei ist eine Entwicklung der

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de
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